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Kongress der IG Metall 

Erweiterung der Mitbestimmung: Gewerk¬ 
schaften müssen an Gegenkonzepten zur 
herrschenden Politik arbeiten. 
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Stegners Doppelstrategie 

250 Sozialdemokraten gründeten am 
vergangenen Wochenende die „Plattform 
Neue Linke“ - allen voran Ralf Stegner. 
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Thema der Woche 


Blockupy 

Schon 2012 versuchte die Polizei in 
Frankfurt a. M. mit Platzverweisen, 
illegalen Aufenthaltensverboten für 
das gesamte Stadtgebiet, zeitweisen 
Festnahmen und großräumigen 
Absperrungen die Blockupy-Proteste 
zu verhindern. 2013 wurden bei der 
Demonstration am Sonnabend, 1. 
Juni, 934 Demonstrantlnnen über 
neun Stunden eingekesselt, viele 
durch die Polizeikräfte verletzt. 
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Dem Reichtum eine Gasse! 

Wirtschaftsweise: Umverteilung von Schwarz-Rosa ist schuld an Wirtschaftsschwäche 


„Mehr Vertrauen in Marktprozesse“; 
fordert der „Sachverständigenrat zur 
Beurteilung der gesamtwirtschaftli¬ 
chen Entwicklung“. Die Konjunktur 
habe nicht die Erwartungen erfüllt, die 
man im Frühjahr gehegt habe. Im Klar¬ 
text: Die Wirtschaftsweisen haben sich 
mal wieder verkalkuliert. Sie hatten ei¬ 
nen Investitionsboom von plus 6,2 Pro¬ 
zent erwartet. Davon kann keine Rede 
sein. Wie auch. Das Wirtschaftswachs¬ 
tum (minus 0,1 Prozent in II. Quartal, 
0,1 Prozent im III. Quartal) liegt im 
statistischen Unschärfebereich. Vor 
allem die Entwicklung des Eurorau¬ 
mes sei nicht so, wie erhofft. Dazu habe 
die Bundesregierung mit „einer Fülle 
von Weichenstellungen“ beigetragen, 
auf dem Arbeitsmarkt, bei der Sozial¬ 
politik und bei der Energiepolitik, die 
allesamt mehr an Umverteilung als an 
Wirtschaftswachstum orientiert gewe¬ 
sen seien. Die Bundesregierung habe 
mit Einführung des gesetzlichen Min¬ 
destlohns ein „sozialpolitisches Ex¬ 
periment mit unbekanntem Ausgang 
gestartet“. Um im neoliberalen Neu¬ 
sprech zu bleiben: Die „sozialen Wohl¬ 
taten“ von Schwarz-Rosa sind schuld, 
dass die Wirtschaft nicht mehr läuft. 
Da sich die Prognose des Rates nicht 
erfüllt hätte, habe die Wirtschaftspoli¬ 
tik gefälligst umzusteuern. Natürlich 
ist die Realität schuld, wenn es mit der 
Prognose nicht klappt. 

Da fiel selbst der stramm haushalts¬ 
fundamentalistischen Kanzlerin nichts 
als Spott ein: „Es ist nicht ganz trivi¬ 
al zu verstehen, wie ein Beschluss, der 
noch nicht in Kraft ist, jetzt schon die 
konjunkturelle Dämpfung hervorru- 
fen kann.“ Die traurige Realität dieser 
„Fülle“ sozialer „Umverteilung“ (bei¬ 
spielsweise aus der Rentenkasse in die 
einiger weniger Beitragszahler mit 63) 
ist so armselig, dass positive gesamt¬ 
wirtschaftliche Wirkungen leider nur 
sehr begrenzt zu erwarten sind. Die Po¬ 
litik von Schwarz-Rosa zielt erkennbar 
nicht auf eine Revision der Schröder- 
schen Agenda, sondern lediglich auf 
leichte Schönheitsreparaturen, die das 
asoziale Gesamtprojekt etwas akzep¬ 
tabler erscheinen lassen sollen. Aber 
bekanntlich ist der „Sachverständigen¬ 
rat“ weder sonderlich sachverständig 
noch ein Rat. Er ist, was er immer war, 
ein Propagandaorgan der Unterneh¬ 
merverbände in pseudowissenschaft¬ 
lichem Tarnumhang und mit „gewerk¬ 


schaftsnahem“ Feigenblatt. Es gibt eine 
Standardbotschaft: Die Löhne, Lohn¬ 
nebenkosten, Renten, Steuern usw. 
sind zu hoch. Kurz: Der ganze „Sozial¬ 


klimbim“ ist zu teuer. Genau das, was 
Unternehmer schon zu allen Zeiten ge¬ 
wusst haben. 

In der Sache wäre es nicht allzu 
schwierig gewesen herauszufinden, 
dass, wenn man seine Hauptkund¬ 
schaft, eben Euro-Land, niederkon¬ 
kurriert und den so zwangsläufig Ver¬ 
schuldeten dann auch noch eine ru¬ 
inöse Austeritätspolitik aufzwingt, 
irgendwann die Konjunktur auch beim 
Exportweltmeister einbrechen muss. 
Glücklicherweise gibt es da den un¬ 
erschütterlichen Glaubenssatz: „Die 
Marktprozesse“ werden es schon rich¬ 
ten. 

Gleiches gilt für den Mindestlohn. 
Abgesehen von dem Umstand, dass er 
noch nicht existiert, und wenn, dann zu 
gering ausfällt, wäre die Einführung 
existenz- wie alterssichernder Mindest¬ 
löhne durchaus kein „Experiment mit 
unbekanntem Ausgang“, sondern hät¬ 
te durchaus absehbar expansive öko¬ 
nomische Wirkungen. Es sollte nicht 
vergessen werden: Es war die massi¬ 


ve Stärkung der Massenkaufkraft, die 
dem Kapitalismus nach dem zweiten 
Weltkrieg eine der stärksten, längsten 
und stabilsten Aufschwungphasen sei¬ 


ner Geschichte ermöglichten. Mit dem 
neoliberalen „Vertrauen in die Markt¬ 
prozesse“, der „Deregulierung“ der Re¬ 
agan- und Thatcher-Jahre, des realwirt¬ 
schaftlichen Kahlschlags und des Big 
Bang für die Finanzjongleure kamen 
auch die schwachen Wachstumsraten, 
die Finanzkrisen, die astronomischen 
Staatsschulden, die öffentliche und 
private Armut. Und am Ende auch die 
große kapitalistische Überakkumula¬ 
tionskrise, welche die Welt seit 2007 
gepackt hat und aus der weder die G7 
noch die G20 bislang einen Ausweg ge¬ 
funden haben. Die Weisheit der Wirt¬ 
schaftsweisen erschöpft sich nun in 
dem fröhlichen Ruf: „Zugabe!“ 

Ein (theoretischer) Ausweg würde 
darin bestehen, die Überakkumulati¬ 
on, die Menge des profitheischenden 
Kapitals zu verkleinern. Also massiv 
rück-umzuverteilen. Davon kann beim 
gegenwärtigen gesellschaftlichen Kräf¬ 
teverhältnis bekanntlich keine Rede 
sein. Da auch der keynesianistische 
Ausweg über die Verschuldung (defi¬ 


cit spending) durch die diversen Schul¬ 
denbremsen versperrt ist, bleibt kaum 
mehr als die Geldpolitik der Noten¬ 
banken. 


Die EZB will nun, wie die anderen 
großen Zentralbanken, ihre Bilanz¬ 
summe massiv ausweiten, also Geld 
drucken, Schuldentitel kaufen und so¬ 
gar einen Negativzins kassieren. Die 
propagierte Idee ist, damit den Real¬ 
zins zu senken und dadurch die Wirt¬ 
schaft anzukurbeln. 

Die Wirklichkeit ist auch hier eine 
andere. Die „Finanzmärkte“ haben die 
Notenbankbillionen natürlich gern 
genommen. Kapital wird weiter flei¬ 
ßig akkumuliert. Das Casino boomt. 
Die Aktienkurse notieren historische 
Höchststände. Realwirtschaftlich spielt 
die Musik aber weiterhin nur dann, 
wenn höherer Profit, also mehr Nach¬ 
frage in Aussicht steht. Und genau da 
tendiert die Wirkung von „Quantitati¬ 
ve Easing“ („quantitative Lockerung“, 
auch „monetäre Lockerung“) eben 
hart gegen Null und genau da hätte die 
Arbeit eines sachverständigen Rates 
beginnen müssen, statt abgedrosche¬ 
nes Stroh neu zu dreschen. 

Klaus Wagener 



Noch „brummt“ der Export in manchen Zweigen, aber das Wirtschaftswachstum ist auch hierzulande eingebrochen ... 


Politik für den Frieden 
statt permanenten Krieg 


21. bundesweiter und internationaler 

Friedensratschlag 2014 

ln Kassel, Universität 

Sa/So, 6* und 7 . Dezember 



Eine und herrsche 

Soviel Einheit war selten. Erst Mau¬ 
erfall-Jubiläum auf allen Kanälen, 
jetzt Tarifeinheit. Natürlich: Niemand 
hat die Absicht, das Streikrecht ein¬ 
zuschränken. Das erklären jedenfalls 
Ministerinnen und Unternehmer jedes 
Mal, wenn sie ihre Forderung nach ei¬ 
ner gesetzlich verordneten „ Tarifein- 
heit“ wiederholen. Natürlich sollen 
die Leute streiken dürfen - „ wir wol¬ 
len nur, dass die Friedenspflicht in ei¬ 
nem Unternehmen eingehalten wird“, 
erklärt „Arbeitgeber“-Präsident Ingo 
Kramer. Auch Arbeitsministerin Nah¬ 
les erklärt, ihr Gesetzentwurf sei „ im 
Sinne einer Befriedung“ in den Betrie¬ 
ben. 

Betriebs frieden per Gesetz - von 
Nahles haben wir nichts anderes er¬ 
wartet, die Freude der Unternehmer 
verstehen wir. Die DGB-Gewerkschaf¬ 
ten haben trotz langer Debatte um die 
Zwangseinheit noch keine einheitliche 
Position - die IG Metall „ begrüßt den 
Entwurf in seinen Grundzügen“ der 
DGB prüft noch, ver.di, EVG und an¬ 
dere sind dagegen. Warum ist es nicht 
möglich, zu dieser grundsätzlichen 
Frage eine gemeinsame Position zu fin¬ 
den? Warum verteidigen wir eigentlich 
die Tarifautonomie im ganz normalen 
Kapitalismus? Warum wollen wir, dass 
die Beschäftigten organisiert, gemein¬ 
sam und ohne staatliche Einmischung 
mit ihren Ausbeutern Löhne und Ar¬ 
beitszeiten aushandeln? Richtig: Weil 
dieser Staat, der sich da einmischen 
könnte (und das immer wieder tut), der 
Staat des Kapitals ist. Auf eine Zwangs¬ 
vereinigung der Tarifverträge können 
wir verzichten - auf Gewerkschaften, 
die die gemeinsamen Interessen aller 
Beschäftigten gegen die Unternehmer 
vertreten, nicht. Olaf Peters 


Gipfel der Verlogenheit 

Kaum verhüllte Drohungen Obamas gegen China beim G20-Treffen 


Nichts gewesen außer Putin-Bashing. 
Dieser Eindruck drängt sich auf, folgt 
man der veröffentlichten, im Zweifel 
immer eurochauvinistischen Meinung 
über das G20-Treffen in Australien. 
„Putin isoliert“, wusste die Tagesschau 
und belegte das mit einem Foto, das 
den russischen Präsident „einsam“ am 
Barbecue-Tisch zeigt. Einzig ein Kell¬ 
ner leistet Putin Gesellschaft, schenkt 
ihm gerade nach und verdeckt da¬ 
bei - glücklicher Umstand für die öf¬ 
fentlich-rechtliche Propaganda - Bra¬ 
siliens Präsidentin Dilma Roussef, die 
mit dem Buhmann am Tisch sitzt. Die 
zählt aber eigentlich nicht, ebenso wie 
die führenden Vertreter Chinas, Indi¬ 


ens, Südafrikas, die keinen Grund sa¬ 
hen, Putin zu schneiden. Aber „Inter¬ 
nationale Gemeinschaft“, das buchsta¬ 
biert sich für europäische Beobachter 
als USA, führende Staaten der EU 
und allenfalls noch die Pudel Obamas 
aus Kanada und Australien. 

Richtig ist aber, dass außer C0 2 - 
Ausstoß für das Einfliegen der Staats¬ 
oberhäupter und ihres Trosses über¬ 
wiegend heiße Luft in Brisbane pro¬ 
duziert wurde. Wie anders soll man 
eine Absichtserklärung nennen, dass 
man ein Wachstum von 2,1 Prozent 
statt wie bisher von 2 Prozent bis 2018 
„anstrebe“. Der vorgesehene Aktions¬ 
plan gegen Ebola - man hörte nichts 


mehr davon. Maßnahmen zur Her¬ 
stellung von Steuergerechtigkeit und 
zur Regulierung der Finanzmärkte - 
man stellte fest, dazu unterschiedli¬ 
cher Meinung zu sein und trennte sich 
in Eintracht. 

Was in der Berichterstattung über¬ 
haupt keine Rolle spielte, war eine 
Rede Präsident Obamas an der Uni¬ 
versität von Queensland. Zu Hause 
eine „lahme Ente“, gab er hier den 
starken Mann. Und das Feindbild hieß 
nicht Russland, sondern China. Der 
Platitüde, die USA begrüßten Chinas 
Wirtschaftswachstum, folgte die Ver¬ 
haltensregel: Wenn es einen Konflikt 
vermeiden wolle, müsse Chinas sich 


„an die gleichen Regeln halten wie 
andere Nationen“. 

Diese Regeln werden natürlich 
in Washington gemacht. „Wir glau¬ 
ben, dass eine effektive Sicherheits¬ 
ordnung für Asien nicht auf Ein¬ 
flusssphären oder Zwang oder Ein¬ 
schüchterung basieren kann, sondern 
auf gegenseitigen Sicherheitsallian¬ 
zen, internationalen Rechtsnormen.“ 
Dies vom Chef einer Regierung, die 
sich nirgendwo auf der Welt um die 
Einhaltung des Völkerrechts oder um 
die Souveränität von Staaten schert, 
deren Außenpolitik auf Zwang und 
Einschüchterung basiert. Und dann 
rühmte sich Obama gar der „Stärkung 


der Beziehungen zu Japan, Südkorea 
und den Philippinen“, Indien ermutigt 
zu haben, eine stärkere militärische 
Rolle in der Region zu spielen, enge¬ 
re Beziehungen zu Vietnam, Malaysia 
und Burma anzustreben und neue Mi¬ 
litärbasen in Australien und Singapur 
eröffnet zu haben. 

Alles Glieder der Kette, die um die 
Volksrepublik gelegt wird, mit dem 
Ziel, die hegemoniale Weltordnung 
auch im ostasiatischen Raum zu ver¬ 
ewigen. Manfred Idler 

Fesen Sie auch: Der Westen verlangt 
von Russland politische Kapitulation, 
Seite 6 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Schmerzgrenze überschritten 

„Wird die AWO zur Vorreiterin für weiteren Sozialabbau?“ 


Druck von unten, 
damit oben etwas 
rauskommt! 


Zum Jahresende laufen die Entgelt- 
Tarifverträge in der Metall- und 
Elektroindustrie aus, im Februar 
bei der Volkswagen-AG. Zum ers¬ 
ten Mal wurden nun die Forderun¬ 
gen zeitgleich in den regionalen Ta¬ 
rifkommissionen am 7. November 
beschlossen, nach der Kritik in der 
letzten Tarifrunde an der frühzeiti¬ 
gen Nennung von Zahlen vor Ab¬ 
schluss der betrieblichen Diskussio¬ 
nen. Am 11. November wurden die 
regionalen Diskussionen im Vor¬ 
stand zusammengefasst. Heraus kam 
eine Forderung von „bis zu 5,5 Pro¬ 
zent“, nachdem die Forderungen der 
regionalen Tarifkommissionen sich 
in einem Korridor zwischen fünf bis 
sechs Prozent bewegt hatten. 

Die Vertrauensleute des VW- 
Werkes in Osnabrück (nicht im 
Haustarif Volkswagen) hatten nach 
langer Diskussion eine Forderung 
von 6,5 Prozent aufgestellt, ähnlich 
wie die Kolleginnen und Kollegen 
bei Aistom in Mannheim. Bestand¬ 
teil waren dort auch Forderungen 
nach einem Mindestbetrag von 180 
Euro, um die unteren Entgeltgrup¬ 
pen stärker anzuheben. Sie hatten 
gute Argumente: 

★ Die Gewinnsituation ist im Volks¬ 
wagen-Konzern nach wie vor außer¬ 
ordentlich gut, die schwächere Ren¬ 
dite bei der Marke Volkswagen wird 
bereits mit Maßnahmen bearbeitet. 
Außerdem darf nicht vergessen wer¬ 
den, dass sie vorrangig die Fasten der 
Entwicklung für den Gesamtkonzern 
stemmt. 

★ Die geringe offizielle Teuerungsra¬ 
te widerspiegelt nicht die stark ange¬ 
stiegenen Kosten etwa bei Energie, 
Mobilität und Wohnen. 


★ Gesamtwirtschaftlich muss der 
seit Jahren andauernden Umvertei¬ 
lung von unten nach oben endlich 
Einhalt geboten werden. 

Das alles hätte auch eine Forde¬ 
rung deutlich über sechs Prozent ge¬ 
rechtfertigt. Allerdings wurden zum 
Beispiel im Tarifgebiet Osnabrück- 
Emsland auch niedrigere Forderun¬ 
gen aus verschiedenen Betrieben in 
wirtschaftlich schlechteren Situatio¬ 
nen genannt. Die unterschiedlichen 
Forderungen aus den Regionen (zwi¬ 
schen fünf bis 5,5 Prozent aus NRW 
und 5,5 bis sechs Prozent aus Nieder¬ 
sachsen) spiegeln diese differenzierte 
wirtschaftliche Situation wieder. Vor 
diesem Hintergrund könnte es wich¬ 
tig werden, Versuche der Kapitalsei¬ 
te nach einer stärkeren betrieblichen 
Differenzierung im Tarifvertrag ab¬ 
zuwehren. Aus den Unternehmer¬ 
verbänden waren bereits Stimmen 
für diese Forderung zu hören. 

Eine längere Faufzeit als ein Jahr, 
in der die Erhöhung durch eine Ad¬ 
dition der jährlichen Abschlüsse ge¬ 
schönt wird, kritisieren viele zu recht 
als Mogelpackung. Eine Anrechnung 
von unterschiedlichen sogenannten 
qualitativen Forderungen ist eben¬ 
falls abzulehnen. Beim VW-Hausta- 
rif geht es dabei etwa um die Aufsto¬ 
ckung von Ausbildungsplätzen und 
die Regelung von „Guter Arbeit“, im 
Flächentarif geht es um Weiterfüh¬ 
rung und Verbesserung der Alters¬ 
teilzeit und um Einführung einer Bil¬ 
dungsteilzeit. 

Nun muss in der Mobilisierung 
alles getan werden, damit das Er¬ 
gebnis möglichst nah an der Forde¬ 
rung liegt! 

Achim Bigus 


„Die Gewerkschaft sprengt die 
Schmerzgrenzen“, findet Andreas 
Johnsen, Geschäftsführer des AWO- 
Bezirksverbandes Mittelrhein. Denn 
ver.di weigert sich, das angeblich „erst¬ 
klassige“ Angebot der AWO für einen 
neuen Tarifvertrag für Nordrhein- 
Westfalen anzunehmen. Die Hardli¬ 
ner-Gewerkschaft, die ohne Rücksicht 
auf Klienten und Geldmangel ihre Mit¬ 
glieder bedienen will - das ist das üb¬ 
liche Bild, das profitorientierte Unter¬ 
nehmer in Tarifauseinandersetzungen 
verbreiten. 

Aber die Arbeiterwohlfahrt? Der 
Verband ist als Teil der Arbeiterbe¬ 
wegung entstanden und schreibt sich 
in seinem Selbstverständnis Solidari¬ 
tät und Gerechtigkeit auf die Fahnen. 
Mit dem Tarifvertrag für die AWO 
Nordrhein-Westfalen ist es in den 
vergangenen Jahren gelungen, ähnli¬ 
che Bedingungen wie im öffentlichen 
Dienst zu sichern. 

Auf den ersten Blick sieht das 
Angebot der AWO tatsächlich nicht 
schlecht aus: 5,4 Prozent mehr Ge¬ 
halt. Auf den zweiten Blick wird 
deutlich: Die „Arbeitgeber“ wollen 
die Erhöhung über mehrere Mona¬ 
te staffeln, bei einer Faufzeit von 32 
Monaten - also mehr als zweieinhalb 
Jahren, ver.di ist den „Arbeitgebern“ 
mit ihren Forderungen schon entge¬ 
gengekommen - aber dieses Angebot 
würde bedeuten, die AWO-Beschäf¬ 
tigten völlig vom Öffentlichen Dienst 
abzuhängen. Wolfgang Cremer, Ver¬ 
handlungsführer der Gewerkschaft, 
macht klar, worum es geht: „Wird 
die AWO zur Vorreiterin für weite¬ 
ren Sozialabbau?“, fragt er in einem 
offenen Brief an die Vorstände der 
AWO in NRW. 

Es ist richtig, auf das unverschäm¬ 
te Billig-Angebot der „Arbeitgeber“ 
mit Warnstreiks und Streiks zu ant¬ 
worten. Aber die verbissene Haltung 
der AWO-Verhandlungsführer ist nur 
ein kleiner Teil des großen Problems. 
Denn das Geld fehlt tatsächlich - die 
von allen Regierungen der letzten 
Jahre verordnete Sparpolitik hat die 
Träger der sozialen Arbeit in einen 
ständigen Wettbewerb um niedrige 
Kosten gedrängt. Was gute Pflege 
und gute Betreuung ist, wird am Geld 
und nicht an der Qualität gemessen. 
Es geht darum, wie der Reichtum in 
unserem Fand verteilt wird - aber es 
geht auch darum, wie unsere Arbeit 
organisiert ist, ob sich Betriebe und 
Einrichtungen am Profit oder an den 
Bedürfnissen der Menschen orien¬ 


tieren. Für grundsätzliche Probleme 
brauchen wir grundsätzliche Lösun- 
gen, der Kapitalismus bietet den ar¬ 
beitenden Menschen keine Zukunft. 

Bei der AWO-Tarifrunde geht es 
nicht nur darum, was die Kollegen 
dort in den nächsten Jahren im Porte¬ 
monnaie haben. Es geht auch darum, 
ob sich die Zersplitterung der Tarif¬ 
verträge, die Billiglöhne in der sozia¬ 
len Arbeit weiter ausbreiten. Natür¬ 
lich gibt es Feute, die viel Geld für 
die Kita oder das private Pflegeheim 
bezahlen können. Ihnen kann es egal 


sein, wenn Gehälter und Qualität für 
alle anderen in den Keller gehen. Wir 
dagegen sind auf gute, vom Staat fi¬ 
nanzierte Kinderbetreuung und 
Pflege angewiesen. Den Beschäftig¬ 
ten der AWO und der Gewerkschaft 
ver.di ist daher einen langen Atem 
und viel Erfolg in der laufenden Ta¬ 
rifrunde zu wünschen. Noch mehr 
Billiglöhne in der sozialen Arbeit, 
die AWO vom Tarif des Öffentlichen 
Dienstes abgehängt - das wäre jen¬ 
seits der Schmerzgrenze! 

Olaf Peters 




Grenzen der Freizügigkeit 

Hartz IV-Urteil: Arbeitslose EU-Ausländer benachteiligt 


Als der britische Premier David Ca- 
meron Quoten für Einwanderer aus 
der EU festlegen wollte, wurde er von 
Angela Merkel zurechtgewiesen. Die 
Kanzlerin drohte sogar damit, nicht 
mehr für den Verbleib Großbritanni¬ 
ens in der EU einzutreten. Über Re¬ 
gelungen der Sozialleistungen könne 
man aber natürlich reden. Die FAZ 
zitierte ranghohe britische Regie¬ 
rungsmitglieder, die davon sprachen, 
die Einschränkung der Freizügig¬ 
keit „Deutschen-kompatibel“ zu ma¬ 
chen. Tatsächlich ist hier die Bundes¬ 
republik Vorreiter. Seit in Folge der 
Wirtschaftskrise mehr und mehr Ar¬ 
beitssuchende aus den so genannten 
Schuldenstaaten gezwungen waren, 
ihr Glück in Deutschland zu versu¬ 
chen, versucht die Bundesregierung, 
die Kosten dieser selbst verursachten 
Einwanderung zu begrenzen. Ihr Ziel 
ist es, arbeitsuchenden EU-Bürgern 
keine Leistungen mehr zu zahlen. Be¬ 
reits 2011 hatte die Bundesrepublik 
das europäische Fürsorgeabkommen 
„unter Vorbehalt“ gestellt und damit 
den Anspruch auf ALG II für EU- 
Bürger aus den Unterzeichner Staaten 
(Bulgarien, Rumänien und Polen sind 
nicht dabei) versagt. 


Die Jobcenter lehnen seitdem An¬ 
träge von arbeitsuchenden Bürgern 
anderer EU-Staaten grundsätzlich 
ab. Nur wer arbeitet, aber nicht ge¬ 
nug verdient, kann ergänzende Leis¬ 
tungen bekommen. Das ist die Praxis 
aller Jobcenter - flächendeckend und 
unabhängig von Nationalität, Alter 
oder sonstigen Kriterien. Es gibt zwar 
Fälle, in denen Sozialgerichte den Be¬ 
troffenen ihren Anspruch auf ALG 
II bestätigt haben - ihre Anträge auf 
Weiterbewilligung werden trotzdem 
abgelehnt. 

Solche Ablehnungen haben 
nun den europäischen Gerichtshof 
(EuGH) beschäftigt. Das Bundessozi¬ 
algericht hatte ihm mehrere Klagen ge¬ 
gen die Ablehnung von ALG II-Zah- 
lungen für eine Vorabentscheidung 
vorgelegt. Nun liegt das Urteil des 
EuGH vor - und sorgt für eine weite¬ 
re Einschränkung der Freizügigkeit für 
Arbeitskräfte. 

Bisher war umstritten, ob Hartz 
IV-Leistungen allen EU-Bürgern zu¬ 
stehen. Die Verordnung zur Koordi¬ 
nierung der Systeme der sozialen Si¬ 
cherheit von 2004 sieht eine Gleich¬ 
behandlung von EU-Ausländern und 
Staatsbürgern vor. Viele deutsche So¬ 


zialgerichte gewährten Leistungen mit 
dem Verweis auf diese Verordnung. 
Der EuGH hat jetzt geurteilt, dass die 
Mitgliedsstaaten die Voraussetzungen 
und den Umfang von Leistungen selbst 
festlegen können und dabei nicht ge¬ 
gen EU-Recht verstoßen. Das Urteil 
beseitigt also das bisher gültige Gleich¬ 
behandlungsgebot. 

In dem Urteil geht es dem EuGH 
vor allem darum, den angeblich ver¬ 
breiteten „Sozialtourismus“, das Ein¬ 
reisen in die deutsche Sozialversiche¬ 
rung ohne wirkliche Bereitschaft zu 
arbeiten, einzudämmen. Das Gericht 
machte deutlich, wie es die „Unions¬ 
bürgerrichtlinie“ zur Freizügigkeit in 
der EU versteht: Erwerbsfähige Per¬ 
sonen müssten bei Einreise über aus¬ 
reichende eigene Existenzmittel ver¬ 
fügen. In den ersten drei Monaten 
ihres Aufenthalts haben sie, so das 
Urteil, deshalb keinen Anspruch auf 
Sozialhilfe und auch danach können 
ihnen die Leistungen verweigert wer¬ 
den. 

Angeblich, so die Stimmungsmache 
in der Mainstream-Presse, kommen die 
„Sozialtouristen“ vor allem aus Bul¬ 
garien und Rumänien. Bevor Anfang 
dieses Jahres die volle Freizügigkeit für 


diese Länder in Kraft trat, wurde eine 
Kampagne gegen die „Armutszuwan¬ 
derung“ aus diesen Ländern betrieben. 
Aber die Zahlen zeigen, dass die meis¬ 
ten Einwanderer aus diesen Ländern 
Arbeit finden und im Durchschnitt hö¬ 
her qualifiziert sind. Diese Statistiken 
hinderten die Arbeitsministerin Nah¬ 
les (SPD) jedoch nicht daran, mit ei¬ 
nem Gesetz „gegen Sozialmissbrauch“ 
die Regelungen für alle EU-Bürger zu 
verschärfen: Wer innerhalb von sechs 
Monaten keine Arbeit findet, muss 
wieder gehen, bei „Missbrauch“ der 
Sozialleistungen sollen Wiedereinrei¬ 
severbote verhängt werden. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
kritisierte das Gesetz zu Recht, weil es 
„die Aufgaben aus der krisenbeding¬ 
ten Zuwanderung aus Südeuropa aus¬ 
blendet.“ Die Zahlen zeigen, dass im 
vergangenen Jahr 73 000 Polen, 50 000 
Rumänen, 22 000 Bulgaren und rund 
70 000 Menschen aus den südeuropäi¬ 
schen Krisenstaaten (Italien, Spanien, 
Griechenland) einwanderten. Damit 
wird deutlich, dass es mit den Geset¬ 
zen und Urteilen keineswegs nur um 
rumänische und bulgarische Staats¬ 
bürger geht, die angeblich zu Unrecht 
Hartz IV beziehen. 


Der EuGH betont zwar, dass jeder 
einzelne Fall geprüft werden müsse. 
Tatsächlich sorgt die repressive Praxis 
der Behörden aber schon jetzt dafür, 
dass nur die wenigsten Widerspruch 
einlegen und die Überprüfung damit 
hinfällig wird. Schritt für Schritt hat 
die Bundesrepublik die Gewährung 
von Sozialleistungen für EU-Bürger 
eingeschränkt. Das deutsche Kapital 
profitiert vom europäischen Binnen¬ 
markt, die deutsche Exportwalze und 
das aus Berlin verordnete Spardik¬ 
tat haben massenhaft Arbeitsplätze 
im europäischen Ausland vernichtet. 
Das neue EuGH-Urteil sorgt dafür, 
dass die Bundesregierung auch wei¬ 
terhin die Kosten ihrer Politik auf die 
arbeitenden Menschen in ganz Euro¬ 
pa ab wälzen kann - auf die arbeitssu¬ 
chenden Ausländer, die keine Leistun¬ 
gen bekommen, auf die eingewander¬ 
ten Billiglöhner, die gezwungen sind, 
jeden Job anzunehmen, und auf alle 
Beschäftigten im Land, deren Gehäl¬ 
ter in dieser Konkurrenz in eine Ab¬ 
wärtsspirale geraten. Die Unterneh¬ 
men profitieren von der Freizügigkeit 
in der EU. Für Arbeitslose soll diese 
Freizügigkeit so nicht gelten. 

Philipp Kissel 
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Beteiligung statt Stellvertreterpolitik?! 

Bei der IG Metall diskutierten Gewerkschafter die Erweiterung der Mitbestimmung 



U nter dem Motto „Beteiligung 
& Mitbestimmung“ diskutier¬ 
ten am 5. und 6. November in 
Mannheim 350 Delegierte der IG Me¬ 
tall aus Betrieben, Verwaltungsstellen 
und Bezirken in unterschiedlichen Fo¬ 
ren. Sie tauschten ihre betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Erfahrungen 
mit der Mitbestimmung und einer Er¬ 
weiterung der Mitbestimmung aus. Da¬ 
bei ging es nicht zuletzt auch um neue 
Formen der stärkeren Einbeziehung 
der Betroffenen. 

Reinhold Götz, 1. Bevollmächtig¬ 
ter der IG Metall Mannheim, hatte 
schon in seiner Begrüßung deutlich 
gemacht, dass die Gewerkschaft nicht 
nur im Betrieb mitbestimmt, sondern 
auch kommunal, regional und darüber 
hinaus deutlich an Gewicht gewinnen 
will. Denn die vielen aktuellen Aus¬ 
einandersetzungen über Outsourcing, 
Insolvenzen, Standortverlagerungen, 
shareholder value, Leiharbeit und 
noch immer steigende prekäre Ar¬ 
beitsverhältnisse, lassen sich allein im 
Betrieb nicht mehr bekämpfen. Inte¬ 
gration statt Ausländerfeindlichkeit, 
Respekt und Toleranz braucht den 
Einsatz von Gewerkschaftern und Be¬ 
triebsräten auch außerhalb des Werk¬ 
zaunes. 

Die Konferenz und die insgesamt 
über 30 Foren zeigten: Durch den Wan¬ 
del in den Betrieben, durch neue Tech¬ 
nologien und Veränderung in den Ar¬ 
beitsinhalten und Arbeitsverhältnissen 
entstehen andere oft komplexe Her¬ 
ausforderungen für die Interessenver¬ 
tretung. Die stärkere Differenzierung 
innerhalb der Beschäftigten braucht 
differenzierte Antworten und Lösun¬ 
gen. Dazu wird vor allem mehr Beteili¬ 
gung der Belegschaften notwendigem 
das Wissen über ihre individuellen und 
kollektiven Bedürfnisse zu nutzen bzw. 
zu integrieren. Hierzu ist ein Mehr an 
Mitbestimmung notwendig. 

Mitglieder- oder Beschäftigtenbe- 
fragungen haben stark zugenommen 
und die Beteiligungsquoten sind dabei 
oft sehr hoch. Die Beschäftigtenbefra- 
gung der IG Metall aus dem Jahr 2013, 
bei der mehr als 500 000 Antworten 
kamen, bilden den Ausgangspunkt der 
aktuellen Diskussionen in der IG Me¬ 
tall. Aus den Rückmeldungen zu The¬ 


men wie Altersregelungen, Dauer und 
Lage der Arbeitszeit, bis hin zu den ak¬ 
tuellen Tarifrunden werden Forderun¬ 
gen abgeleitet. 

Detlef Wetzel, Vorsitzender der IG 
Metall, erweiterte den Blick auf Euro¬ 
pa. Mit dem Hinweis, dass viele Firmen 
sich durch die Flucht in eine europäi¬ 
sche Aktiengesellschaft (SE) der deut¬ 
schen Mitbestimmung entziehen kön¬ 
nen, forderte er die Erweiterung der 
Mitbestimmung europaweit. Es geht 
nicht nur um die Gründung von euro¬ 
päischen Betriebsräten, sondern gera¬ 
de jetzt um die Stärkung ihres Einflus¬ 
ses auf die Unternehmenspolitik, auf 
Standortentscheidungen und Arbeits¬ 
bedingungen. 

Mehrheitlich war sich der Kongress 
einig, genau das nicht allein den politi¬ 
schen Parteien zu überlassen. Gewerk¬ 
schaften müssen an Gegenkonzepten 
zur herrschenden Politik arbeiten. 

Die IG Metall und ihre Betriebs¬ 
räte sind für viele Beschäftigte die 
aktive Vertretung ihrer Interessen. 


Gerade bei Veränderungen in der 
Produktion wie der „Fabrik 4.0“, bei 
drohenden Schließungen oder Verla¬ 
gerungen geht es immer mehr darum, 
die Betroffenen bzw. die gesamte Be¬ 
legschaft einzubeziehen. Das gilt auch 
für Gruppen wie AT-Beschäftigte, die 
bisher nicht klassisch das Klientel der 
IG Metall waren. 

Ob es gelingt, Angriffe abzuweh¬ 
ren und Fortschritte für die Betroffe¬ 
nen zu erreichen, hängt heute mehr 
denn je von der Beteiligung aller Be¬ 
schäftigten ab. Gerade bei Fragen nach 
der Eindämmung von Werkverträgen, 
Leiharbeit, Arbeiten ohne Ende oder 
allen anderen Arten prekärer Beschäf¬ 
tigung. Institutionelle, klassische, ge¬ 
setzliche Mitbestimmung stößt an ihre 
(betrieblichen und an Unternehmens-) 
Grenzen. Wir brauchen eine erweiter¬ 
te Mitbestimmung, vor allem in wirt¬ 
schaftlichen Fragen. Wir haben nicht 
zu viel, sondern zu wenig Mitbestim¬ 
mung. Diese Forderung war deutlich 
spürbar. 


In den über 30 Foren wurde mit viel 
Sachverstand und großem Interesse 
über aktuelle Entwicklungen und un¬ 
terschiedliche Lösungen diskutiert. Ei¬ 
nige Projekte sind im Rahmen der Ver¬ 
anstaltung vorgestellt und ausgezeich¬ 
net worden. Das reiht sich nahtlos ein 
in die Diskussion um Mitbestimmungs¬ 
modelle, demokratischere Strukturen 
in den Betrieben, Veränderungen in 
der Arbeitswelt, neue Formen von 
Betriebsratsarbeit, Beteiligung und als 
Klammer die Kampagne der IG Metall 
„Gemeinsam für ein Gutes Leben“. 

Auch die gesellschaftliche Verant¬ 
wortung von Gewerkschaften allge¬ 
mein und der IG Metall im Besonde¬ 
ren rückte mehr in den Mittelpunkt. 
Eingreifen - auch außerhalb der Werk¬ 
grenzen - ist ausdrücklich erwünscht. 
Über eine grundsätzliche gesellschaft¬ 
liche Veränderung wurde (noch) nicht 
intensiv beraten, aber in vielen Fragen 
wurden die gesellschaftlichen Grenzen 
im Kapitalismus sichtbar. 

Uwe Fritsch 


Zukunftsdebatte bei VW 

Wir bringen keine Opfer! Auch nicht die Leiharbeiter! 


In der letzten Ausgabe des „Roten Kä¬ 
fer“ hatten wir in Frage gestellt, dass 
mehr Rendite und Profit auch im In¬ 
teresse der Belegschaft sind. Gut, dass 
der Gesamtbetriebsrat nun nicht mehr 
vom Spar-, sondern nur noch vom Ef¬ 
fizienzprogramm spricht. Sparpro¬ 
gramm hätte z.B. geheißen, Arbeitszeit 
der VW-Beschäftigten rauf und Leih¬ 
arbeiter raus. Davon hatten einige Ma¬ 
nager wohl schon geträumt. 

Nun hat der Gesamtbetriebsrat 
dem Vorstand ein 400 Seiten starkes 
Werk mit Vorschlägen der Belegschaft 
für Einsparungen aus allen VW-Stand- 
orten auf den Tisch gelegt. Dieses soll 
gemeinsam mit der Belegschaft abge¬ 
arbeitet werden. 

Schwerpunkte sind: Haben wir die 
richtigen Produkte? Ist die Varian¬ 
tenvielfalt notwendig? Welches sind 
die kritischen Prozesse sowohl in der 
Produktion als auch im Produktent¬ 
wicklungsprozess? Brauchen wir teu¬ 
re Parallelentwicklungen innerhalb des 
Konzerns? 

Gold aus den Köpfen holen? 

Damit betreibt die Interessenvertre¬ 
tung doch das Spiel des Unterneh¬ 
mens, das „Gold aus den Köpfen“ der 
Beschäftigten zu holen, meinen man¬ 
che Kritiker. Natürlich ziehen in die¬ 
sem System die Besitzer der Produk¬ 
tionsmittel aus den Vorschlägen der 
Beschäftigten den größten Nutzen. An¬ 
dererseits ist es gut, wenn der Betrieb 
sich an den Vorschlägen der Kollegin¬ 


nen und Kollegen abarbeiten muss. 
Sie sind ja häufig das Ergebnis langen 
Ärgers und vieler Mehrarbeit. Und es 
nimmt Druck von der Belegschaft. 

Außerdem können sie zeigen, dass 
die Beschäftigten sehr wohl in der 
Lage wären, „ihren“ Betrieb selbst zu 
übernehmen! 

Gute Arbeit - gutes Leben 

Wir müssen allerdings aufpassen, dass 
unsere Forderungen nach „guter Ar¬ 
beit“ nicht hinten runter fallen! Und 
Klarheit muss darüber herrschen, dass 
alle Verbesserungen und Effizienzstei¬ 
gerungen im Kapitalismus Arbeitsplät¬ 
ze kosten. Das darf nicht auf Kosten 
der Leiharbeiterinnen gehen! Des¬ 
halb: Druck machen auf Übernahme in 
den Haustarif, die tariflich geregelten 
fünf Prozent werden noch überschrit¬ 
ten! Deshalb: die Diskussion über Ar¬ 
beitszeitverkürzung bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich muss wieder 
auf den Tisch! Das trägt zu guter Ar¬ 
beit und gutem Leben bei und kann 
Arbeitsplätze sichern, sowohl unsere, 
als auch die der Autovisionisten und 
der verbleibenden Leiharbeiterinnen! 

Innovationsfond II 

Forciert werden sollte auch die Dis¬ 
kussion um den Innovationsfond II. 
Der ist doch keine Spardose, sondern 
soll Arbeitsplätze außerhalb der auto¬ 
mobilen Wertschöpfung schaffen. Wo 
bleiben konstruktive Ideen? Auf den 
Tisch gehören die Zukunft unserer 


Arbeitsplätze und der Umwelt! Hier 
sind unsere Kollegen im Aufsichtsrat 
gefordert. Nur keinem Projekt zuzu¬ 
stimmen, das weniger Rendite abwirft 
als das vorherige, ist deutlich zu we¬ 
nig. 

Neue Mobilitätskonzepte 

Wo bleiben die Aktivitäten von VW 
jenseits der Massenproduktion von Au¬ 
tos? Dieselben Mobilitätskonzepte wie 
bisher nun auf Basis von Elektro- oder 
als Hybridvariante reicht nicht aus. Wie 
bindet sich Volkswagen in die Entwick¬ 
lung neuer Mobilitätskonzepte mit we¬ 
niger, dafür voll besetzter und umwelt¬ 
freundlicher Autos ein? Wo bleiben die 
Vorschläge für die Vernetzung unter¬ 
schiedlicher Verkehrsträger? Car-Sha- 
ring-Konzepte, Infotainment und As¬ 
sistenzsysteme im Auto dürfen nicht 
Google und Co. überlassen werden! 


Wir können den Laden 
selbst schmeißen 

Das sind nun wieder Vorschläge für die 
Zukunftsfähigkeit des Konzerns! Aber 
solange unsere Arbeitsplätze davon 
abhängen, ist das durchaus statthaft, 
wenn die Richtung stimmt. Außerdem 
übt es, wenn wir mal selbst den „La¬ 
den“ schmeißen wollen. Wir dürfen nur 
nicht vergessen, darüber zu diskutie¬ 
ren, dass das eine lohnende Perspekti¬ 
ve sein kann, den von uns erarbeiteten 
Reichtum nicht mehr den Aktionären 
und den Vorständen zu überlassen, 
sondern so zu verwenden, dass alle 
ein gutes Leben haben, und sinnvolle 
und umweltschonende Produkte her- 
stellen! 


Aus: Roter Käfer, Betriebszeitung der DKP für VW-Braun- 
schweig und Wolfsburg, November 2014 
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Siemens AG 

Ein Konzern baut um 

Was ein deutscher Leitkonzern mit sei¬ 
nen flüssigen Mitteln macht, zeigt so¬ 
eben Siemens. Mit 8 Milliarden ist die 
Kriegskasse von Siemens gefüllt. Der 
größte Konzernumbau seit 25 Jahren ist 
angelaufen. 

Seit 1. Oktober ist der Elektrokon- 
zern neu aufgestellt. Löschers vier Sek¬ 
toren wurden zerschlagen und durch 
neun „Divisionen“ (von ehemals 16) 
ersetzt. Das bedeutet, dass Organisa¬ 
tionsebenen gestrichen wurden. Eine 
Milliarde will der Siemenschef bis 2015 
einsparen. Schon im Mai dieses Jahres 
sickerte die Zahl von weltweit 11 000 
betroffenen Stellen in die Öffentlich¬ 
keit, und Kaeser war bemüht, die Ge¬ 
rüchte einzufangen. Seine Dementis 
können jedoch die Betriebsräte nicht 
überzeugen, die Unruhe ist da. Der 
Umbau wird sich in den Verwaltungen 
auswirken, doch Kaeser hält sich wei¬ 
ter bedeckt. Zahlen zum Umbau wird 
er aber bei der Bilanzvorstellung im 
November den Aktionären berichten 
müssen. 

Energiegeschäft im Feuer 

Ganz neu sind die Abbauzahlen im 
Energiegeschäft. 1 200 Kollegen sol¬ 
len da raus. Betroffen ist vor allem das 
Generatorenwerk in Erfurt. (Süddeut¬ 
sche Zeitung, 16.10.14) In Görlitz, wo 
Dampfturbinen gefertigt werden, sollen 
190 von 900 auf die Straße gesetzt wer¬ 
den. (Süddeutsche Zeitung, 21.10.14) 
Dazu kommen noch 200 der Sparte 
Flughafenservice, die abgebaut werden 
sollen. Ein Vorgeschmack auf das, was 
noch kommt? 

Kaeser hat gerade das Geschäft mit 
Gasturbinen und Kompressoren vo¬ 
rantreiben wollen. Bisher war das die 
Sparte mit den größten Profiten, und sie 
sollte weiter wachsen durch die Teilha¬ 
be am Frackingboom in den USA. Da 
war erwartet worden, dass große Men¬ 
gen von Kompressoren zur Gasverflüs¬ 
sigung und Turbinen nachgefragt wer¬ 
den. Schon Anfang des Jahres hatte Sie¬ 
mens die Gasturbinensparte von Rolls 
Royce (GB) übernommen. Seine über¬ 
quellende Kriegskasse wollte der Kon¬ 
zern zum Einsatz bringen, um die Tur¬ 
binen von Aistom einzuverleiben, die 
ihm aber vom Hauptkonkurrenten Ge- 
neralElectric (USA) abgejagt wurden. 

Der jüngste Deal Kaesers war sieg¬ 
reich, gelang es ihm doch, die US-Firma 
Dresser Rand mit ihrer Öl- und Gas¬ 
technik demselben GE-Konzern für 6 
Milliarden wegzuschnappen. Zugleich 
stieß Siemens seinen 50-Prozent-An- 
teil an den Bosch Hausgeräten ab und 
verkaufte Osram. Damit konnte er die 
Kriegskasse fast entlasten. 

Kaeser zockt - Kollegen zahlen 

In diesen Tagen gab die Chefin der Sie¬ 
mens Energiesparte mit Sitz in Texas 
bekannt, dass es Überkapazitäten am 
Turbinenmarkt gäbe und die Gewinner¬ 
wartungen sänken. Das wird von den 
Meldungen über den abstürzenden Öl¬ 
preis flankiert. Und die Zahl 1 200 war 
auf dem Tisch! (Süddeutsche Zeitung , 
16.10.2014) Sie zeigt schnörkellos, wer 
das unternehmerische Risiko trägt. Die 
Kollegen sollen die Zockerei Kae-sers 
mit Rausschmiss bezahlen. 

Kaeser hat im Jahr 2013 Löscher 
abgelöst mit dem Auftrag des Siemens- 
Clans, die Profitrate des Hauptkonkur¬ 
renten GE zu erreichen. Das GE-Ma- 
nagement ist bekannt für seine Skru¬ 
pellosigkeit. Kaeser soll der Spagat 
gelingen zwischen Profitmaximierung 
nach GE-Maßgaben und dem vom 
Siemens-Kapital so geschätzten „so¬ 
zialen Frieden“ der „Betriebsfamilie“. 
Dafür wurde schon vor seiner Zeit mit 
der IG Metall vereinbart, dass es kei¬ 
ne betriebsbedingten Kündigungen ge¬ 
ben soll. 

★ 

Mit einem Pinguin-Kostüm verteilte die 
SDAJ Nürnberg Flugblätter an die Be¬ 
ruf sschülerinnen und Berufsschüler in 
Erlangen und machte deutlich, dass die 
Stellenstreichungen bei Siemens - ge¬ 
nauso wie ein Pinguin in der Sommer¬ 
hitze - eindeutig fehl am Platz sind. Die 
SDAJ fordert mit dem Ausbildungsge¬ 
setz die unbefristete Übernahme und 
eine Ausbildungsplatzgarantie. 

(aus POSITION Nr. 5/2014, Zeitung der SDAJ) 
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Nazis nutzen IS-Terror 

Erst Köln, jetzt Hannover: Hooligan- 
Demos, Straßenschlachten, Polizei-Auf¬ 
lagen. Die Gegenwehr wächst. 

Preissteigerung 

„Das ist der Preis der Freiheit“, erklärte 
der Jurist Hans-Peter Schneider zu den 
Debatten um ein mögliches Verbot der 
geplanten Hooligan-Demo am 15. No¬ 
vember in Hannover. Naziaufmärsche 
gehören zur angeblich freiheitlich-demo¬ 
kratischen Grundordnung, das ist nichts 
Neues. Neu ist, dass zu den Demonstra¬ 
tionen der „Hooligans gegen Salafisten“ 
(HoGeSa) einige tausend Hooligans, 
Rassisten und Neonazis aufmarschie- 
ren - fast 5 000 waren es Ende Oktober 
in Köln, rund 3 000 am 15. November 
in Hannover. Die HoGeSa-Aufmärsche 
sind damit die größten öffentlichen Akti¬ 
onen der Rechten seit Jahren. Tatsächlich 
ist das der Preis, den wir für die gegen¬ 
wärtige Schwäche der antifaschistischen 
Gegenwehr zu zahlen haben - und dieser 
Preis steigt. 

Unpolitisch 

Der Verfassungsschutz hat die neues¬ 
ten Hooligan-Aktivitäten im Blick. Der 
Präsident des Bundesamtes für Verfas¬ 
sungsschutz erklärte: Hooligans seien 
im Allgemeinen „politisch indifferent“, 
bei der HoGeSa-Demo hätten jedoch 
„Rechtsextremisten“ versucht, sich un¬ 
ter die Hooligans zu mischen. Der Ver¬ 
fassungsschutz hat auch die Aufgabe, die 
von Faschisten ausgehenden Gefahren 
kleinzureden und zu verschleiern - wie¬ 
der einmal mit Erfolg. Die Verbindung 
zwischen Hooligans und Nazis sind je¬ 
denfalls keine Neuigkeit, die Hooligan- 
Gruppen haben sich insbesondere gegen 
linke Ultra-Fangruppen in den Stadien 
formiert und bilden ein Rekrutierungs¬ 
feld für organisierte Nazis. 

Bescheiden 

5 300 Polizisten waren am 15. November 
bei der Hooligan-Demo in Hannover im 
Einsatz, die Polizei war mit ihrem Vorge¬ 
hen zufrieden. Die Maßstäbe dafür wa¬ 
ren bescheiden: Es kam nicht zu größe¬ 
ren Straßenschlachten wie drei Wochen 
zuvor in Köln. Die Polizei hatte Aufla¬ 
gen verhängt: Die Rechten durften nicht 
demonstrieren, sondern nur eine Kund¬ 
gebung durchführen, die Ordner muss¬ 
ten namentlich bei der Polizei gemeldet 
werden. Gegen die antifaschistische Ge¬ 
gendemonstration fuhr ein Wasserwerfer 
auf, den die Polizei aber nicht einsetzte. 
Gestört 

Die Teilnehmer der rechten HoGeSa- 
Kundgebung fühlten sich gestört. „Anti¬ 
fa - Hurensöhne“ riefen sie am Absperr¬ 
gitter den Gegendemonstranten zu. 5 000 
Antifaschisten - von bürgerlichen Nazi¬ 
gegnern über aktive Fußballfans bis zu 
linksradikalen und kommunistischen 
Kräften - waren gekommen, um dem 
nächsten Versuch rechter Mobilisierung 
entgegenzutreten. In Köln waren immer¬ 
hin 1 500 Gegendemonstranten auf die 
Straße gegangen. 

Rührend 

Die Polizei kümmerte sich schon im Vor¬ 
feld der Gegendemonstration um den 
antifaschistischen Protest. Bettina Jür- 
gensen, Mitglied des DKP-Parteivorstan- 
des und Sprecherin des „Runden Tisches 
gegen Rassismus und Faschismus Kiel“, 
bekam Besuch von Beamten in Zivil - 
eine so genannte Gefährderansprache. 
Betroffen waren auch zwei weitere An¬ 
tifaschisten - allein in Kiel. Mit solchen 
Gesprächen will die Polizei mögliche 
Teilnehmer an Protesten einschüchtern 
und Informationen über andere Aktivis¬ 
ten ermitteln. 

Günstig 

Der Terror des „Islamischen Staats“ er¬ 
schüttert die Welt. Davon, dass der IS nur 
durch die Einmischung der Großmäch¬ 
te so stark werden konnte, schweigt die 
Mainstream-Presse. Faschistische Grup¬ 
pen nutzen die Abscheu gegen den IS 
für ihre rassistische Propaganda, die Ho- 
GeSa-Demos sind dafür das deutlichs¬ 
te Zeichen. Aber nicht nur Nazis sehen 
eine günstige Gelegenheit, um Stimmung 
gegen Muslime im Allgemeinen zu ma¬ 
chen. Im Sommer veröffentlichte „Bild 
am Sonntag“ einen Kommentar, in dem 
es hieß, dass der Islam wohl ein Integ¬ 
rationshindernis sei, das ging selbst dem 
Chefredakteur zu weit. Der Verleger Ja¬ 
kob Augstein erklärt, die Springer-Zei¬ 
tung „Welt“ sei zum „Fachblatt für deut¬ 
sche Islamophobiker“ geworden. 


Endspurt zur Macht 

„Rot-rot-grüne“ Koalitionsverhandlungen kurz vor dem Ende 


D ie Koalitionsverhandlungen von 
Linkspartei, SPD und Bündnis 
90/Die Grünen über eine ge¬ 
meinsame Landesregierung in Thü¬ 
ringen neigen sich langsam dem Ende. 
Sollten sich die drei Parteien nicht noch 
über inhaltliche oder personelle Vor¬ 
schläge zerstreiten, dürfte der künf¬ 
tige Ministerpräsident des Freistaats 
tatsächlich Bodo Ramelow heißen. 
Damit wäre erstmals in der Geschich¬ 
te der Bundesrepublik ein demokra¬ 
tischer Sozialist Regierungschef eines 
deutschen Bundeslandes. 

Geht es nach dem derzeit anvi¬ 
sierten Zeitplan, dürfte Ramelow am 
5. Dezember zum Thüringer Regie¬ 
rungschef gewählt worden. Da ein 
„rot-rot-grünes“ Regierungsbündnis im 
Parlament jedoch nur über eine Stim¬ 
me Mehrheit verfügt, ist keineswegs 
ausgeschlossen, dass Abweichler dem 
Linke-Politiker die Stimme verweigern 
könnten. 

Im Rahmen der bisherigen Ver¬ 
handlungen hatten sich die künftigen 
Koalitionspartner unter anderem auf 
ein kostenloses Kita-Jahr und einen 
öffentlich geförderten Beschäftigungs¬ 
sektor vor allem für Langzeitarbeits¬ 
lose geeinigt. Beim Thema Auflösung 
des Landesamtes für Verfassungsschutz 
und Abschaffung der bisherigen V- 
Leute-Praxis hatte die Linkspartei hin¬ 
gegen eine Schlappe erlitten. So sollen 
auch in Zukunft V-Leute eingesetzt 
werden dürfen, wenngleich auch nur 
noch in Ausnahmefällen. 

Das sich abzeichnende Regierungs¬ 
bündnis hatte unterdessen bei etab¬ 
lierter Politik und sogenannten Bür¬ 
gerrechtlern für Proteste gesorgt. So 
marschierten ausgerechnet am 9. No¬ 
vember, dem Jahrestag der gegen Jü¬ 
dinnen und Juden gerichteten Pogro¬ 
me, rund 4 000 Personen, darunter auch 
Neofaschisten, mit Fackeln und Kerzen 
gegen das Parteienbündnis auf. Dabei 
skandierte der rechte Mob auch „Sta- 
si-raus!“ obwohl der Gewerkschafts¬ 


funktionär Ramelow aus dem Westen 
stammt und sich mehrfach von den Ak¬ 
tivitäten des Ministeriums für Staatssi¬ 
cherheit distanziert hatte. 

Mit Kritik von linken Organisati¬ 
onen wurde Ramelow hingegen kon¬ 
frontiert, weil ihm nicht wenige Men¬ 
schen übel nahmen, sich im Rahmen 
der Sondierungsgespräche mit SPD 
und Grünen von der DDR distanziert 
zu haben. Es wurde die Forderung 
laut, keine einseitige Geschichtsauf¬ 
arbeitung zu betreiben, sondern auch 
die Berufsverbote in der alten Bun¬ 
desrepublik, das KPD-Verbot, sowie 
die Repression gegen die politische 
Linke, darunter vor allem Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten, aufzu¬ 
arbeiten. 


Auch Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und Bundespräsident Joachim 
Gauck hatten sich wortgewaltig in die 
Debatte um den künftigen Regierungs¬ 
chef eingemischt und dabei fast sug¬ 
geriert, dass in Thüringen fortan der 
Kommunismus drohe. Mit den Wor¬ 
ten „Frau Merkel hat Angst um den 

Im Dezember soll Bodo 
Ramelow zum ersten 
Regierungschef der 
Linkspartei gewählt werden 


Ewigkeitsanspruch der CDU auf die 
Macht, das kann ich verstehen“, hatte 
Ramelow die Einmischung Merkels zu¬ 
rückgewiesen. 


Das künftige Regierungsbündnis 
in Thüringen gilt unterdessen auch als 
ein Testlauf für ein vor allem vom so¬ 
genannten Reformerflügel der Links¬ 
partei gewünschtes „rot-rot-grünes“ 
Bündnis ab 2017 auf Bundesebene. 
Dass dieses durchsetzbar ist, gilt je¬ 
doch als zweifelhaft. So haben sich vor 
allem die Gräben zwischen Linkspar¬ 
tei und Grünen in Fragen der Außen-, 
Sicherheits- und Kriegspolitik massiv 
verstärkt. Trotz alledem wird die Par¬ 
teirechte in der Linkspartei nichts un¬ 
versucht lassen, bisher noch vorhan¬ 
dene inhaltliche oder auch personelle 
Hemmnisse in Bezug auf eine solche 
Regierungskoalition aus dem Weg zu 
schaffen. 


Markus Bernhardt 



Katja, Bodo und die Schlange. 


„Das Wunder von Wunsiedel“ 

Nazis den Spaß verdorben 


Wie nahezu jedes Jahr hatten Nazis 
aus Oberfranken und darüber hinaus 
zu einem „Heldengedenken“ am Volks¬ 
trauertag aufgerufen. Etwas verloren 
drehten die rund 200, vorwiegend jun¬ 
gen Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
eine Runde am Wunsiedler Stadtrand, 
jenseits der Eger. Das Grab des Hitler- 
Stellvertreters Rudolf Hess in Wunsie¬ 
del wurde bekanntlich inzwischen auf¬ 
gelöst. 

Das hat die Nazis jedoch nicht da¬ 
von abgehalten, die wegen ihres Frei¬ 
lufttheaters auf der Luisenburg durch¬ 
aus renommierte Kleinstadt im Fich¬ 
telgebirge zur „Märtyrerstadt“ zu 
ernennen. Der Kriegsverbrecher Prieb- 
ke und Hess zu gedenken war ihnen 
jedoch polizeilich untersagt worden. 
Hauptziel des braunen Spektakels war 
ohnehin, für die Partei-Neugründung 
„Der III. Weg“ zu werben - die Ersatz¬ 
organisation für das kürzlich verbotene 
„Freie Netz Süd“. 

Viel Aufmerksamkeit wurde der 
Trauer-Truppe (zunächst) nicht zuteil. 
Denn der Zutritt auch nur zur Nähe 
der Innenstadt war ihnen verwehrt: 
Das antifaschistische Bündnis „Wun¬ 
siedel ist bunt“ mit ihrem so engagier¬ 
ten wie einfallsreichen (siehe unten!) 
Sprecher Karl Rost, einem mittlerwei¬ 
le pensionierten Lehrer, hatte dort für 
den ganzen Nachmittag Gottesdiens¬ 
te und andere Veranstaltungen ange¬ 
meldet. 

Mehr als 500 Menschen aus Ober¬ 
franken waren gekommen, nicht ge¬ 
zählt jene Wunsiedler, die spontan 
und punktuell teilnahmen. Schüler 
und Schülerinnen mehrerer örtlicher 
Schulen traten mit vielfältigen, auch 
musikalischen Beiträgen auf. Vertre¬ 
ter und Vertreterinnen der Kirchen¬ 


gemeinden und der Gewerkschaf¬ 
ten sowie weiterer Bündnisse gegen 
Rechts aus Bayreuth, Amberg oder 
auch Weiden berichteten aus ihrer 
Arbeit wie auch ein Vertreter der 
„Willkommens-Initiative“ in Selb 


„Nazis laufen gegen sich 
selbst ", der unfreiwilligste 
Spendenlauf Deutschlands 


über ihre praktische Unterstützung 
für Flüchtlinge. Nicht zuletzt gab es 
Ansprachen des Bürgermeisters Beck 


(CSU) und des SPD-Landtagsabge- 
ordneten Adelt. 

Außerdem kamen eine Vertrete¬ 
rin der IG Metall-Jugend aus Naila zu 
Wort sowie der regionale Geschäfts¬ 
führer des DGB, Matthias Eckart aus 
Bamberg, und für den Kreis vor stand 
der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes (VVN-BdA) Eva Peter¬ 
mann aus Hof. 

Nichteingeweihte erfuhren erst hin¬ 
terher, dass der Aufmarsch der Jung¬ 
nazis doch mehr Publikum gefunden 
hatte als vermutet - und vor allem, als 
ihnen selbst heb sein konnte. Ein Me¬ 
dienteam der Aussteigerorganisation 


„Exit“ hatte in Kooperation mit dem 
Wunsiedler Bündnis den braunen Um¬ 
zug mit viel Liebe zum Detail satirisch 
aufs Korn genommen unter dem Motto 
„Nazis laufen gegen sich selbst“. Im Stil 
der beliebten Wohltätigkeitsläufe wur¬ 
de jeder gelaufene Meter von privaten 
Spendern mit 10 Euro dotiert. 

Aufmunternde Transparente und 
Aufschriften auf dem Pflaster feuer¬ 
ten die Demonstrierenden an wie z.B. 
„Flink wie die Windhunde, zäh wie 
Leder, großzügig wie nie“. Auch wur¬ 
den Bananen („Mein Mampf!“) dar¬ 
geboten, wie es sich für einen rech¬ 
ten Langlauf gehört. Ein Transparent 
mahnte allerdings 
auch: „Was hätte 
der Führer dazu 
gesagt?“ 

Das Ganze 
wurde filmisch 
festgehalten und 
macht inzwischen 
im Internet höchst 
vergnüglich die 
Runde. Und nicht 
weniger als 10 000 
Euro („Danke, 
Sportsfreunde!) 
gehen nun an 
„Exit“, zur Unter¬ 
stützung all derer, 
die der rechten 
Szene entkommen 
wollen. Unbedingt 
ansehen und wei¬ 
ter verbreiten: 
„Der unfreiwil¬ 
ligste Spendenlauf 
Deutschlands“: 
www.rechts-gegen- 
rechts.de. 

Eva Petermann 


















m 


unsere zeit 


Innenpolitik 


Freitag, 21. November 2014 1 


Stegners Doppelstrategie 

Sozialdemokraten wollen linken Flügel stärken 


250 Sozialdemokraten waren einem 
Aufruf gefolgt, den 1 000 Mitglieder 
unterzeichnet hatten, und berieten in 
Magdeburg über die Politik ihrer Par¬ 
tei. Es wurde eine „Plattform Neue 
Linke“ installiert mit den Verantwort¬ 
lichen Ralf Stegner (stellvertretender 
SPD-Vorsitzender), Carsten Sieling 
(SPD-Bundestagsabgeordneter aus 
Bremen) und Johanna Uekermann 
(Bundesvorsitzende der Jungsozialis¬ 
ten in der SPD). 

Der Frust über die Wahlergebnis¬ 
se bei den Bundestagswahlen und den 
nachfolgenden Wahlen für das EU- 
Parlament und die Landtagswahlen in 
Sachsen und Thüringen steckte noch 
in den Knochen. Und auch die Tatsa¬ 
che, dass der Einfluss der Parteilinken 
in den 1990-er Jahren zurückgegangen 
sei, war den Teilnehmern anzumerken. 
Aber immerhin wurde das endlich re¬ 
gistriert. 

In dem Aufruf zu dieser Konferenz 
hieß es vielversprechend u.a.: „Insbe¬ 
sondere der wirtschaftsliberale Kurs 
der Entstaatlichung wurde von der 
rot-grünen Bundesregierung unter 
Gerhard Schröder ohne Integration 
der SPD-Linken und teilweise unter 
Androhung repressiver Maßnahmen 
durchgesetzt.“ Viele Linke hätten sich 
deshalb aus der Parteiarbeit zurückge¬ 
zogen oder sogar die Partei verlassen. 
Das „neoliberale Zeitalter“ sei aber 
nicht beendet, hieß es in Magdeburg. 
„Neoliberale Denkmuster halten sich 
insbesondere im wirtschafts- und fi¬ 
nanzpolitischen Bereich hartnäckig 
und sind bis tief in die SPD wirkfähig.“ 
Das wollte der Chef der SPD-Bundes- 
tagsfraktion, Oppermann, nicht hin¬ 
nehmen und wies diesen Vorwurf so¬ 
gleich energisch und öffentlich zurück. 

Die SPD-Linken in Magdeburg 
aber hatten zwei gravierende Beispie¬ 
le aufgegriffen, an denen sie diesen 
Tatbestand verdeutlichten. Da war 
zum einen die Frage der Freihandels¬ 
abkommen der Europäischen Union 
mit Kanada (Ceta) und mit den Ver¬ 
einigten Staaten (TTIP). Die Sozial¬ 
demokraten hatten sich noch auf ih¬ 
rem Parteikonvent Ende August ge¬ 
gen Investitionsschutzabkommen 
gewandt. Insbesondere die Schiedsge¬ 
richte, vor denen Konzerne Staa- — 
ten auf Schadensersatz verklagen 
können, wollten sie verhindern. 
Dem hatte sich auch Parteichef 
Sigmar Gabriel gefügt. Dagegen 
hatte aber der Koalitionspartner — 
CDU/CSU protestiert. Und auch die 
neue EU-Handelskommissarin Ce- 
cilia Malmström erklärte unmissver¬ 
ständlich, dass nur noch „geringfügige 
Klarstellungen“ im bereits verhandel¬ 
ten Ceta-Abkommen mit Ottawa in 
Aussicht stehen. Ähnlich verhalte es 
sich mit TTIP. 

Nun entband sich Gabriel selbst 
von dem SPD-Konventsbeschluss 
und erklärte: „Ich glaube nicht, dass 
es möglich sein wird, die Investitions- 



Da oben irgendwo rechts, nee links muss das sozialdemokratische Wesen sein. 


Schutzabkommen komplett aus der 
Ceta herauszubekommen.“ Er forder¬ 
te stattdessen mehr Realitätssinn von 
seiner Partei, da man sich doch im eu¬ 
ropäischen Umfeld bewege. Und aus¬ 
gerechnet in diesem Zusammenhang 
empfanden viele linke Sozialdemo¬ 
kraten seinen Hinweis an die SPD als 
besonders gemein: „Da ist es immer 
ein bisschen schwierig zu erklären, am 
sozialdemokratischen Wesen soll die 
Welt genesen.“ 

Carsten Sieling wies das zurück: 
„Die SPD wird eine Investitions¬ 
schutzklausel nicht akzeptieren.“ Auch 
Ralf Stegner gab sich resolut: „Es gel¬ 
ten für mich die vorbildlichen Be¬ 
schlüsse unseres Parteikonvents.“ 

Das zweite Beispiel, was die Lin- 


Gabriel: „Da ist es immer ein 
bisschen schwierig zu erklären, am 
sozialdemokratischen Wesen soll 
die Welt genesen“ 


ken in Magdeburg aufregte, war das 
Thema Steuern. Im Bundestagswahl¬ 
programm hatte sich die SPD da trotz 
ihres Kandidaten Peer Steinbrück 
sehr aufgeschlossen für linke Forde¬ 
rungen gezeigt, für mehr Gerechtig¬ 
keit zu sorgen. Nun hat Parteichef 
Sigmar Gabriel in einem Interview 
die Vermögensteuer für „tot“ erklärt. 
Das sei ein „Irrtum von Sigmar Ga¬ 
briel“, sagte Carsten Sieling in der 
„Stuttgarter Zeitung“. „Die Vermö¬ 


genssteuer ist nicht tot angesichts der 
Schere zwischen Arm und Reich in un¬ 
serem Land.“ Dem stimmte auch Ralf 
Stegner in gleicher Zeitung zu: „Zur 
Steuerpolitik haben wir noch keine 
neueren Beschlüsse, bis auf weiteres 
gilt unser Wahlprogramm.“ Die der 
neuen Plattform nicht angehörende 
Hilde Mattheis, ehemals Chefin des 
SPD-“Forums Demokratische Linke“ 
der SPD, das mit wirklich deutlichen 
Forderungen an die SPD auffiel, for¬ 
derte: „Wir brauchen Steuererhöhun¬ 
gen und wollen die Ungleichheit ab¬ 
mildern und beseitigen.“ Sie hatte das 
Mindestlohngesetz von Andrea Nah¬ 
les als „faulen Apfel“ bezeichnet. Der 
linke Ralf Stegner in Magdeburg an 
Mattheis Adresse: „Du warst einfach 

— nicht kompromissfähig.“ 

In Magdeburg waren sehr ein¬ 
gängige Töne für Linke zu hören. 
Zum Beispiel: „Ich erwarte von 
Sigmar Gabriel, dass er den Zu- 

— sammenhang zwischen der sozi¬ 
alen Frage und dem Ende des fossi¬ 
len Zeitalters begreift“, äußerte Alt- 
Linker Michael Müller. Oder Stegner: 
„Das Herz der SPD schlägt links, und 
es schlägt kräftig.“ 

Ralf Stegner gibt sich als sympa¬ 
thischer Vertreter der Linken. „Ich 
kenne keine Wahlanalyse, die uns 
Zuwüchse verspricht, wenn wir die 
DIHK-Geschäftsführer zufrieden¬ 
stellen“, sagt er zum einen. Zum an¬ 
deren sei die Magdeburger Plattform 


keine Kampfansage an Gabriel. „Vor 
uns muss niemand Angst haben in 
der eigenen Partei - es sei denn er 
will unsere Programmatik nach rechts 
verschieben.“ Gegner seien nicht die 
Parteirechte, sondern „unsere Gegner 
sind die anderen Parteien“. Da müsse 
die SPD Profil gewinnen, sonst „kom¬ 
men wir eher in Richtung 20 Prozent 
als in Richtung 30 Prozent.“ 

Ralf Stegner verspricht schließlich 
treuherzig: „Ich selbst fordere öffent¬ 
lich nichts anderes, was nicht unserer 
Beschlusslage entspricht. Ich glaube, 
dass es wichtig ist, mit unterschiedli¬ 
chen Rollen zu spielen - auf der einen 
Seite muss Regierungshandeln vertre¬ 
ten werden, auf der anderen Seite das 
Parteiprofil.“ 

Und da gibt es in der SPD noch 
den rechten Seeheimer Kreis. Über 
dessen Mitgefühl kann man fast 
schmunzeln. Der Seeheimer Kreis 
stellte jüngst „bedauernd“ fest: Die 
SPD-Linke sei zuletzt „weit unter ih¬ 
ren Möglichkeiten geblieben“. Aus¬ 
gerechnet Kreis-Sprecher Johannes 
Kahrs, der immer wieder die linken 
Umtriebe in seiner Partei angegrif¬ 
fen und verleumdet hat, stellte jetzt 
im „Kölner Stadtanzeiger“ fest, dass 
ihm eine Stärkung der Linken „mehr 
als nötig“ sei. Er sei ein Anhänger des 
Spruchs von Helmut Schmidt: „Eine 
Partei ist wie ein Vogel, sie braucht ei¬ 
nen linken und einen rechten Flügel, 
damit sie schlagen kann.“ Rolf Priemer 


„Goldstein meets Carlebach“ 

Veranstaltung am 15 . November in Berlin 


Eingeladen zu diesem „politischen 
Familientreffen“ in der Gedenkstätte 
Deutscher Widerstand in Berlin-Mitte 
hatten u.a. „Die Kämpfer und Freun¬ 
de der Spanischen Republik 1936-1939 
e.V“. und die „Lagerarbeitsgemein¬ 
schaft Buchenwald Dora e.V.“ Drei 
Generationen Antifaschisten erinner¬ 
ten durch ihre Beiträge an das Leben 
dieser beiden Persönlichkeiten, die als 
Internationalisten und deutsche Patri¬ 
oten mit jüdischer Herkunft in unsere 
Gegenwart hinein wirken und auch jun¬ 
gen Antifaschisten und Kommunisten 
als Vermächtnis gelten. 

Kurt Julius Goldstein, deutsches 
Mitglied der Internationalen Brigaden 
im spanischen Bürgerkrieg, Überle¬ 
bender von Auschwitz und des Todes¬ 
marsches von Buchenwald, Ehrenvor¬ 
sitzender des Internationalen Ausch¬ 


witz-Komitees und der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes - Bund 
der Antifaschisten und Emil Carlebach, 
Mitbegründer und Chefredakteur der 
1945 gegründeten Frankfurter Rund¬ 
schau, Stadtverordneter der KPD in 
Frankfurt, Abgeordneter des Landtags 
in Hessen, an dessen Verfassung er 
mitwirkte, Mitbegründer der VVN 
(Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes) und Vizepräsident des 
Internationalen Buchenwaldkomi¬ 
tees nahmen sozusagen per Video 
zu Beginn der Veranstaltung noch ein¬ 
mal direkt Kontakt mit den Anwesen¬ 
den in dem gut gefüllten Saal der Ge¬ 
denkstätte Deutscher Widerstand auf. 

Einige Anwesende kannten beide 
noch persönlich, nicht nur die beiden 
Enkelinnen von Emil Carlebach und 
Kurt Julius Goldstein. In ihren Bei¬ 


trägen zeichneten beide ein Bild ihrer 
Großväter, das deutlich machte, dass es 
keinen Bruch zwischen dem privaten 
und politischen Leben gab. Im öffent¬ 
lichen wie im privaten Leben fühlten 
Emil Carlebach und Kurt Julius Gold¬ 
stein sich dem Schwur von Buchenwald 
verpflichtet: „Die Vernichtung des Na¬ 


zismus mit seinen Wurzeln ist unsere 
Losung. Der Aufbau einer neuen Welt 
des Friedens und der Freiheit ist unser 
Ziel. Das sind wir unseren gemordeten 
Kameraden, ihren Angehörigen schul- 
dig.“ 

Hans Canje, ehemaliger Chef des 
Jugendradios und ebenfalls überzeug¬ 


ter Antifaschist und Kommunist, trug 
mit seinem Bericht über seine langjäh¬ 
rige Zusammenarbeit mit beiden dazu 
bei, das Bild über Goldstein und Carle¬ 
bach in ihrem praktischen Wirken z.B. 
als Journalisten und Arbeitskollegen 
nahezubringen. 

Auch der geschäftsführende Vize¬ 
präsident des Internationalen Aus¬ 
schwitzkomitees, Christoph Heub- 
ner, würdigte das Verdienst beider. 
Ihnen ist es zu verdanken, dass nach 
1989 das Auschwitzkomitee aus der 
Isolation geholt wurde, dass Juden, An¬ 
tifaschisten aller Nationen zusammen 
geführt wurden. Beide haben mit ihrer 
Begeisterungsfähigkeit immer wieder 
junge Menschen davon überzeugt, wie 
wichtig nach wie vor antifaschistischer 
Kampf ist. 

Karin Mack 


wo Jahre Kurt Julius Goldstein 
und Emil Carlebach 


Hassprediger an den 
Rand gedrängt 

Mehr als 1 000 Menschen haben am 
vergangenen Wochenende in Dres¬ 
den gegen einen Aufmarsch von etwa 
400 christlichen Fundamentalisten und 
Rechtspopulisten demonstriert. Letztere 
waren in der sächsischen Landeshaupt¬ 
stadt aufmarschiert, um angeblich ge¬ 
gen eine „Frühsexualisierung“ von Kin¬ 
dern demonstrieren zu wollen. Tatsäch¬ 
lich betrieben sie hingegen maßgeblich 
eine Stimmungsmache gegen die gesell¬ 
schaftliche Gleichstellung von Lesben, 
Schwulen, Trans- und Bisexuellen mit 
Heterosexuellen. 

So wollten die Ewiggestrigen, die in 
der jüngsten Vergangenheit bereits mit 
etwa 3 000 Personen in Stuttgart auf¬ 
marschiert waren, diesmal in der sächsi¬ 
schen Landeshauptstadt gegen die Auf¬ 
klärung von Schülerinnen und Schülern 
mobil machen. Marc Dietschkau vom 
CSD (Christopher Street Day) Dresden 
kritisierte: „Solange ,schwul 4 eines der 
häufigsten Schimpfwörter auf Schulhö¬ 
fen ist, solange nicht-heterosexuelle Ju¬ 
gendliche noch immer große Probleme 
beim Coming-Out haben, solange zeigt 
das auch, dass wir mehr und nicht weni¬ 
ger Aufklärung brauchen.“ 

Im Gegensatz zu anderen Bundeslän¬ 
dern hatte die gleichberechtigte Darstel¬ 
lung von verschiedenen Lebensformen 
im Berliner Schulunterricht nie für Pro¬ 
teste gesorgt. So bietet der Senat nicht 
nur an Jugendliche gerichtete Broschü¬ 
ren zu den Themen Homo- und Transse¬ 
xualität an, sondern lässt auch jährlich 
einen „Queer History“-Monat an den 
Schulen durchführen, im Rahmen des¬ 
sen Schülerinnen und Schüler sich über 
das Leben von Lesben und Schwulen, 
aber beispielsweise auch deren Verfol¬ 
gung während des Faschismus infor¬ 
mieren können, http://queerhistory.de 

(bern) 

Gedenken an Karl Liebknecht 

Unter dem Motto „1914-2014 - Da¬ 
mals wie heute: Nein zum Krieg“ lädt 
unter anderem Sevim Dagdelen, Spre¬ 
cherin für Internationale Beziehungen 
der Linksfraktion im Bundestag, für den 
2. Dezember in das Berliner Kulturzen¬ 
trum Wabe (Danziger Straße 101) ein. 
Dort erinnern ab 19 Uhr verschiedene 
Politiker und Kulturschaffende an Lieb¬ 
knechts historisches Nein zu den Kriegs¬ 
krediten. Unter anderem wird Oskar 
Lafontaine zum Thema „Die Linke und 
der Krieg“ sprechen, Boris Kagarlitsky, 
Direktor des Moskauer Globalisie¬ 
rungsinstitut IGSO zum Thema „Feind¬ 
bild Russland“, Sahra Wagenknecht zum 
Thema „Kapitalismus und Krieg heute“ 
und Gregor Gysi zum Thema „Gewis¬ 
sensfreiheit und Völkerrecht“. Während 
Sevim Dagdelen an „Karl Liebknechts 
Vermächtnis“ erinnern wird, werden der 
Liedermacher Konstantin Wecker, Es¬ 
ther Bejarano und die Microphone Ma¬ 
fia Karl Liebknecht musikalisch ehren. 
Der Eintritt ist frei. 

1914-2014 - Damals wie heute: Nein 
zum Krieg!“, 2.12.2014 19:00 Uhr bis 
22:00 Uhr, WABE; Danziger Straße 101, 
10405 Berlin (bern) 

Unsägliche Nazis 

Dreisterweise hat das Dortmunder 
Ratsmitglied der Gruppe „Die Rech¬ 
te“ Dennis Giemsch angefragt, wie vie¬ 
le Juden in Dortmund leben und in wel¬ 
chen Stadtbezirken. 

Dazu erklärt das Dortmunder 
„Bündnis gegen Rechts“ u.a.: „Ihrem 
Terror auf der Straße stehen ihre Pro¬ 
vokationen in Bezirks- und Stadtpar¬ 
lamenten in nichts nach: Ihre Flut von 
Anfragen ist von Rassismus, Antisemi¬ 
tismus und Menschenverachtung ge¬ 
prägt. Die Anfrage nach den zurzeit in 
Dortmund lebenden Juden ist in ihrer 
Perfidie nicht zu übertreffen. Neben 
Empörung und Zorn wird sie aber auch 
den Widerstand aller Dortmunder De¬ 
mokrat/innen weiter stärken. 

Das Bündnis Dortmund gegen 
Rechts wiederholt seine Forderung 
nach dem Verbot dieser so genannten 
„Partei“ ... Das Parteiverbot ist nicht 
Alles. Aber es wäre ein wirksamer 
Schlag gegen die Dortmunder Nazi¬ 
bande, wenn sie das Parlament nicht 
mehr als Tribüne für ihre antidemo¬ 
kratische Propaganda missbrauchen 
können ...“ 
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NATO provoziert weiter 

Die NATO hat laut Generalsekretär 
Jens Stoltenberg ihre Aktivitäten in 
Europa wegen der Entwicklung in der 
Elkraine ausgeweitet. „Im Vergleich 
zum Vorjahr hat Russland seine mili¬ 
tärischen Aktivitäten um das Dreifache 
gesteigert. Wir aber haben unsere Ak¬ 
tionen und Überwachungsmaßnahmen 
gegenüber 2013 um das Fünffache ver¬ 
stärkt“, sagte Stoltenberg in einem In¬ 
terview mit der Zeitung „Corriere della 
Sera“. Das Militärbündnis habe unter 
anderem die Zahl der Flugzeuge und 
der Truppen auf ihrem Stützpunkt in 
Polen erhöht und mehr Kriegsschiffe 
ins Schwarze Meer geschickt. „Schon 
jetzt gibt es mehr Patrouillenflüge an 
den Außengrenzen, wir rotieren mehr 
Truppen durch Osteuropa. Jeden zwei¬ 
ten Tag beginnt eine neue Militär- 
Übung in der NATO“, sagte Stolten¬ 
berg in einem weiteren Interview. 

Übergangspräsident 
in Burkina Faso 

Gut zwei Wochen nach dem Sturz von 
Langzeitpräsident Blaise Compaore in 
Burkina Faso ist der 72 Jahre alte Di¬ 
plomat Michel Kafando zum Über¬ 
gangspräsidenten bestimmt worden. 
Der Jurist und Politikwissenschaftler 
soll den westafrikanischen Staat bis zu 
den Wahlen in einem Jahr führen. Am 
Sonntag war ein Übergangsabkommen 
von Militärvertretern, Sicherheitskräf¬ 
ten, den politischen Parteien sowie Re¬ 
ligionsvertretern und Zivilgesellschaft 
unterzeichnet worden. Kafando hat in 
Frankreich studiert und war jahrelang 
Botschafter des westafrikanischen Lan¬ 
des bei der UNO. 

Erfolg deutscher Einflusspolitik 

Bei der Präsidentenwahl in Rumänien 
kam der bürgerliche Politiker Klaus Io- 
hannis auf 54,66 Prozent der Stimmen, 
wie das zentrale Wahlbüro am Montag 
nach Auszählung fast aller Stimmzettel 
mitteilte. Meinungsforscher hatten vor¬ 
her seinen sozialistischen Gegenkandi¬ 
daten, Ministerpräsident Victor Ponta, 
als klaren Sieger gesehen. In Pontas Par¬ 
tei PSD wurden Forderungen nach des¬ 
sen Rücktritt als Regierungschef laut. 

„Ich werde der Präsident aller Ru¬ 
mänen sein“, sagte Iohannis, derzeit Bür¬ 
germeister im siebenbürgischen Sibiu. 
Der Angehörige der deutschsprachigen 
Minderheit ist Vorsitzender der Natio¬ 
nalliberalen Partei (PNL). Iohannis tritt 
offiziell sein Amt als Staatspräsident 
Ende Dezember an. Ponta, dem Förde¬ 
rung der Korruption vorgeworfen wird, 
regiert seit 2012 in einer Koalition mit 
der kleinen linken Splitterpartei UNPR 
und mit der Ungarn-Partei UDMR. Die 
nächste Parlamentswahl steht 2016 an. 
Zu Iohannis’ überraschendem Wahl¬ 
sieg dürfte die höhere Mobilisierung 
der Wähler beigetragen haben. In der 
ersten Wahlrunde vom 2. November lag 
Iohannis noch 10 Prozentpunkte hinter 
Ponta. Weil keiner der beiden die abso¬ 
lute Mehrheit erreichte, wurde die Stich¬ 
wahl notwendig. In der Stichwahl lag die 
Wahlbeteiligung mit 62,04 Prozent um 
zehn Prozentpunkte höher als im ers¬ 
ten Wahlgang. 

Zudem wurde der Wahlsieger mas¬ 
siv von der BRD unterstützt. Deutsche 
Unternehmen hatten in den vergange¬ 
nen Jahren besonders in Siebenbürgen 
investiert und Sibiu zu einer Art Schau¬ 
fenster des Kapitalismus gemacht. Eine 
Mehrheit der Wähler erwartet nun of¬ 
fensichtlich vom neuen Präsidenten, 
dass er ganz Rumänien nach dem Vor¬ 
bild Sibius umgestaltet. 

Denkzettel-Wahl in Polen 

Gelbe Karte für die liberalkonserva¬ 
tive polnische Regierungspartei Bür¬ 
gerplattform (PO) bei den Kommunal¬ 
wahlen: Prognosen zufolge blieb die PO 
hinter der nationalkonservativen Oppo¬ 
sitionspartei Recht und Gerechtigkeit 
zurück. Danach stimmten am Sonntag 
31,5 Prozent der Wähler für die PiS, 
27,3 Prozent gaben der PO die Stimme. 
Einen Erfolg verbuchte die Bauern¬ 
partei PSL, der kleine Koalitionspart¬ 
ner der PO: Sie erhielt laut Prognose 
17 Prozent der Stimmen. Die PiS wurde 
zudem in acht der 16 Wojewodschaften 
stärkste Partei und wird dort die Regi¬ 
onalregierung stellen. Die Wahlbeteili¬ 
gung lag bei etwa 46 Prozent. 


Der Westen verlangt von Russland 
eine politische Kapitulation 

Zu den Hintergründen des antirussischen Drucks beim G20-Gipfel 



Organisationen der australischen Ureinwohner nutzten die Anwesenheit der 
Weltpresse in Brisbane, um auf ihre Forderungen aufmerksam zu machen. 


Wenn man führenden westlichen Politi¬ 
kern und den westlichen Medien Glau¬ 
ben schenken wollte, dann war das Wich¬ 
tigste beim G20-Gipfel in Australien eine 
Abrechnung mit Russland und seinem 
Präsidenten, bei der Putin, wie es heißt, 
völlig isoliert gewesen sei. Mit den Rea¬ 
litäten hat diese Sichtweise kaum etwas 
zu tun. Sie entlarvt nur ein weiteres Mal 
das überhebliche Denkschema der USA 
und ihrer Satelliten, die ihre Ansichten 
zum Maß von allem in der Welt erheben. 

So gehören zur G20 bekanntlich 
nicht nur die westlichen Metropolen, 
sondern u.a. auch mehrere BRICS- 
Staaten, zu denen Russland gehört, und 
mit denen Russland enge Beziehungen 
unterhält. Unter deren führenden Poli¬ 
tikern ist Putin keineswegs isoliert. Die 
Bevölkerungszahl dieser Staaten über¬ 
steigt die der USA und ihres Anhangs 
bei weitem und in ihrer Wirtschaftsleis¬ 
tung, gemessen am BIP in Kaufkraft¬ 
paritäten, rücken sie den selbsternann¬ 
ten Weltpolizisten immer enger auf den 
Pelz. Nimmt man die übrigen Staaten in 
der Welt hinzu, die sich vom Diktat der 
„Herrenstaaten“ befreien wollen, so sind 
es eher die USA und ihre Satelliten, die 
sich in der Welt immer mehr isolieren. 

Zu den genannten Entwicklungen 
gehören auch die Gründung einer eige¬ 
nen Bank der BRICS-Staaten mit Sitz 
in Schanghai im Sommer dieses Jahres 
und nunmehr einer Asiatischen Entwick¬ 
lungsbank als Konkurrenz zur US-domi- 
nierten Weltbank sowie die großzügigen 
Kreditangebote für asiatische Staaten, 
mit denen Peking Washington die Show 
beim Gipfel der Asiatisch-Pazifischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (Apec) ge¬ 
stohlen hat. Man dürfte sich kaum irren, 
wenn man in den rüpelhaften Ausfällen 
Obamas gegen Russland und seinen Prä¬ 
sidenten im Umfeld und auf dem G20- 
Gipfel selbst eine Art Retourkutsche für 


die Niederlage der USA auf dem Apec- 
Gipfel vermutet. Übrigens hat Bundes¬ 
kanzlerin Merkel nach den Pöbeleien 
ihres großen Meisters von jenseits des 
Ozeans nicht nachstehen wollen und 
vor der Rückreise aus Australien schnell 
noch eine „scharfe Verurteilung Putins“ 
nachgeschoben. 

Verbale Retourkutschen und 
Schimpfkanonaden sind sicher alles an¬ 
dere als ein Zeichen von staatsmänni- 
scher Größe und sie dienen auch keines¬ 
wegs der Verbesserung der Beziehungen 
zwischen den USA und Russland bzw. 
zwischen Deutschland und Russland. 
Dennoch sind sie das kleinere Übel im 
Vergleich zu den Gefahren für den Frie¬ 
den in Europa und in der Welt, die von 
der Klientel ausgehen, die Washington, 
Brüssel und Berlin durch ihre Unter¬ 
stützung des Februar-Putsches in Kiew 
an die Macht gebracht haben. 

Diese aus wirtschaftskriminellen Oli¬ 
garchen, Marionetten des Westens und 
bewaffneten faschistischen Banden mit 


Hakenkreuz und SS-Runen am Stahl¬ 
helm bestehende Klientel ist unbere¬ 
chenbar und könnte durch ihre Zün¬ 
deleien und das Spekulieren auf eine 
militärische Unterstützung der NATO 
Europa für viele Jahre am Rand eines 
großen Krieges dahinschlittern lassen 
oder gar einen solchen provozieren. Dass 
dies nicht aus der Luft gegriffen ist, zei¬ 
gen die abenteuerlichen Thesen, die der 
ukrainische Oligarch und Präsident Po- 
roschenko am Montag in einem Inter¬ 
view mit der Bild-Zeitung absonderte: 
„Ich habe keine Angst vor einen Krieg 
mit russischen Truppen und wir haben 
uns auf das Szenario eines totalen Krie¬ 
ges vorbereitet.“ Das Szenario vom „to¬ 
talen Krieg“ erinnert übrigens makaber 
an Hitlers Reichspropagandaminister Jo¬ 
seph Goebbels und den Berliner Sport¬ 
palast. Es ist bekannt womit das endete. 
Wobei die Hauptgefahr darin liegt, dass 
die ukrainischen Abenteurer von Wa¬ 
shington, Brüssel und Berlin unterstützt 
werden. Willi Gerns 


Von diskriminierenden Beziehungen zu einer eigenständigen Rolle Russlands 


Die russische Internetzeitung „Swobodnaja Pressa“ (Freie Presse) hat auf dem 
Hintergrund der Geschehnisse auf und um den G20- Gipfel den Direktor des Zen¬ 
trums für politologische Forschungen der Finanzuniversität, Pawel Salin, nach sei¬ 
ner Meinung zu den Beziehungen zwischen Russland und dem Westen befragt. Wir 
zitieren die interessanten Ausführungen Salins und wollen sie abschließend zitieren: 


Swobodnaja Pressa: Experten haben wie¬ 
derholt erklärt, dass im Verhältnis zwi¬ 
schen Russland und dem Westen nach den 
bekannten Ereignissen auf der Krim und 
im Donbass eine neue Epoche begonnen 
habe, die deutlich an den Kalten Krieg er¬ 
innert. Bekannt ist die Rede Obamas, in 
der er Russland in eine Reihe mit dem „Is¬ 
lamischen Staat“ stellte. Am 15. Novem¬ 
ber erklärte er im Zusammenhang mit 
dem G20-Treffen erneut, dass unser Land 
eine Gefahr für die Weltgemeinschaft dar¬ 
stelle, die nicht geringer sei als die Ebola- 
Seuche. Von da ist es nur noch ein Schritt 
bis dahin, Russland zum „Imperium des 
Bösen“ zu erklären, wie dies seinerzeit in 
Bezug auf die UdSSR der Fall war.... Ist 
im Prinzip eine „ Wieder er Stellung der Be¬ 
ziehungen “möglich...? 

Salin: In Wirklichkeit hat es zwischen der 
Russischen Föderation und dem Westen 
niemals gleichberechtigte Beziehungen 
gegeben. Es gab einen durch nichts be¬ 
gründeten Traum der russischen politi¬ 
schen Elite, dass der Westen sich Russ¬ 
land als gleichberechtigten Partner 
wünscht. Dabei wurden im Westen und in 
Russland, und dies besonders in den 90er 
Jahren, die Ergebnisse des Kalten Krie¬ 
ges direkt gegensätzlich interpretiert. 

Im Westen ging und geht man davon 
aus, dass Russland den Kalten Krieg ver¬ 
loren hat. In Russland redete man sich 
selbst ein, wir hätten Zugeständnisse im 
Interesse des Friedens gemacht. Von die¬ 
ser Illusion begann die russische politi¬ 
sche Elite sich erst im Jahr 1999 zu ver¬ 
abschieden, als die USA und die NATO 
ihr eine Ohrfeige durch das Bombarde¬ 
ment Jugoslawiens ohne Zustimmung 
Russlands und der UNO verabreichten. 

Russland wurde vom Westen als ein 
geschlagenes Land angesehen. Nur aus 
diplomatischen Erwägungen sagte man 


uns das nicht unumwunden, obwohl man 
in der Praxis mit Moskau wie mit einem 
Verlierer umging. 

Die Wiedervereinigung der Krim 
mit Russland wurde zu jenem Punkt, 
nachdem eine Rückkehr zu den frühe¬ 
ren Beziehungen zwischen Russland und 
dem Westen nicht mehr möglich ist. Der 
Westen wurde zum ersten Mal seit dem 
Ende des Kalten Krieges vor vollende¬ 
te Tatsachen gestellt. Bis dahin hatten 
die russischen Diplomaten zwanzig Jah¬ 
re lang vor wichtigen Entscheidungen 
Washington konsultiert. Selbst 2008, in 
der Zeit der militärischen Auseinander¬ 
setzungen in Südossetien, waren unse¬ 
re Emissäre nach Washington geflogen 
und hatten den Versuch unternommen, 
die Handlungen Russlands zu erklären 
und zu rechtfertigen. Im Fall der Krim im 
Frühling dieses Jahres hat es nichts der¬ 
gleichen gegeben. Einen solchen „Prä¬ 
zedenzfall“ kann der Westen der russi¬ 
schen Elite und Putin persönlich nicht 
verzeihen. 

Eine andere Sache ist die, dass Russ¬ 
land und der Westen - besonders Russ¬ 
land und Europa - stark miteinander 
verflochten sind. Und so ist es notwendig, 
ob man will oder nicht, bestimmte Bezie¬ 
hungen aufrechtzuerhalten. Es ist sogar 
möglich, mit der Zeit äußerlich zu dem 
zurückzukehren, was ,vor der Krim 4 war. 
Aber eben nur äußerlich. Der dem Image 
der USA versetzte Schlag ist sehr ernst. 
Solche Sachen verzeiht man nicht. Selbst 
dann, wenn man einmal die undenkbare 
Situation annähme, dass Russland der 
Ukraine die Krim zurückschenkt, würde 
uns der Westen gerade den Image-Scha¬ 
den nicht verzeihen, den wir den Verei¬ 
nigten Staaten zugefügt haben. 

FP: Warum hören wir widersprüchliche 
Erklärungen von westlichen Politikern? 


Einerseits sagte US-Präsident Obama 
schon zweimal, dass Russland der Welt 
ebensolchen Schaden zufügt wie die 
Ebola-Seuche, und er stellte uns sogar 
auf die gleiche Stufe wie die Terroristen 
des IS. Andererseits werden Hoffnungen 
auf eine gewisse Wiederherstellung der 
Beziehungen geäußert. Warum erklärt 
uns der Westen nicht einfach erneut zum 
„Imperium des Bösen“ könnte doch ein 
zweiter Kalter Krieg nach vielen Erwä¬ 
gungen heute vorteilhaft sein? 

Salin: Während des Kalten Krieges war 
die UdSSR wirklich der Hauptgegner 
des Westens, der Anziehungspol für ei¬ 
nen alternativen Entwicklungsweg zum 
Westen. Jetzt ist die Situation viel kom¬ 
plizierter. Vom Standpunkt der Hege¬ 
monie in der Welt stellt China in der 
Perspektive die weit größere Gefahr für 
die USA dar als Russland. Gleichzeitig 
sind die USA und China wirtschaftlich 
derart stark miteinander verbunden, 
dass der Westen nicht in der Lage ist, 
gleichzeitig das ,Reich der Mitte 4 und 
Russland offen zu seinen strategischen 
Gegnern zu erklären. 

Die USA hoffen darauf, in der Pers¬ 
pektive Russland als seinen Vasallen ge¬ 
gen China nutzen zu können. Sie sind 
schon jetzt beharrlich dabei, Pläne zur 
strategischen Einkreisung Chinas um¬ 
zusetzen und eine antichinesische Alli¬ 
anz zu formieren. Es ist jedoch unmög¬ 
lich ohne Russland den Ring um China 
zuzuziehen. Selbst wenn es gelänge, die 
Lieferung von Rohstoffen über den See¬ 
weg nach China zu unterbinden, könnte 
Russland durch seine Exporte die Wir¬ 
kungen der Blockade mindern. 

FP: Welche Gründe gibt es für den Wes¬ 
ten darauf zu hoffen, dass Russland 
sich einem antichinesischem Block an¬ 
schließt? 

Salin: Im Westen setzt man auf einen 
Wechsel des politischen Regimes in 
Russland.“ 

Übers.: W.G. 


Speerspitze 

Deutschland 

Bundeswehr vorn bei 
„Schneller Eingreiftruppe“ 

„Deutschland wird künftige Nato-Eli- 
tetruppe anführen.“ Unter dieser Über¬ 
schrift berichtete die Springer-Zeitung 
„Die Welt“ am 15. November stolz, dass 
die Bundeswehr im kommenden Jahr 
das Kommando über die Aufstellung 
der neuen „schnellen Eingreiftruppe“ 
der NATO übernimmt und mit dem 
„Deutsch-Niederländischen Korps“ den 
Kern dieser Truppe stellen wird. 

Die NATO-Außenminister sollen 
planen, bei ihrer Tagung Anfang Dezem¬ 
ber „eine sogenannte Schnelle Eingreif¬ 
truppe ins Leben zu rufen - mit Deutsch¬ 
land an der Spitze“, berichtete das Blatt 
unter Berufung auf Informationen aus 
nicht näher beschriebenen NATO-Krei- 
sen. Angesichts einer zunehmenden Zahl 
russischer Manöver wolle die NATO da¬ 
mit „Stärke zeigen“ und „ein klares Zei¬ 
chen an Moskau“ senden. 

Die Bildung einer neuen super¬ 
schnellen Eingreiftruppe („Very high 
Readiness Joint Task Force -VJTF“), die 
innerhalb von wenigen Tagen an jedem 
Ort der Welt in Aktion treten und bis zu 
13 000 Soldaten mobilisieren kann, hatte 
schon die letzte NATO-Gipfeltagung im 
September in Wales beschlossen. Sie soll 
im Rahmen der seit 2004 geschaffenen 
„NATO Response Force“ (NRF) gebil¬ 
det werden und deren „schnell einsatz¬ 
fähige Speerspitze“ sein. 

Das Kommando über die „NATO 
Response Force“ liegt aber, wie die 
„Welt“ hervorhebt, im Jahr 2015 tur¬ 
nusgemäß bei Deutschland. Der Aufbau 
der neuen „NATO-Elitetruppe“ werde 
allerdings entgegen den ursprünglichen 
Planungen voraussichtlich erst im Früh¬ 
jahr 2016 abgeschlossen sein. Deshalb 
soll für 2015 eine „vorläufige schnelle 
Eingreiftruppe“ unter deutscher Füh¬ 
rung installiert werden. Ihr Kern und 
Führungszentrum soll das „Deutsch- 
Niederländische Korps“ mit Standort 
Münster unter dem Kommando des 
deutschen Generalleutnants Volker 
Haibauer sein. Es soll im kommenden 
Jahr mit mehreren tausend Soldaten 
der NATO-Landstreitkräfte an diver¬ 
sen Manövern teilnehmen, aber auch 
für den „Ernstfall“ bereitstehen. Erfor¬ 
derlichenfalls soll es durch Luft- und 
Marineeinheiten aus Frankreich und 
Spanien verstärkt werden. 

Es kommt hinzu, dass die Bundes¬ 
wehr, wie die „Welt“ zu berichten weiß, 
auch das Kommando bei der Luftraum¬ 
überwachung der baltischen Staaten 
durch die NATO (Air Policing Baltikum) 
übernommen hat. Hier ist die Luftwaffe 
mit rund 100 Soldaten auf dem Luftstütz¬ 
punkt Siauliai in Litauen präsent und 
nimmt turnusmäßig mit Jagdflugzeugen 
des „Jagdgeschwaders Richthofen“ an 
„Erkundungsflügen“ im Luftraum des 
Baltikums teil. 

Darüber hinaus hat die Bundeswehr 
auch ihr Personal beim „Multinationa¬ 
len Korps Nord-Ost“ im polnischen Sz¬ 
czecin (Stettin) verdoppelt. Das ist ein 
zur Führung von Großverbänden befä¬ 
higtes Führungskorps, das 2007 bereits 
an Operationen in Afghanistan beteiligt 
war. Die Kerntruppe wird von Deutsch¬ 
land, Polen und Dänemark gestellt. Bis¬ 
her waren daran rund 80 deutsche Offi¬ 
ziere und Hilfskräfte beteiligt. 

Außerdem steht Deutschland laut 
„Welt“ auch „hinter dem neuen Nato- 
Konzept, nach dem ,Rahmennationen 4 
ihre Fähigkeiten anderen Alliierten an¬ 
bieten, deren Verteidigungsfähigkeit 
ansonsten nicht ausreichend wäre“. Mit 
anderen Worten: Die Bundeswehr stellt 
anderen NATO-Staaten Truppenteile, 
Soldaten, Waffen und Gerät zur Verfü¬ 
gung, wenn diese aus eigenen Kräften 
nicht genug unterhalten. 

Natürlich ist das alles nicht umsonst 
zu haben. Deshalb fehlt in dem „Welt“- 
Artikel am Schluss auch nicht der Hin¬ 
weis: „Die neuen Maßnahmen werden 
dazu führen, dass finanzstarke Nato-Län- 
der wie Deutschland ihre Verteidigungs¬ 
ausgaben mittelfristig erhöhen müssen.“ 
Denn die Bundesrepublik gebe derzeit 
nur rund 30 Milliarden Euro (pro Jahr!) 
für das Militär aus, deutlich weniger, als 
man der NATO ursprünglich zugesagt 
hatte. Georg Polikeit 
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Frankreichs Linke auf der Straße 

Zehntausende demonstrierten gegen die Sparzwangpolitik 


Unterschiedliche Wege 
zum gleichen Ziel 

In Ecuador trafen sich die KPen der Welt 


A uf Initiative eines vor einigen 
Wochen neu entstandenen „Kol¬ 
lektivs 3Ä‘ haben am 15. No¬ 
vember zehntausende Französinnen 
und Franzosen in Paris und rund drei¬ 
ßig weiteren Städten gegen die Spar¬ 
politik der sozialdemokratischen Re¬ 
gierung Valls/Hollande demonstriert. 

Es war der Auftakt für ein Bündnis, 
dessen politische Bedeutung vor allem 
darin liegt, dass es erstmals Kräfte über 
die Reihen der bisherigen „Linksfront“ 
hinaus vereinte und sich unmittelbar 
gegen die neoliberale Ausrichtung der 
von den Sozialdemokraten praktizier¬ 
ten Regierungspolitik richtete. 

Die Bezeichnung 3A ist die Ab¬ 
kürzung für „Alternative ä lAusterite“ 
(„Alternative zur Sparzwangpolitik“). 
Das unter dieser Bezeichnung agie¬ 
rende Kollektiv kam auf Initiative von 
rund 200 Persönlichkeiten unterschied¬ 
lichster Prägung zusammen und verei¬ 
nigt etwa 70 verschiedene Organisati¬ 
onen. 

Dazu gehören natürlich in ers¬ 
ter Linie die Parteien der bisherigen 
„Linksfront“, die Französische Kom¬ 
munistische Partei (PCF), die Partei 
der Linken (PdG), linke Vereinigun¬ 
gen wie „Ensemble“ („Gemeinsam“) 
und „Gauche Unitaire“ („Verein¬ 
te Linke“). Aber auch die nicht zur 
Linksfront gehörende „Neue Antika¬ 
pitalistische Partei“ (NPA) und erst¬ 
mals auch führende Mitglieder der 
erst seit 2013 neu entstandenen Par¬ 
tei „Nouvelle Donne“ („Neue Gege¬ 


benheit“) waren beteiligt und in den 
Demonstrationszügen präsent. Eben¬ 
so Teile des linken Flügels der fran¬ 
zösischen Grünen (EELV) und der 
linkssozialistischen Strömung der 
„besorgten Sozialisten“ in der regie¬ 
renden „Parti Socialiste“ (PS). Eben¬ 
falls beteiligt waren maßgebliche Ver¬ 
treter der Gewerkschaftsbünde CGT, 
Solidaire, Force Ouvriere und FSU. In 
Paris zogen nach Veranstalterangaben 
30 000 Demonstranten zum Sitz des 
Parlaments. Insgesamt haben sich rund 
100 000 Menschen an den Demons¬ 
trationen in Toulouse, Bordeaux, Niz¬ 
za, Straßburg, Metz, Lyon, Rennes und 
anderen großen Städten beteiligt. 

Frangois Hollande sei nicht dafür 
gewählt worden, die öffentlichen Aus¬ 
geben zu kürzen und den Unterneh¬ 
mern Geschenke zu machen, war von 
den Rednern immer wieder zu hören. 
Der gemeinsame Nenner aller Betei¬ 
ligten war es, ein Stoppsignal gegen die 
Austeritätspolitik von Hollande/Valls 
zu setzen und zu bekunden, dass es eine 
machbare Alternative gibt. 

Frankreich stehe am „Kreuzweg“, 
war kurz vorher schon von den fran¬ 
zösischen Kommunisten auf einer Na¬ 
tionalkonferenz der Partei am 8./9. No¬ 
vember in Montreuil unterstrichen 
worden. Eine von der Linken gewählte 
Regierung, die die Politik der Rechten 
macht und katastrophale wirtschaftli¬ 
che Ergebnisse hervorbringt, ein Pre¬ 
mierminister, der offen jeglicher Links¬ 
orientierung absagt, indem er für die 


Abschaffung des Bezugs seiner Partei 
auf den Sozialismus und ihre Umbe¬ 
nennung in „Demokratische Partei“ 
plädierte - das droht auch katastro¬ 
phale politische Folgen zu haben. Es 
ist bereits abzusehen, dass die Departe¬ 
mentswahlen im März nächsten Jahres 
zu einer weiteren schweren Niederla¬ 
ge der PS führen, aber vor allem in ei¬ 
nen weiteren Auftrieb für die Rechten 
und insbesondere die Rechtsextremis¬ 
ten des „Front National“ (FN) münden 
werden. 

„Wir richten heute einen Appell an 
das ganze Land: Ja, es ist möglich, die 
Politik zu ändern und Frankreich in 
die Höhe zu bringen“, sagte PCF-Na- 
tionalsekretär Pierre Laurent in Mon¬ 
treuil. „Wir können nicht Gewehr bei 
Fuß stehen bleiben gegenüber den klei¬ 
nen taktischen Spielchen, die schon das 
Jahr 2017 vorbereiten und dabei eine 
sozialistische Kandidatur bei der Prä¬ 
sidentenwahl 2017, die auf den zweiten 
Platz hinter Marine Le Pen im ersten 
Wahlgang abzielt, als eine ehrgeizige 
Zielstellung ausgeben. Dieses Szena¬ 
rium ist das eines sicheren Sieges der 
Rechten und Rechtsextremen“, sag¬ 
te er. Deshalb seien Worte allein jetzt 
nicht mehr genug. Die Zeit zur Aktion 
sei jetzt, um alle Kräfte zusammenzu¬ 
führen, die der Austeritätspolitik der 
Regierung und dem drohenden poli¬ 
tischen Desaster ein Ende setzen und 
einen Kurswechsel zu einer politischen 
Alternative nach links durchsetzen 
wollen. Pierre Poulain 


Mit der Verabschiedung eines acht The¬ 
men umfassenden gemeinsamen Ar¬ 
beitsplans ging am vergangenen Samstag 
das 16. Internationale Treffen der Kom¬ 
munistischen und Arbeiterparteien im 
ecuadorianischen Guayaquil zu Ende. 
Wie 2013 in Lissabon und schon bei ei¬ 
ner Reihe früherer Treffen wurde keine 
politische Resolution verabschiedet. 

Winston Alarcon, Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei Ecuadors, 
begrüßte 53 Parteien mit insgesamt 85 


Delegierten in Guayaquil. Er strich die 
Herausforderungen heraus, die sich für 
eine Kommunistische Partei in einem 
der fortschrittlich orientierten Länder 
der Region ergeben. Die PCE ist nicht 
an der Regierung beteiligt, unterstützt 
aber verschiedene Maßnahmen. Die 
Widersprüchlichkeiten zeigten sich 
anschaulich in den Grußworten drei¬ 
er Vertreter der regierenden Alianza 
PAIS. Während der Abgeordnete Raul 
Patino den Klassenkampf angesichts 
der Orientierung auf das Konzept des 
„Buen Vivir“ (Gutes Leben) für obso¬ 
let erklärte, fand sein Bruder Ricardo, 
Außenminister Ecuadors, klare Worte 
für eine Hinwendung zu Maßnahmen, 
die einen anzustrebenden Sozialismus 
auch ideologisch rechtfertigen wür¬ 
den - in Ecuador hat es bislang keiner¬ 
lei politisch begründete Verstaatlichun¬ 
gen gegeben. Angefangen habe seine 
Regierung mit der Gesundheits- und 
Bildungspolitik und mit dem erfolg¬ 
reichen Kampf gegen die illegale Aus¬ 
landsschuld, von der nun 30 Prozent 
nicht mehr zu zahlen seien. Ricardo Pa¬ 
tino gilt als einziger linker Politiker in 
der Ministerriege unter Präsident Rafa¬ 
el Correa. Angesichts des niedrigen Öl¬ 
preises wird Ecuador, ebenso wie Vene¬ 
zuela, allerdings schon bald nicht mehr 
die positive Sozialpolitik weiterführen 
können, wenn man nach wie vor nicht 
bei den Reichen abschöpft, und damit 
entscheiden müssen, in welche Rich¬ 
tung der Prozess gehen soll. 

In den Redebeiträgen der Kommu¬ 
nistischen und Arbeiterparteien wur¬ 


den die Unterschiede in der Strategie 
für die kommenden Aufgaben deutlich. 
Dabei dreht es sich zum einen um die 
Frage von Zwischenetappen vor der 
Erringung der sozialistischen Macht, 
zum anderen um die Einschätzung der 
in den letzten Jahren erreichten Fort¬ 
schritte. 

Hinsichtlich der Etappen vertreten 
manche Parteien für ihr Land den An¬ 
satz, dass - unabhängig von der Dis¬ 
kussion, ob die Bedingungen dafür 


bereits gegeben sind - die Revolution 
aufgrund der objektiven Reife des ge¬ 
sellschaftlichen Stadiums des Kapitalis¬ 
mus der nächste Schritt sein muss. Dem 
gegenüber steht die Haltung anderer 
Parteien, wonach der antimonopolisti¬ 
sche Kampf oder die Orientierung auf 
ein Bündnis mit der lokalen Bourgeoi¬ 
sie auf der Tagesordnung ist. 

Die Bewertung der Mitte-Links- 
orientierten Regierungen in Latein¬ 
amerika oder z.B. des Staatenbündnis¬ 
ses BRICS als objektiven Fortschritt 
oder als Illusionen machenden „wei¬ 
cheren“ Kapitalismus war Dreh- und 
Angelpunkt weiterer Debatten. Wie 
bei der revolutionären Strategie sind 
auch hier gute Argumente auf beiden 
Seiten zu finden. Eine gemeinsame po¬ 
litische Resolution auf Basis des von 
der gastgebenden Partei vorgeschla¬ 
genen Textes war nicht möglich, was 
dann kein Beinbruch ist, wenn es Be¬ 
reitschaft gibt, die Gesamtheit der Er¬ 
fahrungen und Positionen als Quelle 
für alle zu begreifen. 

In der nächsten Ausgabe der UZ 
werden ausführlichere Informationen 
über das Treffen veröffentlicht, das mit 
einer von der KP Ecuadors organisier¬ 
ten Demonstration durch das Zentrum 
Guayaquils zu Ende ging. Am 15. No¬ 
vember 1922 hatte die örtliche Polizei 
hunderte streikende Arbeiterinnen und 
Arbeiter aus dem Transportsektor ge¬ 
tötet und in das Meer geworfen. Seit¬ 
dem werden an dieser Stelle jedes Jahr 
Blumengebinde ins Wasser gelassen. 

Günter Pohl, z.Z. Guayaquil 



„Hollande: Mein wirklicher Berater ist die Finanzwelt - LÜGNER!“ 



Drache punktet gegen Adler 

China verfolgt sein Ziel einer multipolaren Weltordnung 


„Diese Entscheidung wird in die Ge¬ 
schichtsbücher eingehen“, triumphier¬ 
te Chinas Präsident Xi Jinping auf dem 
APEC-Gipfel in Peking. Die histori¬ 
sche Einordnung bezog sich auf die 
Einigung der APEC-Mitgliedsländer 
auf einen „Fahrplan“ für ein von China 
beworbenes Freihandelsabkommen - 
FTAAP - der Pazifik-Anrainer, einer 
Region, die - USA, Japan und Russ¬ 
land eingerechnet - fast zwei Drittel des 
Welthandels abwickelt. Die propagierte 
„Asiatisch-Pazifische Freihandelszone“ 
(FTAAP: Free-Trade-Area for Asia- 
Pacific) würde mit 27 Mitgliedstaaten 
die halbe Weltbevölkerung umfassen 
und sogar noch über den Bereich der 
APEC (Asia-Pacific Economic Coope¬ 
ration) mit 21 Staaten (40 % der Welt¬ 
bevölkerung; über 50 % des Welt-BIP) 
hinausgehen. Der „historische Schritt“ 
(Xi) wurde von den Staats- und Regie¬ 
rungschefs auf der APEC-Konferenz 
trotz Widerstands der USA gegangen; 
Obama wollte noch auf dem Gipfel den 
„Fahrplan“ verhindern. Zusammen mit 
Japans Ministerpräsident Shinzo Abe 
warb er vor und während der Gipfel¬ 
konferenz für das US-Projekt derTrans- 
Pacific Partnership (TPP) mit elf Staa¬ 
ten, das vorrangig die Verbündeten der 
USA ein- und u.a. China ausschließt. 


Shinzo Abe pokerte auf der Konferenz 
mit der Behauptung, das TPP-Projekt 
befinde sich in der „finalen Phase“. Tat¬ 
sache ist allerdings, dass die Verhand¬ 
lungen in den letzten Wochen ins Sto¬ 
cken gekommen waren. Das TPP ist das 
pazifische Gegenstück zum transatlan¬ 
tischen TTIP; es ist wie dieses nicht nur 
ein Freihandelsabkommen, sondern vor 
allem auch eine Investitionsschutzrege¬ 
lung im Interesse der transnationalen 
Konzerne. Beide Abkommen sollen die 
Hegemonie der G7-Staaten und insbe¬ 
sondere der USA zementieren: Letztere 
sind in in beiden Abkommen vertreten, 
sind gewissermaßen die Spinne in den 
geplanten transnationalen Handelsnet¬ 
zen. Die G7-Staaten - USA, Kanada, 
Japan, Deutschland, Großbritannien, 
Frankreich, Italien - sind in mindes¬ 
tens einem der beiden Geflechte ver¬ 
treten, dagegen kein einziges BRICS- 
Land (Brasilien, Russland, Indien, Chi¬ 
na, Südafrika). 

Welcher der konkurrierenden Ent¬ 
würfe für eine Freihandelszone in Asi¬ 
en sich durchsetzt, werden die nächs¬ 
ten Monate zeigen. China jedenfalls 
will die Sache nicht zu rivalisierenden 
Abkommen hochstilisieren. Schließlich 
hat es noch ein weiteres Eisen im Feu¬ 
er, das Regional Comprehensive Eco¬ 


nomic Partnership (RCEP): Es ist dies 
ein geplantes Freihandelsabkommen 
der zehn ASEAN-Staaten (Brunei, My¬ 
anmar, Kambodscha, Indonesien, Laos, 
Malaysia, Philippinen, Singapur, Thai¬ 
land, Vietnam) und den sechs Staaten, 
mit denen ASEAN bereits Freihandels¬ 
abkommen hat: Australien, China, Indi¬ 
en, Japan, Südkorea, Neuseeland. 

In der chinesischen Nachrichten¬ 
agentur Xinhua (7.11.14) wird die Um¬ 
armung versucht: „Beide, TPP und 
RCEP können bedeutende Pfeiler von 
FTAAP werden und FTAAP sollte ent¬ 
wickelten und Entwicklungsländern 
Raum geben, dass sie sich willkommen 
fühlen.“ 

Offensichtlich ist, dass China ge¬ 
genüber den USA in Asien an Boden 
gewonnen hat. Die APEC wurde 1989 
auf Initiative der USA, Japans und Aus¬ 
traliens ins Leben gerufen, um die He¬ 
gemonie des Metropolenkapitalismus 
in Asien abzusichern. Heute hat China 
in dieser Wirtschaftsgemeinschaft der 
Pazifikanrainer, vor allem bei den asi¬ 
atischen, erheblich an Einfluss gewon¬ 
nen, nicht zuletzt wegen seiner ökono¬ 
mischen Stärke und seiner Geldmacht. 
Mit 3,8 Billionen Dollar Devisenreser¬ 
ven im Rücken kann man leicht die 
Spendierhosen anziehen. 


Zum Auftakt des APEC-Gipfels 
verkündete Präsident Xi seine Vision, 
diesmal einen „asiatisch-pazifischen 
Traum“. Vor 1500 Firmenchefs aus den 
APEC-Ländern sagte er: „Der Auf¬ 
stieg der chinesischen Wirtschaft bringt 
enorme Chancen für die Region.“ Er 
beließ es nicht bei Träumen. Im Vor¬ 
feld des APEC-Gipfels signierten 21 
asiatische Staaten ein „Memorandum 
of Understanding“ (MoU) zur Grün¬ 
dung einer Asian Infrastructure Invest¬ 
ment Bank (AIIB) mit Sitz in Peking. 
Die AIIB wird mit einem Kapital von 
100 Milliarden Dollar ausgestattet und 
soll Ende 2015 den Betrieb aufnehmen. 
Sie ist eine Art Gegengewicht zu den 
von den USA dominierten Institutio¬ 
nen Asian Development Bank (ADB; 
seit 1966) und Weltbank (WB). Das of¬ 
fizielle China bezeichnet sie aber nicht 
als Konkurrenzinstitution, sondern als 
„komplementäres Element“, denn „die 
Fonds, die von der ADB und der WB 
zur Verfügung gestellt werden, können 
nicht den riesigen Bedarf für den In¬ 
frastruktur-Aufbau in Asien befriedi¬ 
gen“, sagt Chen Fengying, ein Forscher 
des China-Instituts für zeitgenössische 
Internationale Beziehungen (Global 
Times, 9.11.14). Entsprechend einer 
Schätzung der ADB von 2010 werden 


in Asien 8 Billionen Dollar (8 000 Mil¬ 
liarden) für Infrastruktur-Investitionen 
benötigt. 

In diesem Zusammenhang setzte 
die chinesische Regierung im Vorfeld 
des asiatisch-pazifischen Wirtschafts¬ 
forums (APEC) noch eins drauf und 
kündigte einen Seidenstraßen-Fonds - 
einer neuen Seidenstraße zu Land und 
zu Wasser - an, der eine bessere An¬ 
bindung zwischen den Märkten in der 
Region bewerkstelligen soll. Insbeson¬ 
dere ärmere Staaten sollen davon pro¬ 
fitieren. Als erste Tranche will China 40 
Milliarden Dollar für den Fonds bereit¬ 
stellen. 

Zweifelsohne sind die Bestrebun¬ 
gen Chinas darauf gerichtet, den Ein¬ 
fluss der USA in Asien zurückzudrän¬ 
gen. Oder wie es Xi im September in 
Schanghai formulierte, es sei „Zeit für 
die Völker Asiens, die Angelegenheiten 
Asiens zu regeln“. Zusammen mit den 
anderen BRICS-Staaten verfolgt China 
die Strategie, die Hegemonie der USA 
zu brechen und zu einer multipolaren 
Weltordnung überzugehen. Diese Stra¬ 
tegie wird gewissermaßen durch einen 
multipolaren Regionalismus flankiert. 
Die Achse des Globus verschiebt sich 
jedenfalls zunehmend nach Asien. 

Fred Schmid, isw 
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Kolumne / Programm des Friedensratschlags 


unsere zeit m 


Kolumne von Wem Richter, stellvertretende Vorsitzende der DKP 

Der EZB unter die Arme greifen 



Karikatur: Bernd Bücking 


Politik für den Frieden statt permanenten Krieg 

2i. Friedenspolitischer Ratschlag 


„Wir kommen wieder!“. Das ver¬ 
sprachen am 1. Juni 2013 tausende 
Demonstrantlnnen in Frankfurt am 
Main. Zuvor hatten sie in der Ban¬ 
kenmetropole über Stunden ihre So¬ 
lidarität gegen massive Polizeigewalt 
gesetzt und deutlich gemacht: Wir las¬ 
sen uns nicht einschüchtern. 

Die Polizei hatte ihre Demonstra¬ 
tion „Blockupy Frankfurt“ gegen die 
Macht der Banken und Konzerne ge¬ 
waltsam gestoppt. Bunte Regenschir¬ 
me und Pappschilder - in den Augen 
der Staatsmacht Vermummung und 
passive Bewaffnung - hatten als Be¬ 
gründung dazu hergehalten. Kurzer¬ 
hand war die Demonstrationsspitze 
eingekesselt worden; mit Schlagstö¬ 
cken und Reizgas wurden nachströ¬ 
mende Demonstrantlnnen aufge¬ 
halten. Es gelang aber nicht, sie zur 
Umkehr zu zwingen. Sie blieben und 
harrten trotz ständiger Provokationen 
und vieler Verletzter über Stunden so¬ 
lange aus, bis sie ihre Genossinnen aus 
den ersten Reihen mit zurückzuneh¬ 
men konnten. 

Der massive Polizeieinsatz gegen 
friedliche Demonstrantlnnen und ihr 
Widerstand waren aber nur ein Teil 
von Blockupy 2013. Zuvor hatten die 
Antikapitalistlnnen mit vielfältigen 
Aktionen und zivilem Ungehorsam 
auf die verbrecherische Politik der 
EU-Troika aus Vertretern der Europä¬ 
ischen Zentralbank (EZB), des Inter¬ 
nationalen Währungsfond (IWF) und 
der EU-Kommission aufmerksam ge¬ 
macht. Auf der Zeil richteten sich die 
Proteste vor allem gegen Lohndum¬ 
ping und Ausbeutung in der Textilin¬ 
dustrie sowie „schmutzige Kleidung“. 
Im Frankfurter Flughafen demonstrie¬ 
ren Hunderte gegen die mörderische 
Abschottung der EU. Die DKP betei¬ 
ligte sich gemeinsam mit der SDAJ 
an den verschiedenen Aktionen und 


setzte unter dem Motto „Jeden Tag ein 
weiteres Verbrechen: Das Geschäft 
der Deutschen Bank mit Waffen und 
Krieg“ auch einen eigenen Akzent. 

„Wir kommen wieder!“ An die¬ 
sem Wochenende werden die Block¬ 
upy-Aktivistinnen ihr Versprechen 
einlösen. Nach dem Warmlaufen mit 
dezentralen Aktionstagen im Mai wer¬ 
den sich erneut tausende Antikapita¬ 
listlnnen auf den Weg nach Frankfurt 
am Main machen. „Bewaffnet“ mit 
Umzugskartons wollen sie den Da¬ 
men und Herren der EZB Beine zu 
machen und ihnen beim Umzug in das 
neue milliardenschwere Zentrum der 
Macht zu helfen. 

Auch die DKP hat ihre Mitglieder 
aufgerufen, nach Frankfurt zu kom¬ 
men und der EZB unter die Arme zu 
greifen. Nein zum Europa der Banken 
und Konzerne heißt für uns: 

★ Gegen das Diktat der Troika und 
den Klassenkampf von oben zu Las¬ 
ten der Lohnabhängigen in Europa. 
Schluss mit den Angriffen auf die Sou¬ 
veränität der EU-Länder. Für die er- 
satz -und bedingungslose Streichung 
ihrer Schulden. 

★ Gegen die Freihandelsabkommen 
TTIP und CETA. Für die Rücknah¬ 
me des Verbots der Bürgerinitiative 
gegen die Abkommen durch die Eu¬ 
ropäische Kommission. 

★ Gegen die imperialistische Kriegs¬ 
politik der EU. Stopp der Zerschla¬ 
gung Syriens und der Hetze und Ag¬ 
gression gegen Russland. 

★ Gegen das mörderische EU-Grenz- 
regime. Für das bedingungslose Blei¬ 
berecht aller hier lebender Flücht¬ 
linge. Gegen das Erstarken der Neo¬ 
faschisten in Europa. Stopp jeder 
Kooperation mit den Rechtskräften 
in der Ukraine. 

★ Für ein Europa der Solidarität. 


Schon zum 21. Mal wird zum Friedens¬ 
politischen Ratschlag nach Kassel ein¬ 
geladen. In den vergangenen zwei Jahr¬ 
zehnten hat sich die Weltlage keineswegs 
zum Guten hin entwickelt - eher im Ge¬ 
genteil. Kein Wunder, dass die Eröffnung 
des Ratschlags unter dem provokanten 
Motto „Auslaufmodell Frieden?“ steht. 

Pessimismus ist gleichwohl - nach 
den Erfahrungen der letzten Jahre - 
nicht zu erwarten. Stattdessen ernsthaf¬ 
te, fachkundige und illusionslose Ausei¬ 
nandersetzung mit dem Stand der Dinge. 
Nicht wenige Ratschläge er öffneten ei¬ 
nen neuen Blick und trugen zur Selbst¬ 


verständigung der Friedensbewegung 
bei. Für dieses Jahr lädt der Veranstalter 
wie folgt ein: 

„Warum ist der nächste Friedens¬ 
ratschlag so wichtig? Nun, im kommen¬ 
den Jahr jährt sich zum 70sten Mal nicht 
nur das Ende des Zweiten Weltkriegs, 
sondern auch die Potsdamer Konfe¬ 
renz der Alliierten sowie die Grün¬ 
dung der Vereinten Nationen mit ihrer 
historischen Charta. Damit sollte das 
Jahrhundert der Katastrophen* und 
Extreme* beendet, Frieden und Sicher¬ 
heit für alle Staaten und Menschen ga¬ 
rantiert werden. 


Vieles kam anders, als es sich die 
Menschen 1945 vorgestellt haben. Krie¬ 
ge werden wieder wie eh und je geführt, 
Menschen gefoltert, ganze Weltregionen 
in extremer Abhängigkeit gehalten. Von 
gerechten globalen Verhältnissen ist die 
Welt himmelweit entfernt. Ausbeutung, 
Hunger, extreme Entbehrungen, Kinder¬ 
armut und Rassismus bilden den Nähr¬ 
boden für noch mehr Gewalt. 

Friedensforschung, Friedensbewe¬ 
gung und Politik brauchen neue Antwor¬ 
ten auf die drängenden Menschheitspro¬ 
bleme. Krieg ist keine Antwort!“ 

AR 


Sich selbst 
freigesprochen 


Der interne Zwist beim Fußballwelt¬ 
verband FIFA um die Vergabe der 
Fußball-Weltmeisterschaften, im ei¬ 
genen Jargon „FIFA-World-Cups“ ge¬ 
nannt, für die Jahre 2018 und 2022 an 
Russland und Katar geht in eine neue 
Runde. Gestern bescheinigte der Un¬ 
tersuchungsbericht der FIFA-eigenen 
Ethikkommission der FIFA selbst und 
den Austragungsländern keinerlei nen¬ 
nenswerte Anhaltspunkte zum Ver¬ 
dacht auf Korruption, welche es wert 
seien, eine Neuvergabe zu erwägen. In 
Russland waren offenbar zwischen¬ 
zeitlich alle Computer mit relevanten 
Daten zerstört worden, und in Katar 
habe es seltsame Aktivitäten des in¬ 
ternationalen Sportbusiness gegeben. 

Zwar habe es solche Ungereimt¬ 
heiten bei der Bewerbung gegeben, 
wie Bestechungsversuche oder ande¬ 
re Kuhhändel, doch Beweise gebe es 
nicht. Besonders gelobt für seine Be¬ 
mühungen im internen „Demokra¬ 
tisierungsprozess“ wurde FIFA-Boß 
Sepp Blatter von seiner hauseigenen 
Ethikkommission. Doch nur einen 
Atemzug nach Veröffentlichung des 
Berichts legte der Vorsitzende eben 
jener Kommission umgehend Ein¬ 
spruch gegen den Bericht ein, er sei da¬ 
rin falsch zitiert worden. Nicht nur also, 
dass der Weltverband sich selbst frei¬ 
spricht. Der Vorsitzende der freispre¬ 
chenden Kommission widerspricht die¬ 
sem Freispruch auch noch umgehend. 
Klar soweit? Eher nicht. Der Sumpf, 
in dem die FIFA mit ihren Strukturen 
und Verzweigungen versinkt, steht 
schon lange nicht mehr „für das Gute 
des Spiels“, wie ein Werbeslogan einst 
verkündete. Mehr noch: Der Fußball 
unter diesem Weltverband entwickelt 
sich dramatisch in eine Richtung, die 
für immer mehr Menschen, fußballbe¬ 
geistert oder nicht, eine völlig falsche 
ist, weil die negativen Auswirkungen 
bis in fußballferne Gesellschaftsberei¬ 
che dringen. 


So wirkt auch die Diskussion um 
die Vergabe wie eine Farce in den Au¬ 
gen jener, die im Austragungsland Ka¬ 
tar unter erbärmlichen Bedingungen 
wie im alten Rom dafür sorgen sollen, 
dass 2022 die Wagenrennen der mo¬ 
dernen Zeit, weichgespült und emo¬ 
tionslos durchgestylt wie seit Jahren, 
stattfinden können, ohne jeden Bezug 
zum eigentlichen Geist dieses Spiels 
und in einem Land, dass eher für Ka¬ 
melrennen denn für Fußball bekannt 
ist. Die angekündigten Verbesserun¬ 
gen der Situation ausländischer Ar¬ 
beiter, die quasi völlig entrechtet auf 
den Baustellen des Emirats an den 
Spielstätten schuften, blieben bislang 
aus. War die Situation bereits in Süd¬ 
afrika und Brasilien für die Arbeiter 
heikel, was Sicherheit und Entlohnung 
betraf, so dürften diese Zustände hier 
einen neuen traurigen Rekord aufstel¬ 
len, auch wenn ein „Kaiser“ namens 
Franz Beckenbauer von seiner Hotel¬ 
suite aus keine Probleme gesehen ha¬ 
ben will. 

Beim Welt verband hat man zudem 
erst lange, nachdem die Sektkorken 
für Katar geknallt waren, festgestellt, 
dass es in der Wüste ungemütlich sein 
könnte, Fußball zu spielen. Daher 
wird nun geplant, das Turnier zeitlich 
vorzuverlegen, abgesehen von C0 2 - 
triefenden Kühlmaßnahmen in den 
Stadien. Welch unglaublicher Auf¬ 
wand. 

Widerstand regt sich, es bleibt al¬ 
lerdings abzuwarten, ob dieser nicht 
spätestens kurz vor dem Turnier von 
Jubelberichterstattung eingefangen 
wird, wie es bisher geschah. Noch ist 
dieser Unmut unter Fans und Aktiven 
der beliebtesten Nebensache der Welt 
zu gering, als dass Hoffnung aufkei¬ 
men könnte, die FIFA bekäme Druck 
von unten. Mutige Alternativen zum 
aktuellen System im Weltfußball sind 
derzeit Fehlanzeige. 

Christoph Kühnemund 


Programm 

Samstag/Sonntag, 6. und 7. Dezember 2014 
Kassel, Universität, Standort: Wilhelmshöher Allee 73 

Samstag, 6. Dezember 

Einlass und Anmeldung ab 11 Uhr 
12.00-14.00 Uhr: Plenumsvorträge (Aula) 

Eröffnung und Begrüßung: Auslaufmodell Frieden? 

Dr. Peter Strutynski, AG Friedensforschung, BAF 

Das neue Lateinamerika: Gegenmacht im globalen Kräftespiel? 

Jorge Jurado, Botschafter Ecuadors 
Sympathisieren Deutsche mit Palästina aus 
Abneigung gegen Juden? 

Prof. Dr. Rolf Verleger, Lübeck 

„Menschenrechte verletzen, Kriege fördern, 

Völkerrecht brechen!“ Zur Rüstungsexport¬ 
politik der Bundesregierung 
Jürgen Grässlin, Freiburg, Autor, DFG-VK 

14.15-16.00: Parallele Foren und Work¬ 
shops 

★ AI: Diskussionsrunde mit Jorge Jurado; 

Mod.: Elke Zwinge-Makamizile, Berlin 

★ A2: Diskussionsrunde mit Rolf Verleger, 

Mod.: Hermann Kopp, Düsseldorf 

★ A3: Diskussionsrunde mit Jürgen Grässlin, 

Mod.: Hannelore Tölke, Dortmund 

★ A4: Bewegung in der Kurdistan-Frage: Syrien, Irak, Türkei. Murat Cakir, Rosa- 
Luxemburg-Stiftung Hessen; Mod.: Ewald Ziegler, Nürnberg 

★ A5: Vom Hoffnungsort zur Räuberhöhle: Aufstieg undNiedergang des Euromai- 
dan. Reinhard Lauterbach, Polen, Mod.: Michael Schaaf, Hamburg 

★ A6: Kampf um Afrika: Neoimperiaie Mächte mit neuen Konzepten? PD Dr. Jo¬ 
hannes M. Becker, Uni Marburg; Mod.: Rolf Wekeck, Kassel 

★ A7: Außer Spesen nichts gewesen? Eine Bilanz des Afghanistankriegs. Lühr 
Henken, FRIK0 Berlin, BAF; Mod.: Karl-Heinz Peil, FFM 

★ A8: Der Krieg gegen Gaza - und wie weiter? Bilanz und Perspektiven. Inge 
Höger, MdB Die Linke; Mod.: Günhild Berdal, Hamburg 

★ A9: „Europäer vs. At/antiker“? Unterschiedliche Interessen in Wirtschaft und 
Politik diesseits und jenseits des Atlantiks. Conrad Schuhler, isw München; Er¬ 
gänzungen und Mod.: Sabine Lösing 

★ AI 0: Grenzen dicht! Deutsche und europä¬ 
ische Flüchtlingsabwehr. Cornelia Kerth, Ham¬ 
burg, Sprecherin der VVN-BdA; Mod.: Horst 
Schmitthenner, IG Metall 

16.30- 17.15 Uhr: Plenum (Großer Hörsaal) 

Türkei und Naher Osten: Kurden im Kampf 
gegen Terrorismus, Repression und Staats¬ 
versagen. 

Dr. Sinan Birdal, Politikwissenschaftler, Dozent an der Universität Isik in Istan¬ 
bul; Mod.: Karin Leukefeld 

17.30- 19.15: Parallele Foren und Workshops 

★ Bl: Diskussionrunde Sinan Birdal und Karin Leukefeld 

★ B2: Zu den Perspektiven des arabisch-israelischen Konflikts. George Rashma- 
wi, DFLP, Düsseldorf, Mod.: Hermann Kopp, Düsseldorf 

★ B3: Das 21. Jahrhundert gehört Asien: Zur Verschiebung der weltpolitischen 
Koordinaten. Dr. Erhard Crome, Berlin, Rosa-Luxemburg-Stiftung, Mod.: Peter 
Delis, Berlin 

★ B4: Die BRICS-Staaten:Auf dem Weg zu einer multipolaren neuen Weltordnung. 
Achim Wahl, Berlin; Mod.: Elke Zwinge-Makamizile, Berlin 


★ B5 „ Gegen die Wirtschafts-NATO“ - „Mensch und Umwelt vor Profit!“ Zu den 
Perspektiven des Protests gegen TTIP in Europa. Peter Wahl, WEED und attac; 
Mod.: Rolf Wekeck, Kassel 

★ B6: Die NATO nach dem Gipfel: Noch stärker? Noch aggressiver? Alexander 
Neu, MdB; Mod.: Hannelore Tölke, Dortmund 

★ B7: Gegen Rüstungsexporte - aber für Rüstungsproduktion? Positionen der 
Gewerkschaften zu Abrüstung und Konversion. Christa Hourani, IG Metall Stutt¬ 
gart, Wolfgang Erdmann, Hamburg; Mod.: Anne Rieger, Graz 

★ B8: Keine Forschung und Lehre für den Krieg. Stand und Perspektiven der 
Zivilklauselbewegung. Anne Geschonnek, Halle, Mod.: AK Zivilklausel, Kassel 

★ B9: 1914-1999: Zwei Kriege gegen Serbien-Eine verhängnisvolle „ Tradition“. 
Dr. Peter Becker, IALANA; Mod.: Frank Skischus, Kassel 

★ Bl 0: Kampf dröhnen ächten! Beiträge zu ei¬ 
ner internationalen Kampagne. Lühr Henken, 
Berlin, BAF und Drohnenkampagne; Elsa Rass- 
bach, Code Pink 

19.15-20.15 Uhr Abendessen 
ab 20 Uhr: Small Talk im Cafe Buch-Oase, 
Germaniastr. 14 

Sonntag, 7. Dezember 
9.00 Uhr: Plenumsvortrag (Aula) 

Israels Schicksal. Wie der Zionismus seinen 
Untergang betreibt 
Prof. Dr. Moshe Zuckermann, Tel Aviv 

10.00-11.45 Uhr Foren und Workshops 

★ CI: Diskussionsrunde mit Moshe Zuckermann; Mod. Dr. Marianne Hornung- 
Grove, Kassel 

★ C2: Die Folgen von Krieg und Intervention - am Beispiel des ehemaligen Ju¬ 
goslawien. Dr. LjiljianaVerner, Hannover, IPPNW; Mod.: Birgit Malzahn, Kassel 

★ C3: Revolution oder Konterrevolution? Zur Entwicklung im arabischen Raum. 
Prof. Dr. Werner Ruf, Kassel/Edermünde; Mod.: Willi van Ooyen, BAF 

★ C4: Die Beendigung der israelischen Besatzung in Palästina ist alternativ- 
los. Abdulkarim Sadi, Tulkarem/Palästina; arbeitet für die israelische Menschen¬ 
rechtsorganisation B’Tselem (Vortrag in Englisch, deutsche Übersetzung); Mod.: 
Wolfgang Sreter, München 

★ C5: Kalkar: Drehscheibe kommender (Drohnen-)Kriege. Bernhard Trautvetter, 
Essen; Mod.: Uli Sander, Dortmund 

★ C6: Antifaschismus heute. Dr. Ulrich Schneider, Kassel, Historiker, WN-BdA 
und FIR; Mod. Silvia Gingold 

★ C7: Friedensbewegung und Gewerkschaf¬ 
ten. Anne Rieger, Graz, Bundesausschuss 
Friedensratschlag; Mod.: Frank Skischus, 
Kassel 

★ C8:1945-2015: 70 Jahre UNO und UN- 
Charta - Ein Grund zum Feiern? Dr. Peter 
Strutynski, Uni Kassel; Mod.: Kathrin Fuchs, 
Kassel 

★ C9: Deutsche Erinnerungskultur: 70 Jahre Ende des Zweiten Weltkriegs, Be¬ 
freiung und Potsdamer Konferenz. Prof. Dr. Ludwig Elm, Jena; Mod. Laura von 
Wimmersperg, Berlin 

★ CI 0: Der nächste Gipfel von G8 oder G7 steht ins Haus - Zur Bedeutung der 
Proteste und zum Stand der Vorbereitung. Walter Listl, München; Mod.: Claus 
Schreer, München 

12.00-13.45 Uhr: Plenum 

Meinungsmedien auf Kriegskurs? 

Podium mit: Daniela Dahn, Berlin, Eckart Spoo, Ossietzky, Dr. Sabine Schiffer, IMV, 
Jens Wernicke, NachDenkSeiten, Mod.: Horst Schmitthenner, IG Metall 
Und ein Appell von Prof. Dr. Ludwig Elm zu „ 70 Jahre Befreiung vom Faschismus “ 

13.45 Uhr: Schlusswort; 13:50 Ende des Kongresses 



★ Nach Militärinterventionen: Chaos und 
Gewalt 

★ Deutscher Imperialismus reloaded? 

★ Kriege um Ressourcen 




































Blockupy 2014 

Europa in Bewegung - Frankfurt im Visier 


Zwei Gespenster gehen um in Euro¬ 
pa: der Spuk der Austerität und der 
Geist des Widerstands. Die etablierten 
Mächte nutzen die Krise für eine wei¬ 
tere Verschärfung ihrer rücksichtslosen 
und rückhaltlosen Politik. Die als „Ret¬ 
tungsschirme“ verharmlosten Armuts¬ 
programme bedrohen in Südeuropa das 
Leben von Millionen Menschen und die 
Gespenstergeschichten von Standort 
und Konkurrenzfähigkeit dienen auch 
im anderen Teil Europas zur Rechtfer¬ 
tigung der sozialen Abwärtsspirale. Fast 
überall dominiert der Fluch der kapi¬ 
talistischen Krise den Alltag: Zukunfts¬ 
ängste, Konkurrenzdruck, Ohnmacht 
und Perspektivlosigkeit bestimmen un¬ 
ser Leben. Doch der Widerstand von 


unten breitet sich genauso schnell aus 
wie die Austerität von oben. Die Be¬ 
wegungen erobern lautstark die Plätze, 
Straßen, Viertel und Städte - in Grie¬ 
chenland, Spanien, Bosnien, der Tür¬ 
kei und anderswo. Dabei ist der neue 
Poltergeist kein Geist, der stets verneint: 
Eine neue Solidarität der Vielen löst die 
Konkurrenz der Einzelnen ab, Formen 
des kollektiven Eigentums treten an 
die Stelle des Reichtums der Wenigen. 
Durch ganz Europa schallt es unüber¬ 
hörbar: „No nos representan!“ „Ihr re¬ 
präsentiert uns nicht!“, „ Real democra- 
cy ya“. 

(Aufmacher von Seite 1 der Umbrella 
Uprising - Die Blockupy Zeitung) 


Blockupy... 

... ist Teil eines europaweiten Netz¬ 
werks und wird koordiniert unter 
vielfältigen Bewegungen, Gewerk¬ 
schaften, Parteien und Flüchtlings¬ 
initiativen aus Italien, Spanien,Grie¬ 
chenland, Belgien, Niederlande, Dä¬ 
nemark, Frankreich und anderen 
Ländern. 

Das bundesweite Blockupy-Bünd- 
nis wird getragen von Aktivistinnen 
verschiedener - ihrem Selbstver¬ 
ständnis nach - emanzipatorischer 
Gruppen und Organisationen sowie 
linken Parteien. 




Foto: Ilona Herrmann/r-m< 




Bilder auf dieser Seite: Blockupy-Aktionen in Frankfurt in den Jahren 2012 
und 2013. Schon 2012 versuchte die Polizei mit Platzverweisen, illegalen 
Aufenthaltensverboten für das gesamte Stadtgebiet, zeitweisen Festnahmen 
und großräumigen Absperrungen die Proteste zu verhindern. 2013 wurden bei 
der Demonstration am Sonnabend, 1. Juni, 934 Demonstrantlnnen über neun 
Stunden eingekesselt, viele durch die Polizeikräfte verletzt (siehe Fotos links). 
Das Verwaltungsgericht Frankfurt rechtfertigte Ende September dieses Jahres 
den willkürlichen Polizeieinsatz und den Kessel. Die Blockupy-Aktiven werden 
weiter um ihr Recht auf Protest kämpfen. 

BLOCKUPY FESTIVAL//20 -23. 
NOVEMBER 2014//FRANKFURT 


AKTION//PODIUM//PLENUM//ARBEITSGRUPPEN//WORKSHOPS//PARTY//AUS- 

STELLUNG//LESUNG//KONZERT//FILM//PERFORMANCE 

Wir warten nicht auf dieTermine der Herrschenden und setzen unsere Agenda. Auch 
wenn die EZB ihre Eröffnungs-Lachshäppchen an die versammelte Prominenz erst 
Anfang 2015 ausgibt, kommt Blockupy im Herbst nach Frankfurt. 

Blockupy-Wir werden uns nicht gewöhnen. Denn„Austerity kills!“ gilt weiterhin, die 
Herrschenden verschärfen ihre - jetzt softer verpackten - Strukturprogramme. Sie 
wollen die Troika-Krisenpolitik schleichend zum Normalbetrieb machen. Demokratie 
kommt aus unseren vielseitigen Kämpfen. Blockupy versucht gemeinsam mit ande¬ 
ren, in Zeiten der Lähmung eine europaweite Plattform des Widerstands zu bauen - 
gegen Austerität und Ausbeutung,für grenzüberschreitende Solidarität. Für Blockupy 
ist Europa dabei keine Frage des Passes und der Herkunft, sondern schlicht die Regi¬ 
on, in der wir beginnen, uns gemeinsam zu wehren. (Quelle: https://blockupy.org) 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Bonner KPD-Akten bleiben noch 30 Jahre geheim 


Vor sechzig Jahren begann der KPD-Verbotsprozess • Von Herbert Mies 


V or 60 Jahren, am 22. November 1951, stell¬ 
te die Adenauerregierung beim Bundes¬ 
verfassungsgericht den Antrag auf das 
Verbot der Kommunistischen Partei Deutsch¬ 
lands. Das war zu jener Zeit, da sechs Jahre nach 
Kriegsende die Bundesminister Jakob Kaiser 
und Oberländer revanchistische Forderungen 
anmeldeten: Deutschland umfasse auch Ös¬ 
terreich, die deutschsprachige Schweiz. Eisass- 
Lothringen. „... ich glaube, dass es Menschen 
geben muss, die wieder einmal das Abendland 
ostwärts des Eisernen Vorhangs vertreten“ Das 
war die Zeit, da Adenauer verkündete, junge 
Bauern müssten dem Bauernstand erhalten blei¬ 
ben, damit sie eines Tages wiederum dazu bei¬ 
tragen können, den Osten zu kolonisieren ...“ 
(Siehe: „Ein Protokoll“Pahl-Rugenstein-Verlag, 
Köln 1971, S. 26) 


So war auch der Revanchismus Taufpate des 
beginnenden Verbotsprozesses gegen die KPD. 

★ 

Drei Jahre später, am 23. November 1954, be¬ 
gann die Vorverhandlung im Verbotsprozess. Es 
war damals ein Rätsel und es ist noch heute ein 
Stück Geheimnis, was alles in dieser Zeit von der 
Antragstellung 1951 bis 1954 und dann bis zur 
Urteilsverkündung 1956 hinter den Kulissen der 
Bonner Regierung und des Bundesverfassungs¬ 
gerichts geschah. So manches ist damals und in 
der Folgezeit durchgesickert oder in Memoiren 
von Beteiligten und Geschichtsenthüllungen so¬ 
wie mit der Öffnung eines Teils der CIA-Akten 
öffentlich gemacht worden. Erwähnenswert ist 
Tim Weiners „CIA - Die ganze Geschichte“, die 
anschaulich macht, wie die CIA sechzig Jahre 
die Weltpolitik mitmanipuliert hat. Und beach¬ 
tenswert ist sein 695 Seiten umfassendes Buch 
„FBI - Die wahre Geschichte einer legendären 
Organisation“, die hinter deren Fassaden blickt. 
Obgleich viele Informationen über verdeckte 
Machenschaften auch der Adenauerregierung 
bekannt wurden: die Akten zum KPD-Verbot 
blieben geschlossen. 

Die drei Jahre der Vorbereitung des Pro¬ 
zessbeginns waren geheimnisumwittert. In der 
„Frankfurter Allgemeine“ vom 28. August 2010 
konnte man unter der Überschrift „2046 weiß 
man alles über die KPD“ lesen: „Das Bundesver¬ 
fassungsgericht will seine Akten erst nach neun¬ 
zig Jahren für die Forschung öffnen. Solche Fris¬ 
ten kennt nicht einmal der Vatikan ...“ 

Durch diese Zeitungsmeldung veranlasst, 
verlangte ich als einer der noch lebenden Füh- 
rungsmitglieder der KPD am 12.9.2010 brieflich 
von den Richterinnen und Richtern des Ersten 
und Zweiten Senats „unverzüglich die Archivali- 
en zum Zustandekommen des KPD-Verbots und 
über dieses ohne Wenn und Aber der Öffentlich¬ 
keit zu übergeben“. Ich bekam auf mein Ersu¬ 
chen keine Antwort. Das Bundesverfassungsge¬ 


richt schwieg sich weiter aus. Die Umstände um 
den Verbotsprozess der KPD sind noch immer 
geheime Verschlusssache. 

Solange dies noch der Fall ist, kann man 
die Wahrheit darüber nur durch Kombination 
von bekannten Tatsachen herausünden. Dann 
kommt man dahinter: Das war ein Komplott von 
Adenauer mit Nazigrößen, amerikanischen Ge¬ 
heimdiensten und brauner Justiz. Diese waren 
die Drahtzieher und Regisseure des Prozesses. 

Gleich nach Ende der Hitlerherrschaft mach¬ 
te Adenauer Hans Globke und Reinhard Gehlen 
zu seinen Beratern. Globke war Kommentator 
von Hitlers Rassengesetzen. Dieser - Symbol¬ 
figur für die unaufgearbeitete braune Vergan¬ 
genheit - wurde in der Bundesrepublik Staats¬ 
sekretär und blieb es vierzehn Jahre. Reinhard 
Gehlen war der Mann im Dunkeln. In Hitlers 


Wehrmacht war er Chef der Ostspionage. Nach 
Kriegsende bot er das Gros seiner Agenten dem 
amerikanischen CIA an. Er wurde zum Begrün¬ 
der des Bundesnachrichtendienstes (BND), des¬ 
sen Präsident er bis 1968 war. 

Die beiden deutschen Antikommunismus- 
Profis, Globke und Gehlen, wurden in Ade¬ 
nauers Freundeskreis von amerikanischen Ge¬ 
heimdienst-Chefs flankiert und geführt. Diese 
amerikanischen Geheimdienstler kamen aus 
dem personellen Erbgut des US-amerikani¬ 
schen Kommunistenhassers und -jägers J. Edgar 
Hoover. Dieser war Präsident des FBI bis zu sei¬ 
nem Tod am 2. Mai 1972. Das FBI entspricht in 
etwa den deutschen Verfassungsschutzämtern. 
Hoover war „das Gesicht des Antikommunis¬ 
mus in Amerika“. 

Das FBI wurde bei seiner Arbeit gegen die 
„kommunistische Bedrohung von drei Ausschüs¬ 
sen des US-Kongresses unterstützt. Der ständi¬ 
ge Senatsunterausschuss für die Untersuchung 
„unamerikanischer Umtriebe“ hatte Senator 
Joe McCarthy zum Vorsitzenden. Im Frühjahr 
1953 schien ihm die amerikanische Politik reif 
zu sein für seine gnadenlose Version des Anti¬ 
kommunismus. Am 19. Juni 1953 wurden Julius 
und Ethel Rosenberg auf sein Geheiß hin we¬ 
gen angeblichen Atomverrats an die Sowjetuni¬ 
on hingerichtet Gemeinsam mit Hoover war er 
eine der „stärksten Triebkräfte des Kalten Krie¬ 
ges“. (S. 207) 

Bezeichnend für Hoover waren solche Auf¬ 
fassungen wie: „... Die Kommunistische Par¬ 
tei, geleitet vom sowjetrussischen Traum von 
der Weltherrschaft, grabe sich immer tiefer in 
die sozialen und politischen Strukturen ein ... 
Der Kommunismus ist in Wirklichkeit keine 
politische Partei. Er ist ein heimtückischer und 
bösartiger Lebensstil, eine Krankheit, die sich 
wie eine Epidemie ausbreitet; und wie bei ei¬ 
ner Epidemie ist eine Quarantäne notwendig, 
um zu verhindern, dass das ganze Land inüziert 
wird.“ (S. 208) 


Im August 1953 verabschiedete der US-ame¬ 
rikanische Kongress ein Gesetz, mit dem Mit¬ 
glieder der Kommunistischen Partei der USA zu 
Bürgern zweiter Klasse gemacht wurden. 

Ein „Communist Control Act“ griff in zwei¬ 
erlei Hinsicht in die Bürgerrechte ein: Kommu¬ 
nisten wurden verpflichtet, sich registrieren zu 
lassen; von der Wahrnehmung demokratischer 
Rechte in legalen Körperschaften wurden sie 
vollständig ausgeschlossen. Man tut Adenauer 
nicht unrecht wenn man feststellt: das war Ade¬ 
nauer aus dem Herz gesprochen. 

Kurz vor Prozessbeginn, im September 1954, 
besuchte der Sonderbotschafter und Diplomat 
der USA, Robert Murphy, Adenauer in Bonn. 
Kurz darauf war US-Außenminister John Fos- 
ter Dulles, ein Bruder von Allen Dulles, bei ihm. 
Beiden Amerikanern ging es um die Beschleu¬ 


nigung der Remilitarisierung Westdeutschlands, 
um die Zurückdrängung einer aufkommenden 
Ami-go-home-Bewegung und um den endlich 
beginnenden KPD-Verbotsprozess. In dieser 
Zeit bekam die Bundesregierung vom Senat 
der USA auch den geheimen McCarran-Bericht 
über die Durchführung des Verfahrens gegen die 
KP der USA. Die Überreichung des Berichts war 


mit der Erwartung verbunden, dass er auch für 
den KPD-Prozesses nachahmenswert werde ... 
Er sollte die Regiekonzeption für den KPD -Pro¬ 
zess werden. Und er wurde es auch. 

Der Bericht regte an, dass er mit der lügen¬ 
haften Anklage beginnen solle, die dogmatische 
Verbindlichkeit der Lehre des Marxismus-Le¬ 
ninismus „verpflichte die KPD die Diktatur des 
Proletariats in der Bundesrepublik möglichst 
rasch zu errichten“. Diese an den Haaren her¬ 
beigezogene, willkürlich aus Zusammenhän¬ 
gen herausgerissene, entstellte These wie auch 
andere Unwahrheiten über die KPD fanden in 
der Beweisführung der Anklageschrift Einkehr. 
Sie strotzte nur so von verlogenen, dümmlichen 
Behauptungen, von haarsträubenden Konstruk¬ 
tionen und provokativen Anklagepunkten: Die 
KPD diffamiere die Bundesregierung, weil sie 
ihr vorwerfe, „eine Politik des nationalen Ver¬ 
rats zu betreiben ... und Faschismus und Milita¬ 
rismus zu fördern“. Sie diffamiere die Gerichte 
und das Strafrechtsänderungsgesetz. Sie sei ge¬ 
gen „freie gesamtdeutsche Wahlen und „verherr¬ 
liche in maßloser Weise die DDR“. 

Die KPD „betreibe dunkle und umstürzleri- 
sche Pläne“ ließ dann der Anklagevertreter der 
Bundesregierung Herr Ritter von Lex von sich 
hören. Gegen solche dümmlichen Vorhaltungen 
erhoben die Prozessvertreter der KPD Protest, 
Sie beantragten in Anträgen die Wiedergabe 
der Wahrheiten. Ahe zur Sache gestellten An¬ 
träge wurden vom Gericht abgebügelt. So ergab 
sich keine Aussicht auf Rechtsprechung, son¬ 
dern auf einen Gesinnungsprozess. Das wurde 
er denn auch. Die ganze Anklage beruhte auf 
der Methode der Fälschung angeführter Zitate 
aus Dokumenten der KPD oder von Staatsmän¬ 
nern der DDR. 

Der skandalösen Beweisaufnahme entsprach 
letztendlich auch das Verbotsurteil, das zwei Jah¬ 
re später am 17. August 1956 gesprochen wurde. 
Dieses Urteil bedeutete Verfassungsbruch und 
war ein eklatanter Verstoß gegen die so genann¬ 
te Rechtsstaatlichkeit. 

★ 

Das war ein wesentlicher Schritt in der gehei¬ 
men Zusammenarbeit amerikanischer Geheim¬ 
dienste mit dem Bundesnachrichtendienst bei 
der Bespitzelung und Überwachung linker und 
anderer demokratischer Bürgerinnen und Bür¬ 
ger in unserem Land. Bespitzelung und Über¬ 
wachung machen bis auf den heutigen Tag vor 
niemandem halt. Erst am 4. Oktober dieses Jah¬ 
res berichteten die Medien unter Berufung auf 
geheime Unterlagen von den jahrelangen Über¬ 
mittlungen von Daten deutscher Staatsbürger an 
den US-Geheimdienst NSA, „National Security 
Agency“ (Mannheimer Morgen vom 4.10.2014). 
Die Bundesrepublik hat ihre Botmäßigkeit ge¬ 
genüber den amerikanischen Geheimheimdiens¬ 
ten auch im fünfundzwanzigsten Jahr nach der 
Zwangseinheit der beiden deutschen Staaten, in 
dem Jahr, da die Bundeswehr ihren achtzehnten 
und neunzehnten Kriegseinsatz in der Ostukra¬ 
ine und im Nordirak plant, noch nicht aufgeho¬ 
ben. 


Einige Daten 

★ Im September 1950 verabschiedete die Bundesregierung den so genannten Adenauer- 
Erlass, der die Verfassungstreue der öffentlich Bediensteten festschrieb und damit Mitglied¬ 
schaften in verfassungsfeindlichen Organisationen verbot. Viele Kommunisten wurden 
daraufhin unter dem Vorwurf der Verfassungsfeindlichkeit aus dem öffentlichen Dienst 
entlassen. 

★ Die Bundesregierung verbot am 26. Juni 1951 die FDJ nach Artikel 9 Abs. 2 des Grundge¬ 
setzes. Kurz darauf wurde in nur zwei Tagen das 1. Strafrechtsänderungsgesetz beschlossen, 
welches 37 neue Strafnormen festlegte und unter anderem Hochverrat, Landesverrat und 
Geheimbündelei unter Strafe stellte, was später vor allem KPD-Mitglieder betraf. 

★ Am 23. November 1951 stellte die Bundesregierung Antrag auf Feststellung der Verfas¬ 
sungswidrigkeit der KPD durch das Bundesverfassungsgericht. Zuvor waren einige Abge¬ 
ordnete der KPD (Heinz Renner, Oskar Müller, Walter Vesper und Friedrich Rische) wegen 
angeblich unparlamentarischen Verhaltens für 20 Sitzungstage aus dem Bundestag ver¬ 
wiesen worden. Etliche Durchsuchungen von Parteibüros folgten. 

★ Im Januar 1952 wurde die Geschäftsordnung des Bundestages geändert, wodurch die 
KPD den Fraktionsstatus und damit das Recht Anträge und Anfragen zu stellen verlor. 

Ab 1953 war die KPD im Bundestag nicht mehr vertreten und konnte in der Folge nur noch 
in wenige Landtage einziehen. 

★ Am 23. November 1954 begann die mündliche Verhandlung vor dem Ersten Senat des 
Bundesverfassungsgerichts. 

★ Am 17. August 1956 wurde die Kommunistische Partei Deutschlands verboten. 


Sommer 1949, KPD-Kundgebung mit Max Reimann in Dortmund 
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Pits and Perverts 

Solidarität zwischen Schwulen, Lesben und Bergarbeitern 


1984 - streikende Bergarbeiter bringen 
die britische Insel zum Beben. Marga¬ 
ret Thatcher hat Zechenschließungen 
ausgerufen, die Kumpel wehren sich. 
Doch das System zeigt sich unerbitt¬ 
lich: Thatcher orderte massive Poli¬ 
zeikräfte in die Region, um Streikbre¬ 
cher in die Zechen zu führen und sich 
bürgerkriegsähnliche Schlachten mit 
den Streikenden zu liefern. Die Berg¬ 
leute haben buchstäblich kein Geld, 
Streikgeld wird in der britischen Berg¬ 
arbeitergewerkschaft traditionell nicht 
gezahlt, und doch zieht die Thatcher¬ 
regierung von der Sozialhilfe 15 Pfund 
fiktives Streikgeld pro Woche ab - die 
Gewerkschaft könnte ja theoretisch 
zahlen, so die Begründung. Den Kin¬ 
dern der Bergleute wird die Beihilfe 
zur obligatorischen Schuluniform ge¬ 
strichen, von der kostenfreien Schul¬ 
speisung werden sie ausgeschlossen. 
Sozialhilfe bekommen nur Familien - 
unverheiratete Bergleute stehen ohne 
jeden Penny da. Um den Streik durch¬ 
zuhalten und nicht zu verhungern, sind 
die Kumpels und ihre Familien auf die 
karitative Wohlfahrt angewiesen und 
auf Spenden. 

Gay Pride March in London 1984. 
Während sich die meisten Teilnehmer 
nur wundern, warum die Demonstrati¬ 
on nicht angegriffen wird und das Poli¬ 
zeiaufgebot so gering ist, geht ein junger 
schwuler Aktivist von Demonstrant zu 
Demonstrant und sammelt Spenden für 
die streikenden Bergarbeiter. Wir haben 
dieselben Feinde gegen uns, so sein Ar¬ 
gument, die Polizei, die Boulevardpresse 
und die Thatcher-Regierung. 

So beginnt „Pride“, der neue Film von 
Matthew Warchus, der hier das erste Mal 
seit 15 Jahren wieder fürs Kino inszeniert 
und sich dafür eine wunderbare, wahre 
Geschichte ausgesucht hat. 

Mark Ashton, der junge Aktivist, 
gründet mit seinen Freunden LGSM 
„Lesbians and Gays support the miners“ 
(Lesben und Schwule unterstützen die 
Bergarbeiter) und sammeln Spenden. 
Die werden sie aber nicht los, die Berg¬ 
arbeitergewerkschaft beantwortet ihre 
Briefe nicht, und wenn sie anrufen, wird 
aufgelegt, sobald das „schwul“ im Namen 
der Unterstützergruppe fällt. Doch Mark 
und seine Freunde geben nicht auf, kurz 
entschlossen rufen sie beim örtlichen 
Streikunterstützungskomitee des walisi¬ 
schen Bergarbeiterdorfes Dulais an und 
treffen sich mit dem Vorsitzenden. 

Welten prallen aufeinander, als Mark 
und die LGSM nach Dulais fahren und 
auf die walisischen Kumpel treffen. Doch 


nach und nach treten die Vorurteile in 
den Hintergrund und Freundschaften 
entstehen. Warchus hat den Film aller 
Tragik zum Trotz als Komödie inszeniert 
und es doch geschafft, tiefgründige Sze¬ 
nen mit einzubeziehen. Sei es die Wand¬ 
lung Sians von der schüchternen Ehefrau 
eines Kumpels zur treibenden Kraft in 
einem Streik, die Figur von Gethin, des 
einzigen Walisers unter LGSM, der, 
seit er seinen Eltern gesagt hat, dass er 
schwul ist, nicht mehr in Wales war, oder 
der kämpferische Mark Ashton - War¬ 
chus schafft es, den historischen Figuren 
cineastisches Leben einzuhauchen. Und 
als bei einer Versammlung der Bergar¬ 
beiter als Reaktion auf eine flammende 
Rede Marks eine junge Frau auf steht 
und anfängt „Bread and Roses“ zu sin¬ 
gen, mussten nicht nur die drei Kom¬ 
munistinnen im Kino die Taschentücher 
rausholen. 

Kaum hatte die Murdoch Presse 
Wind von der schwul-lesbischen Solida¬ 
rität bekommen, wurde sie auf den Ti¬ 
telseiten als „Pits and Perverts“ (Zechen 
und Perverse) verunglimpft - und liefer¬ 
te damit den Titel für den fulminanten 
Höhepunkt der Solidaritätskampagne 
von LGSM: den „Pits and Perverts Ball“, 
ein Konzert in London mit Bronski Beat 
als Headliners. 

In einer emotionalen Rede am Ende 
des Konzerts dankt Dai, der Vorsitzende 
des Streikkomitees von Dulai, den Un¬ 
terstützern: „Wir haben Geschichte ge¬ 
schrieben. Unsere Freundschaft hat Ge¬ 
schichte geschrieben. Ihr habt unsere An¬ 
stecker getragen, jetzt werden wir eure 
tragen. Wir werden euch unterstützen.“ 

Im Film nicht zu sehen ist, was er 
noch hinzufügte: „Es wird sich nicht über 
Nacht ändern, aber 140 000 Bergarbeiter 
wissen jetzt, dass es andere Anliegen gibt 
und andere Probleme. Wir wissen jetzt 
von Schwarzen und Schwulen und nuk¬ 
learer Abrüstung. Wir werden nie wieder 
dieselben sein!“ 


Auch an anderer Stelle klemmt sich 
der ansonsten historisch akkurate Feel 
Good Film die wahren Fakten. 

Lesbians and Gays Support the Mi¬ 
ners war kein spontaner Einfall eines 
jungen, schwulen Aktivisten. Mark Ash¬ 
ton war nicht nur ein Schwuler, der für 
seine Rechte kämpfte, sondern ein Kom¬ 
munist, der für die Rechte aller kämpfte. 
Er war Mitglied der Kommunistischen 
Partei Großbritanniens und Vorsitzen¬ 
der der Young Communist League, der 
Schwesterorganisation der SDAJ. Er 
kannte den Zusammenhang von Arbei¬ 
ter-, Frauen- und Homosexuellenrech¬ 
ten, er kannte die Bedeutung von Unter¬ 
drückung für das kapitalistische System. 
Diese Erkenntnis deutet „Pride“ leider 
nur an. 

Der Film kann kein Happy End ha¬ 
ben. Der Streik endete am 5. März 1985 
nach 366 Tagen als eine schwere Nieder¬ 
lage der britischen Arbeiterbewegung. 
Thatcher selbst sprach davon, dass sie 
der Gewerkschaftsbewegung eine Lek¬ 
tion erteilt habe „die niemand vergessen 
sollte.“ 11291 Bergarbeiter waren zumin¬ 
dest zeitweilig inhaftiert, 10 Menschen 
(sieben Streikposten, ein Taxifahrer und 
zwei Teenager) wurden während des 
Streiks getötet. 

Mark Ashton starb 1987 mit nur 26 
Jahren an den Folgen von Aids, nur zehn 
Tage nachdem er seine Diagnose erhal¬ 
ten hatte. 

Doch Dai, der Vorsitzende des 
Streikkomitees von Dulai, sollte Recht 
behalten. Etwas hatte sich geändert. 
Der Gay Pride March in London 1985 
wurde angeführt von mehreren tausend 
Bergleuten mit Gewerkschaftsbannern 
und einem Transparent mit der Auf¬ 
schrift „Miners support the Lesbians 
and Gays“. 

Matthew Warchus und seinem her¬ 
vorragenden Ensemble ist ein großarti¬ 
ger Film über Solidarität gelungen. 

Melina Deymann 



Vermittler zwischen zwei Welten 

Der Kulturverein „El Cultrun“ 


Auch in Berlin kann nicht jeder mit dem 
Namen etwas anfangen, man muss im 
Haus des „Neuen Deutschland“ in die 
7. Etage fahren, um einen interessanten 
Verein kennenzulernen: El Cultrun. 

Treibende Kraft und Gründungsmit¬ 
glied ist Lautaro Valdes, Gitarrist und 
Sänger aus Chile. Er musste nach dem 
Putsch 1973 sein Land in Richtung So¬ 
wjetunion verlassen. In den Achtzigern 
kam er in die DDR, wo er als Sänger 
schnell ganz nach oben kam, mit dem 
begehrten „Kunstpreis“ ausgezeichnet 
wurde. Heute ist er nicht mehr so oft auf 
der Bühne zu sehen und zu hören, wenn’s 
dann mal vorkommt, zeigt der Mann mit 
der erdigen Stimme und dem filigranen 
Gitarrenspiel, dass er nichts von seiner 
Klasse verloren hat. Mehr Zeit verbringt 
Lautaro in den letzten Jahren mit der Ar¬ 
beit an seinem Lebenstraum. Er leitet ei¬ 
nen Kulturverein, der sich als Vermittler 
zwischen zwei Welten sieht, der Welt der 
Länder des Nordens und denen des Sü¬ 
dens, der Welt der Menschen mit Migra¬ 
tionshintergrund und der einheimischen 
Bevölkerung. Regelmäßig veranstaltet 
El Cultrun Konzerte, organisiert Veran¬ 
staltungen in denen uns die Kultur und 
Musik Lateinamerkas näher gebracht 
wird. 

Viele Berliner werden sich an das 
Solidaritätskonzert für die Tageszeitung 
„junge Welt“ erinnern, das El Cultrun 


und die DKP Berlin gemeinsam organi¬ 
sierten. Solidarität spielt in dem Verein 
eine ganz große Rolle. Wenn Lautaro 
über sein wichtigstes Projekt spricht ge¬ 
rät er ins Träumen. Sein Traum ist, eine 
Schule in Südchile zu bauen. Das in¬ 
terkulturelle Projekt in Südchile „Eine 



Schule zwischen zwei Welten“ für Kin¬ 
der der Mapuche, der Ureinwohner im 
Süden Chiles. 

Die Mapuche stehen im Widerstand 
gegen Diskriminierung, Unterwerfung, 
Vertreibung und die Unterdrückung ih¬ 
rer Sprache, Bräuche und Kultur. Durch 
den Bau der Schule sollen die Bildungs¬ 
chancen und die gesellschaftliche Teilha¬ 
be dieses Volkes verbessert werden. 

Die Schule für Grund- und Berufsaus¬ 
bildung wird eine Kapazität für 200 bis 
600 Schüler haben mit Werkstätten zur 
Durchführung von Kursen über Heilpflan¬ 
zen und Landwirtschaft, von Wirtschafts¬ 
und Computerkursen und für die Aus¬ 
bildung von Elektrikern, Mechanikern, 
Tischlern etc. Die Schule ist zweisprachig 
angelegt für alle Schüler - - Spanisch und 
Mapudungung, die Sprache der Mapu¬ 


che -, um letztere den Kindern näher zu 
bringen. Zur Schule werden außerdem 
ein Internat für weit entfernt wohnende 
Schüler und eine Poliklinik gehören (es 
gibt fast keine medizinische Versorgung 
in der Region). Die drei Einrichtungen 
sollen für alle Menschen der Umgebung 
offen sein, nicht nur für Mapuche. 

Der Titel „Schule zwischen zwei Wel¬ 
ten“ bedeutet, dass alle Kinder der Schu¬ 
le (egal ob Mapuche oder nicht) zum ei¬ 
nen Kenntnisse der modernen chileni¬ 
schen Kultur, aber auch der Kultur und 
Sprache der Mapuche vermittelt werden. 

Welche Ergebnisse konnten nun bis¬ 
her erzielt werden? Es liegen mittlerwei¬ 
le komplette Bau- und Projektpläne für 
die 3 Hektar Bauland vor. Das erforderli¬ 
che Land wurde gekauft. Entscheidungs¬ 
träger und indigene Bevölkerungsgrup¬ 
pen sind in die Planung und Arbeit mit 
einbezogen. Diese Aktivitäten sollen in 
der Zukunft ausgeweitet werden. 

Wie soll es finanziert werden? Das 
gesamte Projekt wird ein Kostenvolu¬ 
men von 1,5 Millionen Euro umfassen. 
Die Mittel zum Bau der Schule werden 
aufgebracht durch Spenden, die Altpa¬ 
pieraktion und kulturelle Aktivitäten, 
die wir in Deutschland und Chile veran¬ 
stalten. Michael Czech 

Weitere Informationen auf der Homepage des 
Vereins: www.cultrun.de 


Epische Saga von 
Treue und Ausdauer 

„Birlesen Gönüller“ versucht sich 
an der moralischen Aufrüstung 


Es ist eine Liebe, so jung, schön und 
stark, wie man sie sich nur in einer jen¬ 
seitigen Zeit vorzustellen imstande ist. 
Der junge Türke Niyaz (Serkan Senalp) 
hat die dunkelstrahlende Schönheit 
Cennet (Hände Soral) erobert. In den 
Weiten des Nordkaukasus. Es gibt far¬ 
big-ornamentale Trachten, kraftvolle 
Tänze, und Pferde mit wilden Mähnen. 

Das Glück dauert gerade einen Tag. 
Ein Rekrutierungstrupp der Roten Ar¬ 
mee kommt in das Dorf, um die jungen 
Männer für den Großen Vaterländi¬ 
schen Krieg einzusammeln. Auch Niyaz 
steigt auf den Lastwagen. Er landet in 
der Hölle von Stalingrad. Als er erfährt, 
dass die Faschisten auch in den Kau¬ 
kasus vorgedrungen sind, wirft er sein 
Gewehr weg und stürmt zurück zu sei¬ 
nem Dorf. Sein Kommandant, der die 
Pistole schon gezogen hat, schiebt sie 
knurrend in das Holster zurück. Niy¬ 
az hatte ihm zuvor das Leben gerettet. 

Unterdessen werden die Cennet 
und die gesamte Dorfbevölkerung 
nach Deutschland zur Zwangsarbeit 
verschleppt. Sie hatten ein fliehendes 
russisches Mädchen versteckt und sich 
geweigert es herauszugeben. Unter¬ 
wegs in einem Güterwaggon kommt es 
zu einem zufälligen Wiedersehen mit 
Niyaz. Doch bei der Flucht aus dem 
fahrenden Zug werden sie getrennt. 
Während Niyaz der Sprung in die Frei¬ 
heit gelingt, wird Cennet mit Waffenge¬ 
walt zurückgehalten. Aufgewühlt durch 
diese gewaltsame Trennung bekommt 
sie im Güterwagen das gemeinsame 
Kind Bedel (als Erwachsener: Erkan 
Sever). 

Mit Hilfe eines noch zu menschli¬ 
cher Regung fähigen SS-Mannes kann 
Cennet aus Deutschland fliegen. Zu¬ 
rück in der Sowjetunion wartet sie 
dann auf die Rückkehr von Niyaz. Er 
hat es ihr versprochen. 

50 Jahre später, nach der Auflösung 
der Sowjetunion, tritt der Istanbuler 
Lehrer Yunus mit seiner Familie in das 
Leben der noch immer wartenden, nun 
alten Frau (Sema (Jeyrekbasi). Yunus 
will, mit reichlich unzulänglichen Mit¬ 
teln in dem Ort eine Schule errichten. 
In diesem fast aussichtslosen Bemühen 
illustriert ihre Geschichte, die Cennet 
Yunus’ zweifelnde, fast verzweifelte 
Frau Dilek (Yagmur Kasifoglu) rück¬ 
blickend erzählt, den unbeirrbar-treu¬ 
en Glauben an das gegebene Wort, 
die gute Sache, und den zähen Willen 
seinen vorbestimmten Weg zu gehen, 
komme was da wolle. 

Birlesen Gönüller (etwa: Verein¬ 
te Herzen) wirkt völlig aus der Zeit 
gefallen. Im Vorprogramm zu diesem 
Film, der in Dortmund in einem die¬ 
ser Multiplexe, zu sehen war, liefen 
fast ausnahmslos Vorschauen zu den 
zynisch-militaristischen Produktionen 
des Ego-Shooter-Mainstream-Kinos, in 
denen jedes zweite Wort „Töten“ heißt 
und in denen die Welt neben den im¬ 
mer monströseren Tötungsmaschinen 
nur noch von zwei Fragen beherrscht 
wird: „Wer - wen?“ Oder konkreter: 
„Du oder ich?“ 

Dagegen zeigt das Werk des Regis¬ 
seurs Hasan Kirag eine nahezu phan¬ 
tastisch-harmonische Welt der Achtung 
und des Respekts, in der selbst die Kin¬ 
der nur nett und freundlich sind. Sicher 


brechen auch hier die faschistischen 
Truppen mit brutaler Gewalt in die 
Abgeschiedenheit des Bergdorfes ein. 
Aber die Gewalt bleibt etwas Äußeres. 
Es gelingt ihr nie die innere Harmonie 
zu berühren. Niyaz kämpft zwar in der 
Roten Armee, desertiert aber aus deren 
entschlossen-aufopferungsbereitem 
Kampf in Stalingrad an dem Punkt, da 
er Cennet in Gefahr wähnt. Hasan Ki¬ 
rag lässt - hier - keine politische Di¬ 
mension zu. Niyaz und Cennet sind Be¬ 
troffene, reine Opfer. Sie kämpfen so 
gut sie können um ihren individuellen 
Ausweg. Die Wiederherstellung ihres 
harmonischen Liebesglücks. 

Scheinbar ebenso unpolitisch 
kommt die Rahmenhandlung mit der 
Familie des schwärmerisch-idealis¬ 
tischen Lehrers Yunus daher. Yunus 
errichtet seine „kasachisch-türkische 
Schule“ aber nicht in der Türkei, son¬ 
dern in einem Nachfolgestaat der So¬ 
wjetunion. Das sieht hochherzig aus, 
gäbe es da nicht den alten Anspruch 
des Ende des 19. Jahrhunderts von den 
„Jungtürken“ aufgegriffenen Pantur- 
kismus bzw. Turanismus auf weite Ge¬ 
biete östlich und nordöstlich des Kaspi¬ 
schen Meeres. Wie alle Panbewegungen 
(Pangermanismus, Panslawismus, etc.) 
trägt auch der Panturkismus tendenzi¬ 
ell expansionistische Züge. Mit deut¬ 
scher Unterstützung formte sich dar¬ 
aus im Ersten Weltkrieg die aggressiv 
verfolgte (Genozid an den Armeniern) 
Phantasmagorie eines „Groß-Turan“. 
Eines mythischen Gebildes, zwar in 
unterschiedlicher Ausprägung, in der 
Extremvariante immerhin von Japan 
bis zur Adria und Norwegen. 

„Vereinte Herzen“ ist daher durch¬ 
aus transindividuell, im Sinne einer 
positiv-erneuerten panturkistischen 
Vision verstehbar. Der Umstand, dass 
beispielsweise in Dortmund eine ganze 
Vorstellung (560 Plätze) als geschlos¬ 
sene Veranstaltung lief, deutet in diese 
Richtung: Auf den Trümmern der al¬ 
ten, überlebten, militaristisch repressi¬ 
ven Vormächte entsteht in der Region, 
eine neue, humane Kultur aufbauend, 
eine weit die jetzigen Grenzen über¬ 
greifende türkische Gemeinde. Dies 
erfordert einen historisch langen Atem. 
Diejenigen, die dieses Werk beginnen 
werden vermutlich seine Früchte nicht 
mehr ernten. Diese nationale Mythen¬ 
konstruktion sucht ihre sittliche Kraft 
in epischen Erzählungen wie der von 
Cennet und Niyaz. 

Angesichts der sich in Folge der im¬ 
perialistischen Interventionen abzeich¬ 
nenden territorialen Neuordnung des 
Nahen Ostens hat ein ethnisch definier¬ 
ter und islamisch fundierter Panturkis¬ 
mus (in nur scheinbarer Konkurrenz zu 
einem ebenfalls tendenziell expansiven 
Neo-Osmanismus) deutlich an Auftrieb 
gewonnen. Wie sich zeigt, ist hier die 
Interessenlage der Erdogan-geführ- 
ten Türkei bei weitem nicht deckungs¬ 
gleich mit der des „Westens“, insbeson¬ 
dere der USA. Die türkische Bewusst¬ 
seinsindustrie steht vor der Aufgabe, 
hier die notwendigen Ideologeme zu 
schaffen sowie vor allem die erforderli¬ 
chen emotionalen und psychologischen 
Muster zu verfestigen. „Vereinte Her¬ 
zen“ dürfte in diese Abteilung fallen. 

Klaus Wagener 
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Die Fackel am Brennen halten, 
nicht die Asche aufheben 

Von der Berliner Konferenz zum (un-)vergessenen Widerstand der Arbeiter 1933-1945 


„Der 9. November sollte in unserer Ge¬ 
schichtskultur ganz anders besetzt sein 
als mit weißen Luftballons zum Mauer¬ 
fall 1989. Es ist auch unser Tag für die 
Arbeiterbewegung. Deshalb müssten 
überall auf der Welt rote Ballons auf¬ 
steigen.“ 

Es war Prof. Martin Lücke von der 
Freien Universität Berlin (FU), der dies 
am 8. November auf der 2. Berliner Ge¬ 
schichtskonferenz zum Widerstand der 
Arbeiter 1933 bis 1945 aussprach. Ein 
besseres Geschichtsbewusstsein hängt 
nach seiner Meinung auch von pragma¬ 
tischen Zugangsmöglichkeiten ab: 

„Welche Vergangenheit wollen wir 
mit produktiven Diskussionsangeboten 
für jeweils eigenständige Handlungs¬ 
konzepte unterrichten? Fragen eines le¬ 
senden Arbeiters werden nicht mehr ge¬ 
stellt. Es gibt in der Schule so wenig Wis¬ 
sen über die organisierten Arbeiter und 
über jene, die historisch bewusst und als 
erste Widerstand gegen Naziherrschaft 
und Krieg leisteten. 

Der Gang der Geschichte ist auch 
heute beeinflussbar, wenn die Nachge¬ 
borenen Schlüsse für eigenes Handeln 
entwickeln. Schüler wollen sehen: Da 
gab es Menschen in der Vergangenheit, 
die hatten bestimmte Interessen und 
Perspektiven. Ein Arbeiter wie Georg 
Elser konnte aus seiner Perspektive das 
mörderische Nazi-System durchdringen 
und verurteilen. Deshalb konnte er Wi¬ 
derstand leisten. Das gleiche Verständ¬ 
nis müssen wir aber auch für alle ande¬ 
ren Arbeiter fordern und ihnen dieses 
Potenzial zugestehen.“ 

Was Schüler wissen und erinnern 
können, ist in den fünf Jahren seit der 
ersten Berliner Konferenz zum Thema 
deutlich geworden. Sie wurde 2009 wie 
auch jetzt von Helle Panke e.V. - Ro- 
sa-Luxemburg-Stiftung in Kooperation 
mit der Berliner VVN-BdA im Haus der 
Demokratie und Menschenrechte veran¬ 
staltet. Der Studienkreis Deutscher Wi¬ 
derstand präsentierte nun methodische 
und empirische Vergleichsdaten, Län- 
der-Unterschiede in den Geschichtslehr¬ 
plänen der Sekundarstufen I und II und 
Schulbuchanalysen. Was können Lehrer 
in möglichen Projektarbeiten anders 
machen, fragte der Referent Thomas 
Altmeyer. Er empfahl die Arbeit mit 
historischen Flugblättern und anderen 
illegalen Dokumenten, wenn die neuen 
Lehrpläne außer großen Spielräumen 
auch genügend Zeit dafür liessen. 

Dem Politikwissenschaftler Hans- 
Rainer Sandvoß von der (Stauffenberg)- 
Gedenkstätte Deutscher Widerstand 
gebührt das Verdienst, in 35-jährigem 
persönlichem Engagement die Berliner 
Erforschung des Arbeiterwiderstands 
tatkräftig vorangebracht zu haben. 14 
Einzelbände und zwei gesamtstädtische 
Darstellungen kamen dazu heraus. Ab 
1990 änderte sich die Quellenlage. Neue 
Zugänge zu historischen Akten und zu 
schriftlichen Selbstauskünften aus der 
unmittelbaren Nachkriegszeit wurden 
möglich, ebenso erweiterte Zeitzeugen¬ 
befragungen im Ostteil der Stadt. Un¬ 
ter den Arbeiter- und Gewerkschafts¬ 
akteuren des Widerstands behielten die 
Kommunisten ihre Vorrangstellung, die 
nach den Details differenzierter darge¬ 
stellt wurde. Das ermöglichte Publika¬ 
tionen in verändertem Beleg-Umfang, 
wofür sich neue Leser in steigender An¬ 
zahl interessierten. Der nachfolgenden 
jungen Berliner Forschergeneration rief 
Sandvoß die bleibende Aufforderung 
des französischen Sozialisten Jean Jau- 
res in Erinnerung, der vor 100 Jahren 
wegen seiner friedenspolitischen Akti¬ 
on ermordet wurde: „Nicht die Asche 
aufheben, sondern die Fackel am Bren¬ 
nen halten!“ 

Die vergessenen 
Handlungsmotive 

Sehr zu Recht, denn Fragen der Art, wie 
sie Wolfgang Abendroth in den 60er Jah¬ 
ren und DDR-Historiker immer stellten, 
bleiben fast immer offen. Mein Sitznach¬ 
bar aus Below, der Rentner Eberhard 


G., greift die geäußerte Kritik an einer 
merkwürdigen Zurückhaltung der Ge¬ 
werkschaften zur Erforschung ihrer ei¬ 
genen Geschichte auf und fragt die Dis¬ 
kussionsteilnehmer: „Jetzt wird selbst 
in den Reihen der faschistischen Polizei 


vom Herbst 1944 nach Widerständischen 
gegraben. Was waren deren Motive: 
Mehr Lohn, bessere Arbeitsbedingun¬ 
gen? Der Kampf gegen Hitler und für 
die rasche Beendigung des Krieges? Der 
Kampf für eine bessere und menschli¬ 
chere Gesellschaftsordnung?“ 

An den organisationsmethodisch 
bewährten Vorgehensweisen zum Ar¬ 
beiterwiderstand orientiert sich Dennis 
Egginger, einer der Vortragenden FU- 
Promovenden, bei seiner Arbeit zum 
„Roten Stoßtrupp“. Die sozialdemokra¬ 
tische Studentengruppe hatte 1931 den 
Einheitsfrontgedanken propagiert und 
wurde zum Jahresende 1933 zerschlagen. 
(Für etwa sechs Millionen Menschen, 
die die Wahllosung der Thälmannschen 
KPD unterstützt hatten, ein relativ klei¬ 
ner Zeitraum.) 1934 gab es schon zwei 
neue Stoßtrupp-Gruppierungen, die tak¬ 
tisch geschickt in Berlin bzw. vom Aus¬ 
land her agierten. Sie hatten insgesamt 
300 Mitglieder und erreichten mit wi¬ 
derständischen Publikationen Tausen¬ 
de Leser. 

Die „jahrelange Durststrecke“ beim 
Erinnerungsauftrag der Gewerkschaf¬ 
ten über die Verlegung von Stolper¬ 
steinen hinaus, erklärt Stefan Heinz aus 
fehlenden Forschungsmitteln, die durch 
die Auftraggeber schwer aufzubringen 
sind. Für das ständige Auf und Ab sei die 
öffentliche Nachfrage verantwortlich. 
Der emeritierte FU-Professor Siegfried 
Nierse regt Forschungsaufträge an und 
sucht sie koordinierend auf den Weg zu 
bringen. Christian Schletze-Wischmann, 
Bezirksjugendsekretär der IG Metall- 
Jugend Berlin-Brandenburg-Sachsen, 
hat die Initiative zu einer eigenen Vide¬ 
oserie „Widerstand aus den Reihen des 
Deutschen Metallarbeiterverbandes“ 
gestartet. Die aktivierten Metall-Ju¬ 
gendlichen werden in der Gedenkstätte 
Sachsenhausen und in Kooperation mit 
ihr vor die Kamera geholt, um eigene 
Standpunkte weiterzugeben. 

Ausgrenzung und 
Entpolitisierung 

„In der Gedenkstättenkultur spielt der 
Arbeiterwiderstand in Zeiten anhalten¬ 
der Abgrenzung gegenüber der DDR 
noch immer kaum eine Rolle“, stellte Sa¬ 
bine Kritter von der Gedenkstätte Sach¬ 
senhausen fest. „Die politische Ausgren¬ 
zung von ,Opfergruppen’ ist inzwischen 
Bestandteil des verstaatlichten Geden¬ 
kens. Entpolitisierungstendenzen und 
Methoden der Individualisierung las¬ 
sen den politischen Aktivismus der his¬ 


torisch handelnden Subjekte lediglich 
noch als Engagement von Minderhei¬ 
ten, von Opfern erscheinen ...“ 

„... und bringen nebensächliche Er¬ 
gebnisse“, ergänzte Hans Coppi , Berli¬ 
ner Vorsitzender der VVN-BdA, in der 


Diskussion. Er plädiert für gruppendif¬ 
ferenzierte Forschungsansätze, die vom 
historisch dokumentierten „Willen“ der 
Verfolgungsbehörden ausgehen. Coppi 
hatte in der Einleitung zur Tagung deut¬ 
lich gemacht, dass die Tat eines Außen¬ 
seiters wie Georg Elser, Tischlergesel¬ 
le mit dem bei der Verhaftung unterm 
Revers gefundenen Abzeichen des Rot- 


Front-Kämpferbundes, dann ebenso 
dazu gehört wie das konspirativ begon¬ 
nene Zusammengehen der Kommunis¬ 
ten bzw. Sozialdemokraten Franz Jacob, 
Julius Leber, Adolf Reichwein und An¬ 
ton Saefkow am 22. Juni 1944. 


Bei Askania gab es orga¬ 
nisierten Widerstand 

Die Kommunisten Anton Saefkow, 
Franz Jacob und Bernhard Bästlein 
leiteten 1943/1944 die Berliner Wi¬ 
derstandsorganisation, ein Netz ille¬ 
galer Zellen in Fabriken. Ihm waren 
zahlreiche Arbeiter und Angestell¬ 
te in den Askania-Rüstungsbetrieben 


angeschlossen. Mit Flugblättern und 
Mundpropaganda klärten sie über die 
Rüstungsproduktion und den wahren 
Kriegsverlauf auf und solidarisierten 
sich mit Opfern des Nazi-Regimes. 
Auch die praktische Solidarität mit 
Zwangsarbeitern gehörte dazu. Sieben 
Männer mussten den Widerstand mit 
ihrem Leben bezahlen, andere wurden 
zu hohen Haftstrafen verurteilt. Nicht¬ 
verhaftete setzten den Kampf fort. 

Die Historikerin Bärbel Schindler- 
Saefkow ging auf die über vier Jahre 
andauernden, letztlich erfolggekrön¬ 
ten Bemühungen für ein Denkzeichen 
bei Askania ein. Sie und ihre Kollegin 
Annette Neumann, IGM-Aktivist Det¬ 
lef Fendt, die Söhne des umgekomme¬ 
nen Widerstandskämpfers Paul Hirsch, 
Helmut und Jürgen Hirsch, weitere 
Gewerkschafter und heutige Antifa¬ 
schistinnen wirkten dafür in einer ge¬ 
meinsamen Initiative. Das Denkzei¬ 
chen für 50 namentlich bekannte As- 
kania-Beschäftigte, die bislang noch 
nicht gewürdigt worden waren, wurde 
im September 2014 sichtbar an einer 
belebten Straße in Berlin-Mariendorf 
eingeweiht. Den Gedanken an eine Eh¬ 
rung solcherart habe das CDU-geführ- 
te Bezirksamt von Tempelhof-Schöne- 
berg von Anfang an unterstützt. Das 
Amt gehört neben der Initiative, der 
Bezirksverordnetenversammlung, den 
IG Metall-Verwaltungsstellen Berlin, 
der GEW, dem DGB Tempelhof-Schö- 
neberg, der Berliner VVN-BdA, den 
NaturFreunden Berlin und der heuti¬ 
gen Uhrenmanufaktur Askania AG zu 
den Stiftern des Denkzeichens. 

Für eine angemessene Finanzie¬ 
rung von Erinnerungskultur beziehen 
sich CDU und SPD in ihrem Koaliti¬ 
onsvertrag allerdings überwiegend auf 
das Gedenken an die Zeit ab 1945. 

Hilmar Franz 


„Dein unbekannter Bruder“ - DEFA-Film und Diskussion 


Die Vorführung des DEFA-Films 
„Dein unbekannter Bruder“, 1981 für 
jüngere Zuschauer gedreht, weckte 
schon am Konferenz-Vorabend gro¬ 
ßes Interesse an einer Diskussion 
nicht nur unter Fachleuten. Die in 
der Regie von Ulrich Weiß zustan¬ 
degekommene Produktion über den 
illegalen Kampf von Hamburger An¬ 
tifaschisten spürt in psychologischer 
Sichtweise den persönlichkeitsver¬ 
ändernden Komplikationen eines 
konkreten, verratenen Widerstands 
nach. Schon vor Gestapohaft und si¬ 
cherem Tod wird der schleichende 
Prozess thematisiert, der wechsel¬ 
seitig den Verratenen wie den Ver¬ 
räter erfasst. 

Angesichts ringsum hoffnungslos 
„wegschauender“, im System einge¬ 
richteter Nachbarn begibt sich der 
ehemalige KZ-Häftling Arnold Cla- 
sen verantwortlich in illegale Grup¬ 
penarbeit. Sichtliche Anspannungen, 
wie sie die konspirativ bedingte Iso¬ 
lation mit sich bringen, lassen ihn 
eine Frau, ebenso einen „Freund“ 
suchen. Letzteren findet er, allen 
Zweifeln zum Trotz, ausgerechnet 
im Verbindungsmann Walter, einem 
ebenso eindeutig wie einträglich für 
die Gegenseite arbeitenden Empor¬ 
kömmling aus eigenen Reihen von 
ehedem. Doch auch Walter scheitert 
moralisch, in einem doppelt über¬ 
höhten Sinn. Härter als die Gesta¬ 
po, die ihm den Ausstieg verweigert, 
trifft ihn die Verachtung durch Cla- 
sens Genossen. Er hat den Tod ver¬ 
dient, und wo ringsum der Terror wü¬ 
ten wird, lassen sie ihn straflos leben. 

Dieser grundlegende Unter¬ 
schied des Sujets zu Willi Bredels 
gleichnamiger Romanvorlage war 
bei der offiziellen Entscheidung für 
den Film gewollt, bekundete der vom 
Filmhistoriker Detlef Kannapin be¬ 
fragte Rudolf Jürschik. Von 1977 bis 


1989 arbeitete Jürschik als Chef¬ 
dramaturg der DEFA und danach 
noch bis zur Auflösung der staatli¬ 
chen Filmgesellschaft 1991 als de¬ 
ren künstlerischer Leiter. Je für sich 
durchliefen Roman und Film länge¬ 
re Entwicklungsstufen mit „beweg¬ 
ter Rezeptionsgeschichte“, bestätigte 
auch Peter Rabenalt, der Komponist 
der Filmmusik. 

Bredel ließ mit dem „unbekann¬ 
ten Bruder“ einen verdeckt arbei¬ 
tenden Gestapomann und nicht die 
gekauften Denunzianten in den eige¬ 
nen Reihen agieren, als der Roman 
1937 zuerst in der Londoner Filiale 
des Malik-Verlags und parallel dazu 
in der Universum-Bücherei Moskau 
und Basel erschien. Vorausgegangen 
war 1936 seine intensive Beschäfti¬ 
gung mit Dokumenten und Berich¬ 
ten während eines Aufenthalts in Pa¬ 
ris. Wieder im Moskauer Exil, schrieb 
er einen Essay nieder: „Edgar Andre. 
Ein deutscher Antifaschist vom Tode 
bedroht“. Aus dem daraus folgenden 
Romanvorhaben über todesmutige 
Arbeiter-Vorbilder, die tatsächlich 
hoch über Fabriken die rote Fahne 
hissten, waren im gleichen Jahr Aus¬ 
züge zu lesen: „Vor den Kulissen“. In 
erster Umarbeitung nach dem Krieg 
erschien „Dein unbekannter Bru¬ 
der“ als Auseinandersetzung mit ei¬ 
nem verdeckten Gestapomann 1952 
im Dietz Verlag, eine grundsätzliche 
im Auftrag der SED folgte dann 1954 
im Aufbau Verlag der DDR. 

Als „Thälmann“-Filmszenarist 
Bredel vor 50 Jahren starb, hinter¬ 
ließ er den verpflichtenden Wunsch, 
das nicht sehr bekannte Frühwerk 
zu verfilmen. Jürschik berichtete 
von begeisterten Dramaturgen der 
DEFA, dem kollektiv beeinflussba¬ 
ren Reifungsprozess eines Exposes 
hin zur Produktionsentscheidung. 
Die mitsprachberechtigten beson¬ 


deren Sachwalter nahmen den un¬ 
gewöhnlichen Film ab („Bei Bredel 
schaute man sehr genau hin“), doch 
bevor er 1982 in die Kinos kam, er¬ 
hob die DDR-Vereinigung der anti¬ 
faschistischen Widerstandskämpfer 
Einspruch: „So waren wir nicht!“ 
Letztlich sahen über 30 000 Kino¬ 
besucher in der DDR den unver¬ 
änderten Film, aber nach der Teil¬ 
nahme am Max-Ophüls-Festival in 
Saarbrücken sollte er nicht mehr in 
den Export gehen: Cannes hatte ihn 
bereits für das internationale Forum 
Nachwuchskünstler angefordert. 

Moderator Cannapin verglich 
„Dein unbekannter Bruder“ mit der 
westdeutschen Produktion „Die wei¬ 
ße Rose“ aus derselben Zeit. Dort 
vermeinte er Heldengeschichten zu 
sehen, hier in einem entkonkretisier- 
ten Vorgang mit real hervortreten¬ 
den Kräfteverhältnissen. Zur hinter¬ 
hältigen Art des Zugriffs kann sich 
nur ins Verhältnis setzen, wer aktiv 
mitdenkt. Peter Rabenalt: „Das Pa¬ 
thos hatte seine Zeit“ H.F. 



Szene aus dem DEFA-Film „Dein 
unbekannter Bruder“: Uwe Kockisch 
als Antifaschist Arnold Clasen 



Mitglieder der Denkzeichen-Initiative für den Arbeiterwiderstand bei Askania mit Schülern der Rudolf-Hildebrand- 
Grundschule Berlin-Mariendorf 
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Aktion 


Freitag, 21. November 2014 r 


Stadt und Bundeswehr 
arbeiten zusammen 

In Neuss soll eine Anfrage Klarheit schaffen 


Die nachfolgende Anfrage hat die 
Fraktion „Die Linke“ zur Ratssitzung 
am 21.11. 2014 eingebracht. Der Unter¬ 
zeichner der Anfrage, Vincent Cziesla, 
Mitglied der DKP, wurde auf der Liste 
der Partei „Die Linke“ in den Rat der 
Stadt gewählt. 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
in der Ratssitzung am 24.10.2014 wur¬ 
de eine Anfrage der Ratsfraktion „Die 
Linke“ mit dem Titel: „Schulveranstal¬ 
tungen mit der Bundeswehr in Neuss“ 
beantwortet. Die Anfrage bezog sich 
auf einen Zeitraum von zwei Jahren 
und enthielt die Teilfrage: 

Bei welchen Veranstaltungen von städ¬ 
tischen Tochterunternehmen oder an¬ 
deren städtischen Institutionen kam es 
zur Zusammenarbeit mit der Bundes¬ 
wehr? 

Die Antwort lautete: 

In den Jahren 2012 und 2013 hat sich 
die Bundeswehr im Rahmen von 
Check-In (Veranstaltung der IHK, bei 
der Schülerinnen und Schüler loka¬ 
le Unternehmen und darüber hinaus 
weitere Berufsbilder kennen lernen 
können) vor dem Romaneum bzw. vor 
dem Zeughaus präsentiert. Die Stadt 
ist Partner der Veranstaltung. Eine ge¬ 
zielte Bewerbung der Bundeswehr hat 
nicht stattgefunden. Besucher waren 
interessierte Schülerinnen und Schüler 
mit ihren Eltern, die freiwillig an der 
Veranstaltung teilgenommen haben. 

In einem Brief an die Ratsfraktionen 
beschreibt das Kinderhilfswerk „ter- 
res des hommes“ zwei weitere Ver¬ 
anstaltungen mit der Bundeswehr im 
genannten Zeitraum: einen Informati¬ 


onstag der Stadtwerke im März 2012 
und eine jährlich stattfindende Ausbil¬ 
dungsbörse der Sparkasse. 

In diesem Zusammenhang bitte ich um 
die vollständige Beantwortung der fol¬ 
genden Fragen: 

1. ) Bei welchen Veranstaltungen von 
städtischen Institutionen und Toch¬ 
terunternehmen kam es seit dem Jahr 
2012 zu Auftritten und Werbemaßnah¬ 
men der Bundeswehr? Wie gestalteten 
sich die Auftritte? 

2. ) Wie ist der folgende Satz der oben 
zitierten Antwort zu verstehen: „Eine 
gezielte Bewerbung der Bundeswehr 
hat nicht stattgefunden.“? Ist hier ge¬ 
meint, dass die Anwesenheit der Bun¬ 
deswehr bei der Veranstaltung im Vor¬ 
feld nicht beworben wurde oder soll 
verdeutlicht werden, dass die Bundes¬ 
wehr auf dieser Veranstaltung nicht für 
sich geworben hat? Wenn der zweite 
Fall zutrifft: Was haben die Bundes¬ 
wehrangehörigen dann dort getan? 

3. ) Welche Kooperationsabsprachen 
und Verträge bestehen zwischen Stadt 
und Bundeswehr bzw. städtischen 
Töchtern und Bundeswehr? 

4. ) Bei welchen Werbemaßnahmen der 
Bundeswehr im Neusser Stadtgebiet 
wurden Kriegsgegner und Friedensini¬ 
tiativen hinzugezogen bzw. informiert, 
um Gegenpositionen darzustellen? 
Was wurde seitens der Veranstalter un¬ 
ternommen, um kritische Positionen zu 
Wort kommen zu lassen? 

5. ) Welche zukünftigen Kooperationen 
und Veranstaltungen mit der Bundes¬ 
wehr sind, seitens der Stadt Neuss oder 
ihrer Töchter, geplant? 

Mit freundlichen Grüßen 
Vincent Cziesla 
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Werner Rügemer/ Elmar Wigand 

DIE FERTIGMACHER-Arbeitsunrecht 

und professionelle Gewerkschaftsbekämpfung 

Mit zunehmend harten Bandagen werden Arbeitsrechte von 
Beschäftigten bekämpft. Rügemer und Wigand schildern die 
professionellen Methoden und Strategien einschlägiger Akteure 
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Peter Strutynski (Hg.) 
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Die Ukraine, Russland und der Westen 

Putin, so heißt es in den »Qualitätsmedien« unisono, bedrohe 
den Frieden in Europa. Absichten und Wirkung westlicher Politik 
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Gewinnen tun wir immer beide 

Grußwort von Antonio Guerrero, einem der drei seit 16 Jahren in 
US-Gefängnissen eingesperrten „Cuban Five“, zur Premiere des 
Dokumentarfilms „Die Kraft der Schwachen“ 



Am Sonntag, den 23. November, kommt 
Jorgito Jerez zur Deutschlandpremie¬ 
re des Dokumentarfilms „Die Kraft der 
Schwachen “ ins Berliner Kino Babylon. 
Der Film von Tobias Kriele beschreibt 
die Lebensgeschichte des heute Einund¬ 
zwanzig]ährigen, der mit einer beidseiti¬ 
gen Spastik auf die Welt kam und zu ei¬ 
nem wichtigen Aktivisten für die Freiheit 
der Cuban Five wurde. Wir dokumentie¬ 
ren einen Gruß, den Tony Guerrero an¬ 
lässlich der Uraufführung des Films am 
3. Oktober 2014 in Camagüey sandte: 

Ich erinnere mich noch an die ersten 
Briefe von Jorgito, abgeschickt von sei¬ 
ner Mama. Wir, die Cuban Five, sagten 
damals: Schau her, welch ein intelligen¬ 
ter Pionier junge, wie er die Revolution 
liebt! Und wie fein er sich ausdrückt! 
Sie vermittelten jene Anmutung von 
Aufrichtigkeit, von Unschuld und von 
Zuneigung, die nur den Kindern eigen 
ist, wenn sie sich in ihren eigenen Wor¬ 
ten ausdrücken. 

Mit der Zeit wurde Jorgito zum 
Sohn von Gerardo und von daher zu¬ 
gleich zu unserem Neffen. 

Jorgito wuchs heran und suchte 
zunehmend den Kontakt zu uns, und 
schließlich gab es keinen Tag, an dem 
wir nicht an den Sobri (von spanisch 
sobrino = Neffe; d.Ü.) gedacht hätten, 
und ebenso wenig einen Tag, an dem 
den Sobri nicht beschäftigt hätte, wie es 
wohl seinen Onkels gehen möge. 

Letztes Jahr erfuhr ich über das 
Radioprogramm „Das Licht im Dun¬ 
keln“, dass Jorgito leidenschaftlich gern 
Schach spielt, und schnell war eine ge¬ 
meinsame Partie vereinbart. 

Alle, die Jorgito kannten, darunter 
Adriana und Rene, prophezeiten sei¬ 
nen Sieg. Mir schien, als könne er bes¬ 
tenfalls ein Remis erreichen. Wie ich 
mich irrte! Seine Figuren bewegten 
sich mit präziser Sicherheit voran, bis 
schließlich sein Bauer meinen Läufer 
attackierte und der Sieg von Jorgito nur 
noch eine Frage der Zeit war. 

Diese Partie wurde von vielen Per¬ 
sonen in den sozialen Netzwerken ver¬ 
folgt. Unter den Beobachtern war der 
Großmeister Läzaro Bruzon, der mir in 
seiner ersten Nachricht nach dem über¬ 
wältigenden Erfolg von Jorgito sagte: 


„Der Junge hat sehr gut gespielt.“ Mitt¬ 
lerweile haben wir drei Partien gespielt, 
und alle gewann mein begabter Sobri. 
Er hatte die Gelegenheit, bei Schach¬ 
trainern zu lernen, hat gegen Gegner 
auf höherem Niveau gespielt als ich, 
und er hat sie geschlagen. Aber, wie 
wir beide zu sagen pflegen, mit jeder 
Partie gewinnen wir beide. Wir gewin¬ 
nen in vielerlei Hinsicht, und darunter 
ist auch der Lerneffekt im Schach nicht 
zu vernachlässigen. 

Ich habe angesichts ihrer Vielzahl 
den Überblick über die Aufgaben ver¬ 
loren, die Jorgito an der Universität, im 
kommunistischen Jugendverband, im 
Kampf für unsere Freiheit ausübt. Was 
ich aber weiß, ist, dass er seinem uner¬ 
müdlichen Aktivismus, seinen Worten 
treu geblieben ist. Es gibt keinen Tag, 
an dem unser geliebter Neffe sich nicht 
schon beim Aufstehen fragen würde: 
„Was kann ich heute für die Freiheit der 
Cuban Five tun?“ Ganz gleich, wie dicht 
sein Studienprogramm ist, dieser Kampf 
genießt bei ihm höchste Priorität. 


Wir stehen in regelmäßigem 
Schriftwechsel. Neulich, als wir uns 
über unser kleines Vorhaben eines 
Schachbuches unterhielten, welches 
wir mit Läzaro Bueno bis zum Matt 
bringen wollen, schrieb Jorgito: „Die¬ 
ser Austausch mit Dir hat mein Leben 
verändert und mich in jeder Hinsicht 
wachsen lassen.“ 

Das Gleiche könnten Gerardo, 
Ramön, Rene, Fernando und ich sagen. 
Unser Neffe ist in diesen schwierigen 
Zeiten das herausragende Beispiel ei¬ 
nes im umfassenden Sinne revolutionä¬ 
ren jungen Menschen. 

Eines Tages werden wir uns begeg¬ 
nen, und Jorgito sagt, dass die Matches 
vielleicht anders ausgehen werden, 
wenn wir uns von Angesicht zu Ange¬ 
sicht gegenübersitzen. 

Daran, dass wir beide immer als 
Gewinner aus ihnen hervorgehen, wird 
dies nichts ändern. 

Antonio Guerrero Rodriguez 
Gefängnis von Marianna, 
26. September 2014 


Termine der Film- und Diskussionsveranstaltungen mit Jorge Jerez 


23.11. Berlin 

18 Uhr, Babylon, Rosa-Luxemburg-Straße 30 

25.11. Hamburg 

19.30 Uhr, Savoy Filmtheater; Steindamm 54 

26.11. Bremen 

20.00 Uhr, Kommunalkino City 46, Birken¬ 
straße 1 

29.11. Düsseldorf 

19.00 Uhr, Bambi-Kino, Klosterstraße 78 


30.11. Bochum 

17.00 Uhr, Kino Endstation im Bahnhof Lan¬ 
gendreer, Wallbaumweg 108 

2.12. Dresden 

19.00 Uhr, Kino in der Fabrik, Tharandter 
Straße 33 

3.12. Augsburg 

19.00 Uhr, Thalia-Kino, Obstmarkt 5 


4.12. München 
ACHTUNG! Neuer Ort! 

19.15 Uhr, Monopol-Kino, Schleißheimer 
Straße 127 

5.12. Göttingen 

20.00 Uhr, Lumiere, Reinhäuser Landstra¬ 
ße 19 

7.12. Mainz 

15.00 Uhr, Capitol, Neubrunnenstraße 9 


Kita oder Geld? 

DKP in Reinheim fordert als Erstes Einfrieren der Gebühren 


Laut einer Studie hält das Betreuungs¬ 
geld benachteiligte Familien davon ab, 
ihre Kinder betreuen zu lassen. 

Ein Blick zurück... 

Die „alte“ Bundesregierung unter 
CDU/CSU und FDP führte das Betreu¬ 
ungsgeld ein. Gedacht ist es für Fami¬ 
lien, die ihre Kinder ab dem 15. Monat 
bis zum dritten Lebensjahr in keine Be¬ 
treuungseinrichtung schicken. Damals 
bestand insbesondere die CSU auf die¬ 
ser Unterstützung. 

An dieser Stelle könnte man auch 
auf die eventuell fehlenden Kita- Plät¬ 
ze für die Betreuung hinweisen. Im fol¬ 
genden Bundestagswahlkampf wurde 
die „Herdprämie“ wie das Betreuungs¬ 
geld auch genannt wurde, von der da¬ 
maligen Opposition bekämpft. 

Die SPD wollte sie bei einem Wahl¬ 
sieg sofort abschaffen. Sie hat nicht ge¬ 
siegt, ging in die große Koalition und 
das Betreuungsgeld gibt es weiter. 


Aktuell... 

Seit August 2014 gibt es 150,00 Euro 
im Monat. Das jetzt sozialdemokra¬ 
tisch geführte Bundesfamilienminis¬ 
terium hat eine Studie in Auftrag ge¬ 
geben. Laut dieser Studie wird fest¬ 
gestellt, dass das Betreuungsgeld 
benachteiligte Familien davon abhält, 
ihre Kinder betreuen zu lassen. 

Unterstützungsberechtigte... 

Bei der Untersuchung wurde festge¬ 
stellt, dass je niedriger die Bildungsab¬ 
schlüsse die Befragten angegeben hät¬ 
ten, desto öfter hätten sie sich für das 
zusätzliche Minieinkommen und gegen 
die Kita entschieden. 

Allerdings muss man dabei wissen, 
dass nur ein Teil der Erwerbslosen 
vom Betreuungsgeld profitiert. Kön¬ 
nen beim Arbeitslosengeld I noch bis 
300 Euro zusätzlich bezogen werden, 
wird das Betreuungsgeld mit Hartz- 
IV-Bezügen komplett verrechnet. Das 


betrifft auch gering verdienende Auf- 
stocker. 

Arme Kinder... 

So wird schon bei den Allerkleinsten 
die Voraussetzung geschaffen, dass 
sie in vielen Bereichen benachteiligt 
sind. Kinder, die in Einrichtungen ge¬ 
hen, profitieren vom gemeinsamen 
Spielen undLlernen.Durch die jetzige 
Studie wird im Prinzip bestätigt, was 
von den Kritikern des Betreuungsgel¬ 
des immer benannt wurde: Die Kinder 
sind die Leidtragenden 

Deswegen fordert die DKP: Ge¬ 
bühren im Kindergarten einfrieren 
und schrittweise hin zum Nulltarif ent¬ 
wickeln. 

Für ein kostenfreies Mittagessen in al¬ 
len Kindereinrichtungen. 

Renate Grieger 
aus Unser Weg, Zeitung der DKP für Reinheim, 
August 2014 
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Wir trauern um 

Norbert Niesen 

geb. 28.11.1957 - verst. 11.11.2014 

Norbert war nach vielen Jahren, in denen er sich an politischen Aktio¬ 
nen in unserer Stadt und anderswo beteiligt hatte, seit 2010 Mitglied 
der DKP. Er beteiligte sich vielfältig an den Aktionen der Partei und war 
Vertreter der DKP-Ratsgruppe im Kulturausschuss. Er beteiligte sich an 
der Arbeitsgruppe des Parteivorstands zu Energie- und Umweltfragen. 

Wir trauern mit seiner Elke und werden ihn sehr vermissen. 

DKP Kreisvorstand Bottrop DKP-Ratsgruppe Bottrop 

Die Trauerfeier findet am Freitag, 28.11.14 ab 14.30 Uhr auf dem Westfriedhof in Bottrop statt. 
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Der Staat 

Rolle - Funktion - Charakter 

Marx/Engels-Anthologie zur Natur des Staates 
Hermann Klenner ★Staatstheoretische Probleme im 
Werk W. I. Lenins Jupp Schleifstein* Der Staats- und 
Rechtsbegriff bei Paschukanis A. Kerkemeyer und A. 
Fisahn ★Der Staat als gesellschaftliches Verhält¬ 
nis - Einführendes zur Staatstheorie von Nicos 
Poulantzas Daniel Bratanovic^ Integration und Klas¬ 
senkampf - Zur Ambivalenz defensiver Demo¬ 
kratisierung David Salomon^Zu Schellemanns Zyk¬ 
lus „Staat und Revolution“ Richard Hiepe 


Weitere Themen u.a.: 

John Pilger, Von Pol Pot zum „Islamischen Staat“ | 
Hannes Hofbauer, Über Hintergründe und Ablauf der 
Ukraine-Krise | Frieda Park, Der Kapitalismus ist si¬ 
cher in den Händen der Schottischen Nationalpartei 
| Ingar Solty, „Brot, Kuchen und Bäckerei“ - Kai De¬ 
genhardt zum 50. Geburtstag | Anne Rieger, Mobbing 
am Arbeitsplatz | Kai Köhler, Literarische Propaganda 
im Jahr 1914 | Phillip Becher, Die „Bewegung der be¬ 
waffneten Reaktion“ - Faschismusdeutung der italie¬ 
nischen Kommunisten | Georg Fülberth, Welches Ka¬ 
pital? 
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04.12.2014, MÜNCHEN 
05.12.2014, GÖTTINGEN 
07.12.2014, MAINZ 

www.kraftderschwachen.de 




Einladung 


4. Sitzung der Bildungskommission des Parteivorstands 

Termin: Samstag 6.12.2014,11.00 Uhr 

Ort: Essen, Haus des Parteivorstands; Hoffnungstraße 18 

Tagesordnung: 

1. Diel 0. PV-Tagung und die Vorbereitung des 21. Parteitags, 
Folgerungen für die Antragsdebatte und die Bildungsarbeit. 

Referent: Hans-Peter Brenner 

2. Erfahrungsaustausch der Bezirke: 

3. Weitere Planungen 

- Entwurf des Bildungsmaterials „Imperialismus“ 

- Einführungskurse in den Marxismus-Leninismus 

- Arbeitsgruppen der Kommission 

4. Siebzigster Jahrestag der Befreiung vom Faschismus 

Eingeladen sind alle Bezirke und die Mitglieder der 
Bildungskommission. 

Um Voranmeldung bis zum 1.12. bei der Bundesgeschäftsstelle wird 
dringend gebeten. 



Er ist cool. Und in Kölsch kann er's auch! 

Et Manifeß vun d'r kummenistische Partei 
vum Marxens Karl un däm Engels Frieder 

bei der DKP Köln oder dem Kulturmaschinen Verlag 
www.dkp-koeln.de • www.kulturmaschinen.de 


/ -\ 

Ferienhaus 

im historischen Ortsteil in 
Nordgriechenland nah am 
Meer zu vermieten 

www.ferien-nikiti.de 
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Shop 


Alle Preise inkl MWSt. + 
2,- Porto (auf die 
gesamte Bestellung) 

Bestellungen an: 
CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen . E-Mail: 
info@unsere-zeit.de 



f.'WZTTHfN* 


UZ-Dokumentation 
Gegen die imperialisti¬ 
schen Kriege 
(Broschüre, DIN-A 5, 

64 Seiten) 

5,- € 


UZ-Dokumentation 
Die Wohnungsfrage ist 
eine Klassenfrage 
(Broschüre, DIN-A 5, 

64 Seiten) 

5,-€ 


Programm der Deutschen 
Kommunistischen Partei 
(Broschüre, DIN-A 5, 

54 Seiten) 

2 ,- € 



DVD 

Das 18. Pressefest der UZ - 
ein Streifzug 

DVD - Film, Format 16:9, Spiel¬ 
dauer 57 Minuten 10,-€ 


Neu! 


unsere zeit 






Aktionstasche 
Motiv „uz - unsere zeit“ 

Gepolstert, mit Schulterriemen, 
Vier separate Fächer, zum Teil mit 
Reißverschluss 

Größe: 40 x 34 x 11 cm 15,-€ 


Weitere Angebote unter: www.dkp-online.de/uz/shop.pdf 


( \ 

Unser Genosse 

Jürgen Sölter 

wird am 24. November 2014 

80 Jahre alt. 

Jürgen, ein engagierter Christ, sang viele Jahre im Kirchenchor sei¬ 
ner evangelischen Gemeinde und beteiligt sich aktiv am dortigen 
Gemeindeleben. 

Aktiv ist er aber auch in seiner Kommunistischen Partei. Die regelmä¬ 
ßige Teilnahme am Gruppenleben und das Verteilen von Flugschriften 
gehören mit zu seinen Aufgaben. 

Von zwei Schlaganfällen konnte sich unser Jürgen nur schwer wie¬ 
der erholen. Sein Sprachzentrum ist doch in Mitleidenschaft gezogen 
worden, das Singen im Chor ist leider unmöglich. 

Wir freuen uns umso mehr, dass unser Jürgen unter großen Kraftan¬ 
strengungen wieder Fahrrad fährt, was ihn sichtlich mit Stolz erfüllt. 

Jürgen, wir hoffen sehr, dass wir noch viele Jahre gemeinsam kämp¬ 
fen für die Ideale des Humanismus und Kommunismus. 

DKP Bremen-Nord 
DKP Bremen 

V_ ) 


Breie, cUm. K 


\ 

Für Lya Zora, * 21. November 2013, von Lari Louis 

Lasst uns die Erde den Kindern übergeben, wenigstens für einen Tag, 
wie einen bunt geschmückten Luftballon zum Spielen, zum Spielen, 
Lieder singend zwischen den Sternen. 

Lasst uns die Erde den Kindern übergeben, wie einen riesigen Apfel, 
wie ein warmes Brot, wenigstens für einen Tag sollen sie satt werden. 
Lasst uns die Erde den Kindern übergeben, wenn auch nur für einen Tag 
soll die Welt die Freundschaft kennenlernen. 

Die Kinder werden uns die Erde wegnehmen, werden unsterbliche 

Bäume pflanzen. rri 

Nazim Hikmet 


Helferinnen für das Liebknecht-Luxemburg-Wochenende 

Wir benötigen Helferinnen am 10. und 11. Januar 

> für unser Cafe K auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz am Samstag 

> für den UZ-Verkauf und die Agitation am gesamten Wochenende 

> für das Cafe K bitten wir außerdem um Kuchenspenden. 

Meldungen bitte an: dkp.pv@t-online.de 



Wir Satiren! 

DKP Baden-Württemberg 


DKP Baden-Württemberg fährt zum LLL-Wochenende 

nach Berlin am 10./11. Januar 2015 

Jetzt anmelden! Zur gemeinsamen Busfahrt (50,- €) 
mit Hotelübernachtung (ca. 30,- €) 

Abfahrt: Freitag 9. Januar gegen 23.00 Uhr ab Stuttgart 
Rückfahrt: Sonntag 11. Januar gegen 14.00 Uhr 
Anmeldung an info@dkp-bw.de 



Wir fahren! 

DKP Ruhr-Westfalen 


LLL-Treffen und Demo in Berlin 

Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Übernachtung sind vorbereitet. 

Kosten pro Person: 65,- Doppelzimmer / 85,- Einzelzimmer (Hotel Kolumbus) 

Samstag, 10. Januar 2015 

Abfahrt 6.30 Duisburg, 7.00 Essen, 7.45 Dortmund 


Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 

Tel.: 0201 225147 Fax: 0201 2698038 
E-Mail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 

Wir fahren! 

Münsterland 

Samstag, 10. Januar 2015 

Stadtlohn 4.00 / Münster 5.00 Uhr / 

Ostwestfalen nach Absprache 

Infos und Anmeldung bei Ansgar Schmidt - 0163 8996758 
E-Mail: ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 
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Man kann die DKP wieder 
„schick“ nach Außen tragen 

Betr.: UZ-Shop 

Der UZ-Shop ist eine super Idee, eine 
schöne Mischung. Ich habe mir u.a. 
zwei Kapuzenpullis mit Che und Rosa 
gegönnt und kann sie nur wärmstens 
empfehlen (warm sind sie nämlich 
auch): tolle Qualität und man kann die 
DKP wieder „schick“ nach Außen tra¬ 
gen. Noch ein Vorschlag: Mir fehlen im 
Shop aktuelle Aufkleber mit den For¬ 
derungen der DKP. Wenn ihr da mal 
nachlegen könntet ... Ansonsten: Wei¬ 
ter so! 

Manfred Stolper ; E-Mail 

Nicht emanzipatorisch 

Betr.: „Aufsichtsrätinnen“ 
Gastkommentar von Anne Rieger, 

UZ vom 7.11.2014, S. 2 

Anne Rieger schreibt: „Die Bezirks¬ 
frauenkonferenz Weser-Ems von ver.di 
fordert zum Beispiel eine 40-prozenti- 
ge Frauenquote in allen Aufsichtsräten 
und Vorständen. Das wäre ein Beitrag 
zu tatsächlicher Gleichberechtigung 
und Gleichstellung und damit auch 
ein Beitrag zur Stärkung der Demo¬ 
kratie“ und meint, dies wäre ein Weg, 
„uns Frauen [zu] unterstützen auf dem 
Weg zu gleichen Berufschancen und 
gleichem Einfluss“. 

Ich halte allerdings die Forderung nach 
einer Frauenquote in Aufsichtsräten 
und Unternehmensvorständen für ge¬ 
nauso wenig emanzipatorisch wie die 
nach der - mittlerweile durchgesetz¬ 
ten - Forderung nach Frauen in der 
Bundeswehr. 

Denn es ist für die abhängig Beschäf¬ 
tigten völlig unerheblich, ob die sie 
ausbeutende Person männlichen oder 
weiblichen Geschlechts ist. 

Will sagen: Das Schicksal von Kapita¬ 
listen beiderlei Geschlechts ist mir völ¬ 
lig egal, nicht jedoch das der Arbeite¬ 
rinnen und Arbeiter. 


Eine Kommunistische Partei hat m.E. 
nicht die Aufgabe, sich beim Thema 
Gleichberechtigung der Geschlech¬ 
ter um die Zusammensetzung von Ka¬ 
pitalistengremien bzw. deren politische 
Rahmenbedingungen zu sorgen, son¬ 
dern für tatsächliche Gleichberechti¬ 
gung zu kämpfen - und diese beginnt 
im Betrieb bei der Forderung nach 
gleichem Lohn für gleiche Arbeit und 
gleichwertigen Einstellungsbedingun- 
gen. 

Heinz- W. Hammer ; Essen 

Was bleibt nach dem 
verordneten Jubel? 

Betr.: 9 . November, „Mauerfall“ 

(...) Bis zum 9. November wurde mit 
brachialer Gewalt der 25. Jahrestag des 
„Mauerfalls“ rauf und runter vernebelt. 
Die Propagandawalze ließ in diesen Ta¬ 
gen nichts Wichtiges gelten, die Herr¬ 
schenden feierten ihren Sieg bis zum 
Exzess, auch wenn die Massenbegeis¬ 
terung zum Thema sich eher in Gren¬ 
zen hielt. 

(...) Was bleibt nach diesem verordne¬ 
ten Jubel? Wichtige historische Ereig¬ 
nisse wie die Abdankung des Kaisers 
und die revolutionären Ereignisse in 
Berlin 1918 fehlten, die Reichspogrom¬ 
nacht, der Beginn der Massenvernich¬ 
tung der jüdischen Bevölkerung durch 
die Nazis wurde eher in regionalen Me¬ 
dien behandelt. Der Sieg der Vertreter 
des Kapitals über den Sozialismus auf 
deutschem Boden war offensichtlich al¬ 
ternativlos das Wichtigste. Der Kapita¬ 
lismus als Demokratie beschrieben hat 
gesiegt! 

Wie sehr die 40-jährige Existenz der 
DDR diesem Kapitalismus weh getan 
hat, wurde mir auch an vielen Beispie¬ 
len in Reden, Filmen und sonstigen 
Darstellungen deutlich. Nach wie vor 
ist die Devise des damaligen FDP-In- 
nenministers Kinkel gültig: Delegiti- 
mation der DDR, bis nichts mehr da 
ist! 


Eine differenzierte Darstellung der 
DDR gab und gibt es nicht. „Unrechts¬ 
staat“ - was gelten da schon das Recht 
auf Bildung und Ausbildung, auf kos¬ 
tenlose medizinische Versorgung, auf 
bezahlbaren Wohnraum, auf Teilhabe 
an Kultur? Das Recht auf Arbeit! Die 
Beendigung der Ausbeutung des Men¬ 
schen durch den Menschen! Die Enteig¬ 
nung des Großkapitals und der Kriegs¬ 
verbrecher! Eine Entnazifizierung, die 
diesem Anspruch gerecht wurde! Eine 
Armee, die niemals zu militärischem 
Handeln die Grenzen des eigenen Lan¬ 
des überschritt! Und ... und ... und! 
Diese Tatsachen wurden und werden 
verschwiegen, weil sie zumindest zum 
Hinterfragen führen könnten und zu ei¬ 
ner notwendigen gesellschaftlichen De¬ 
batte zu (...) Auswirkungen der Nieder¬ 
lage des Sozialismus. (...) 

Ich versuche mich zu erinnern, wie es 
1970 am 25. Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus war. Von Befreiung 
war in offiziellen Reden nichts zu hö¬ 
ren. Massenveranstaltungen aus die¬ 
sem Anlass - das war und ist bis heute 
undenkbar. Es war für jene, die heute 
feiern, eine Niederlage. Aber für uns 
bleibt es ein Sieg: Die Befreiung vom 
Faschismus! 

Diese Erinnerung hilft mir bei der Ein¬ 
ordnung der für mich unsäglichen Pro¬ 
paganda-Show. Wer einen Etappensieg 
so umfassend und enthusiastisch feiert, 
der hat viel zu verlieren gehabt. Es lohnt 
sich, für eine sozialistische Perspektive 
zu streiten. Das Kapital und die Bour¬ 
geoisie haben viel zu verlieren. Auch 
das wurde für mich eindrucksvoll be¬ 
stätigt. 

Heinz Stehr ; Elmshorn 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Blockupy - Auf nach Frankfurt/Main! 

20.-23. November 2014 

Blockupy-Festival mit Aktionen, Workshops, Podiumdiskussion, Konzerten etc. 
Komplettes Programm: www.biockupy.org 

Freitag, 21. November 2014 

Workshop der DKP: „Wirtschaftskrise: Ursachen - Folgen - Entwicklung“ 

10 bis 13.00 Uhr, Saalbau Bockenheim, Schwälmer Straße 28, Clubraum 3 

Samstag, 22. November 2014 

Umzug zur neuen EZB - Wir packen mit an! Großdemonstration 
Treff der DKP: 13.30 Uhr, vor dem Haupteingang der Paulskirche 


termine@unsere-zeit.de 


fr ★ 21 . NOV 


Schwerin: „Der .Linke Radikalismus“, die 
Kinderkrankheit im Kommunismus“, Le¬ 
sekreis der DKP. Buntes Q, Lübecker Stra- 
ße 180,19.00 Uhr. 

Düren: Infostand der DKP zum Thema Be¬ 
rufsausbildung. Kölnstraße gegenüber Wool- 
worth, 15.00 Uhr. 


SA ★ 22. NOV 


Leverkusen: „Pinkwashing Israel“, Bil¬ 
dungsteil des 28. Bundestreffens von DKP 
queer. Referent Peleg Ben Shapir (KP Israel). 
Karl-Liebknecht-Schule der DKP, Am Stadt- 
park 68,10.00 Uhr._ 

Berlin: „Was ist der staatsmonopolistische 
Kapitalismus?“ Diskussionsveranstaltung 
der Marx-Engels-Stiftung und des MEZ Ber¬ 
lin mit Gretchen Binus, Andreas Wehr, Beate 
Landefeld und Lucas Zeise. Marx-Engels- 
Zentrum, Spielhagenstraße 13,11.00 Uhr 
bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 24. NOV 


Münster: „TTIP, CESA & TiiSA - Ein stiller 
Staatsstreich der Konzerne?!“ Informations¬ 
und Diskussionsveranstaltung der DKP mit 
Reiner Liebau, DKP Minden und Sprecher 
des Mindener Bündnisses gegen Freihan¬ 
delsabkommen. Kulturkneipe Frauenstra- 
ße 24, 20.00 Uhr._ 

Bad Kreuznach: Öffentliche Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP. Wassersümpfchen 23, 
20.00 Uhr. 


Dl ★ 25. NOV 


Aachen: „GDL? Tarifeinheit? Streik?“ 
Stammtisch der DKP. Gaststätte Zum Neu¬ 
en Eck, Adalbertsteinweg 238,19.00 Uhr. 

Hamburg: „Situation der Flüchtlinge in 
Hamburg“, Themenabend der MASCH. Kul¬ 
turzentrum Lola, Lohbrügger Landstraße 8, 
19.00 Uhr._ 

Recklinghausen: „Ursachen des Zusam¬ 
menbruchs der DDR“, Diskussionsveran¬ 
staltung der DKP mit Nina Hager, stellver¬ 
tretende Vorsitzende der DKP. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 26. NOV 


Wuppertal: „Die Bankenrettung - Zocken, 
bis der Staat hilft!“ Mitgliederversammlung 
der DKP. Marx-Engels-Zentrum, Gathe 55, 
19.00 Uhr._ 

Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land mit Gustl 
Ballin, Vorsitzender des DKP-Bezirks Nord¬ 
bayern. Floraheim, 19.00 Uhr. 

München: „Staatsmonopolistischer Kapita¬ 
lismus“ , Bildungsabend des Betriebsaktivs 
der DKP München zur Politischen Ökonomie. 
KommTreff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Dortmund: Treffen des Senioren-Arbeits- 
kreises der DKP: Z, Oesterholzstraße 17, 
14.30 Uhr. 


DO ★ 27. NOV 


Dortmund: „Der Sparhaushalt - besser die 
Sparorgie der Stadt Dortmund“, Mitglie¬ 
derversammlung der DKP. Z, Oesterholz¬ 
straße 17,19.00 Uhr. 


SA ★ 29. NOV 


Wuppertal: „Albert Norden. Der Wupperta¬ 
ler Rabbinersohn im SED-Politbüro“. Dis¬ 
kussionsveranstaltung der Marx-Engels- 
Stiftung und der WN-BdA Wuppertal mit 
Hermann Kopp, Sebastian Schröder, Harald 
Wessel u.a. Begegnungsstätte „Alte Syna¬ 
goge“ , Genügsamkeitsstraße, 14.00 Uhr. 

Aachen: Infotisch der DKP. AC-Burtscheid, 
12.00 Uhr. 


Ml ★ 3. DEZ 


München: Bericht von der Tagung des Par¬ 
teivorstandes und Vorstellung des Doku¬ 
ments für den 21. Parteitag, Veranstaltung 
der Ostgruppen der DKP München. Komm¬ 
Treff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


Ml ★ 10. DEZ 


Wuppertal: Jahresabschlusstreffen der 
DKP. Gaststätte „Odysseus“, Gathe (neben 
dem MEZ), 19.00 Uhr. 


FR ★ 12. DEZ 


Aachen: Jahresendveranstaltung der DKP 
mit Günter Pohl. DGB-Haus, Dennewartstra- 
ße 17,19.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 


Veranstaltungen der Karl-Lieb- 
knecht-Schule der DKP 

Sa/So, 29./30. November 2014 

„Vorwärts und nicht vergessen!“ - Die 
geänderten Kampfbedingungen der 
Kommunistinnen und Kommunisten in 
den 50er/60er Jahren und mit der Neu- 
Konstituierung als DKP. Mit Ingrid und 
Herbert Wils. 

Sa/So, 13./14. Dezember 2014 

„Kunst - Musik - Literatur“ Wochenend¬ 
seminar zu Kunst und Marxismus u.a. 
mit Kai Degenhardt. 

Weitere Informationen gibt es auf www. 
karl-liebknecht-schule.org 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 
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Erst vor wenigen Tagen wurde bekannt, dass am 4. November eine Drohne in der 
Oberpfalz, auf dem Truppenübungsplatz Hohenfels, abgestürzt ist. Die Drohne 
des Typs RQ 7 Shadow war im Rahmen des Manövers »Combined Resolve III« 
eingesetzt worden. Über die genauen Umstände des Absturzes wurde nichts be¬ 
kanntgegeben, gleichzeitig aber betont, dass niemand verletzt worden sei. 

Der Bürgermeister des nahe gelegenen Ortes Schmidmühlen, Peter Braun (CSU), 
zeigte sich erbost: „Ich war richtig sauer, als ich die Nachricht gehört habe.“ Gleich¬ 
zeitig zeige der Vorfall, „wie unsicher und wie wenig vertrauenswürdig die Droh¬ 
nentechnik ist“. Der Bundestagsabgeordnete der Partei „Die Linke“ Andrej Hunko 
beklagt sich über die Behörden. „Der jetzige Absturz legt nahe, dass US-Drohnen 
nicht wie vorgeschrieben lediglich über den Übungsplätzen aufsteigen, sondern 
das Gelände auch verlassen.“ Auch Bürgermeister Bernhard Graf aus Hohenfels 
meldete sich zu Wort. Schließlich hätten die vor einem Jahr angekündigten Testflü¬ 
ge von Drohnen zwischen Grafenwöhr und Hohenfels für lautstarke Proteste aus 
der Bevölkerung gesorgt. „Mit dem Absturz haben sich jetzt die Befürchtungen 
der Kritiker im Nachhinein aber bestätigt.“ AR. 


Spitzmarke 

Von Volker Bräutigam 


Journos aller Sender, Agenturen und 
Verlage, vereinigt euch - zur Stusspro¬ 
duktion. 

Inzwischen rangiert der Journalis¬ 
tenberuf dank eures unermüdlichen 
Wirkens auf der nach unten offenen 
Wertschätzungsskala zwischen Fußpilz 
und Brechreiz, in „gleicher Augenhö¬ 
he“ mit „Politiker“ und unterhalb von 
„Schweinepest“. Wenn ich die Gründe 
dafür aufzählen wollte, wäre das Um¬ 
weltverschmutzung, denn ich müsste 
dazu etliche Kilometer Papier verbrau¬ 
chen. Was tun? Ein klassisches Beispiel 
vorführen. 

(12. November) 

„Dem Waffenstillstand zum Trotz: 

Russland erhöht offenbar im Osten 
der Ukraine die Militärpräsenz.“ 

„offenbar“. Schon gleich im Titel. 
Der Gebrauch dieses Wortes ist mitt¬ 
lerweile inflationär, es taucht in fast 
jeder sogenannten Nachricht auf. Als 
Synonym für „ich weiß nix“, „ich habe 
keinen blassen Schimmer von der Sa¬ 
che“ und „ich war zu faul, mich um eine 
Bestätigung zu bemühen“. Oder: „zu 
unfähig“. Oder: „Ich hatte weder die 
Zeit, noch das Geld noch überhaupt 
eine Möglichkeit, der Geschichte auf 
den Grund zu gehen. Aber: Ich muss¬ 
te was bringen, weil‘s die anderen auch 
bringen, weiPs von der NATO kommt, 
weiPs ein Offizieller gesagt hat.“ Wei¬ 
tere Varianten vom intellektuellen Of¬ 
fenbarungseid kann sich jeder selbst 
ausdenken. 

Im Text unter dem Titel wird aus¬ 
geführt: 

„Die Nato hat Berichte bestätigt, 
wonach die russische Militärpräsenz 
im Osten der Ukraine verstärkt wird. 
,In den vergangenen zwei Tagen haben 
wir dasselbe gesehen, was die OSZE 
berichtet: Wir haben Kolonnen russi¬ 
scher Ausrüstung gesehen, vor allem 
russische Panzer, russische Artillerie, 
russische Luftabwehrsysteme und rus¬ 
sische Kampftruppen, die in die Ukra¬ 
ine gebracht werden 4 , sagte der Nato- 
Oberkommandeur, der US-General 
Philip Breedlove.“ 

Würde ein seriöser Journalist die¬ 
se Aussage einfach weitergeben? Nein. 
Auf gar keinen Fall. Er würde sie so¬ 
fort auf ihre Belastbarkeit überprüfen, 
und falls er dazu nicht in die Ostukrai¬ 
ne düsen und selbst nachgucken kann, 
zumindest bei der OSZE gegenrecher¬ 
chieren. Weil er nämlich berücksichtigt, 
dass 

★ die NATO kein Hort der Wahrheit 
und Weisheit ist, sondern ein Kriegs¬ 
bündnis mit eindeutigem Partikular¬ 
interesse, derzeit: Ausdehnung bis an 
die russische Grenze, Einwerbung zu¬ 
sätzlicher Finanzmittel, Truppen und 
Waffensysteme, Hochrüstung zum 
Krieg 


★ Ihr Anführer, ein großmäuliger Yan¬ 
kee-General in Cowboystiefeln, noch 
weniger glaubwürdig ist als ein Kaplan, 
der grad aus dem Puff kommt und be¬ 
hauptet, er habe den Damen die Letzte 
Ölung gespendet 

★ erfahrungsgemäß alle Nachrichten, 
die im Kiewer Dunstkreis geboren wur¬ 
den, sich letztlich als falsch bzw. verlo¬ 
gen, irreführend und friedensgefähr¬ 
dend erwiesen haben und um, weiPs 
der Anstand gebietet, dem dortigen 
Faschistenpack nicht auch noch den 
Scheinheiligenschein zu polieren 

★ selbst Goofy zumindest bis hundert 
zählen kann und in der vorliegenden 
Meldung dieser entlarvende Satz steht: 
„Die genaue Anzahl der Einheiten sei 
unklar, doch bestünde Einigkeit, dass 
es zahlreiche Kolonnen’ seien.“ 

„Einigkeit“. Also haben unbekann¬ 
te angebliche Beobachter sich drauf 
verständigt, mitzuteilen, dass sie beim 
Spiel „Ich sehe was, was du nicht siehst“ 
nicht ganz fertig geworden sind, aber 
trotzdem schon mal eine Belohnung 
haben wollen. 

Der seriöse Journalist würde im 
konkreten Fall von der OSZE erfahren, 
dass sie auf ihrer Info-Seite keine Mel¬ 
dungen über ein russisches Eindrin¬ 
gen in der Ostukraine mit zahlreichen 
Kolonnen von Panzern, Artillerie und 
Flugabwehrsystemen führt. Das wäre 
nämlich eine Invasion, und die NATO 
hätte längst Vollalarm, wenn das Mär¬ 
chen von den russischen Kolonnen in 
der Ostukraine stimmte. Deshalb wür¬ 
de der seriöse Journalist das Giftfass 
Breedlove-NATO-AFP-Blitzmeldung 
als AgitProp auf die Sondermülldepo¬ 
nie schaffen lassen, wo es hingehört. 

Nicht so unsere Journos. „Mögen 
hätten sie vielleicht schon gewollt, 
aber dürfen haben sie sich nicht ge¬ 
traut,“ könnte man den Karl Valentin 
zitieren - wenn man annehmen wollte, 
sie hätten das kriegsgeile Breedlove- 
Sekret als solches erkannt. Nein, sie 
servieren den Scheiß der Öffentlichkeit 
und sichern sich mit dem Wörtchen „of¬ 
fenbar“ gegen den Vorwurf der absicht¬ 
lichen Falschmeldung ab. 

Zählen Sie mal mit, wie oft inzwi¬ 
schen diese Floskel „offenbar“ in un¬ 
seren Nachrichten in Rundfunk, Fern¬ 
sehen und Presse vorkommt. 

Inflationärer Fehlgebrauch ist zu 
konstatieren. Arschgeigen im Journalis¬ 
tenberuf oder ausgebeutete Fließband¬ 
texter ohne Qualifikation: Ihre Anzahl 
nimmt ständig zu. Schauen Sie doch 
selbst nach, wenn Sie es nicht glauben 
mögen. 

Aber notieren Sie bitte zuvor: ,Wer 
„offenbar“ sagt, weiß nicht, was wirk¬ 
lich Sache ist. Er stottert und speku¬ 
liert. Seine „Information“ ist wertlos. 

Ein NICHTS. 


Meine progressive Woche 

Vom 8. bis 14. November 


Sonntag 

Der Londoner Buckingham Palast ist 
1,55 Mrd. (Milliarden) Dollar wert - 30 
Millionen günstiger als die deutlich klei¬ 
nere Bleibe von Elena Frantschuk im 
Stadtteil Kensington. Frau Frantschuk ist 
die Ehefrau des ukrainischen Milliardärs 
Viktor Pintschuk und die Tochter des ehe¬ 
maligen ukrainischen Staatspräsidenten 
Leonid Kutschma. Vor sechs Jahren be¬ 
zahlte sie für das Hüttchen schlappe 127 
Millionen Dollar. 

Krass beleuchtet dies die fatale Woh¬ 
nungsspekulation in London, wohin z. B. 
reiche Griechen ihre Gelder vor der hei¬ 
mischen Steuer in Sicherheit gebracht ha¬ 
ben. Genau so krass ist der Unterschied 
zwischen dem märchenhaften Reichtum 
ukrainischer Oligarchen und dem Elend 
von Millionen ihrer Landsleute. Wenn 
solche Summen aus einem Land gepresst 
werden, muss sich niemand wundern, dass 
die sozialen Spannungen aufbrechen. 

Frantschuk und Konsorten enteignen 
ihre Mitbürger, andere gründen darauf 


ihre aggressive und friedensgefährdende 
Politik. Frau Merkel mag nicht so reich 
sein wie Frau Frantschuk - so asozial und 
skrupellos ist sie allemal. 

Dienstag 

Im Fall des Nationalsozialistischen Un¬ 
tergrunds hat der Thüringische Verfas¬ 
sungsschutz eigentlich gar nix gewusst, 
nicht einmal dass es ihn gab. Bis heute, wo 
ein hochrangiger Beamter vor Gericht zu 
berichten weiß, dass Frau Zschäpe schon 
1999 aussteigen wollte. 

Ja bitte, freilassen die Frau, heim ins 
Reich oder vielleicht erstmal nach Hau¬ 
se - Haarbergstraße 61, Erfurt, Thüringer 
Landesamt für Verfassungsschutz . 

Donnerstag 

Nachdem „ wir“Papst waren und Fußball¬ 
weltmeister sind, konnte es eigentlich nicht 
ausbleiben: Deutschland ist weltweit die 
beliebteste Nation. Nun ja, herausgefun¬ 
den hat das ein deutsches Meinungsfor¬ 
schungsinstitut. Gefragt wurde nur in 20 


Ländern und zur Beurteilung standen nur 
50 Nationen. Schwamm drüber. BLÖD 
voran strahlt der Blätterwald in schwarz- 
rot-goldenem Glanz: „Sieger“ (FAZ), 
„Spitzenplatz“ (Stern), „Platz eins“ (Fo¬ 
cus), „Weltmeister in Politik, Wirtschaft 
und Fußball“ (n24 und Bild) usw. usf. 

Zu denken gibt allerdings eins: In den 
vergangenen fünf Umfragen hieß das be¬ 
liebteste Land USA. Unter diesen Um¬ 
ständen sollten „wir“ vielleicht offiziell 
auf den Titel verzichten. Sonst heißt es am 
Mittelmeer bald nicht mehr „Man spricht 
deutsh“ sondern „Fritz, verpis dich“. 

Freitag 

Hier ein bißchen Rost, da blättert die Far¬ 
be. Wer würde seine in die Jahre gekom¬ 
mene Pergola da nicht in Stand setzen. 

Oder wer wollte die USA kritisieren, 
wenn sie ihre Jahrzehnte alten Atombom¬ 
ber, Atom-U-Boote und Raketensilos mit 
ein paar 10 Milliarden in Stand setzt. Das 
muss doch selbst Herr Putin verstehen. 

Adi Reiher 


Die Rubin-Carter-Story 

„Rassismus und Verschleierung“ im Rechtsstaat 


Am Abend des 20. Dezember 1963 war 
Rubin Carter in Pittsburgh (USA-Bun- 
desstaat Pennsylvania) in den Boxring 
gestiegen. In den Wettbüros lagen sei¬ 
ne Chancen knapp über null. Das über¬ 
raschte niemanden, denn sein Gegner 
Emile Griffith war immerhin Weltmeis¬ 
ter, exakt Titelhalter im Federgewicht. 

Der Kampf begann. Griffiths ers¬ 
te schnelle Rechte sorgte für Beifall. 
Carter versuchte, sich mit einem Ha¬ 
ken zu revanchieren und musste die 
zweite Rechte kassieren. Er wich mit 
einen halben Schritt rückwärts dem 
nächsten Hieb des Weltmeisters aus 
und traf ihn, überraschend wieder nach 
vorn gehend, mit einem krachenden 
linken Haken. Griffith taumelte in eine 
Ecke, wurde dort von einer Doublet- 
te Carters getroffen. Die ließ ihn wan¬ 
ken und dann zu Boden gehen. Der 
Ringrichter McTiernan zählte, wie es 
die Regeln vorschreiben und gab den 
Kampf dann wieder frei. Griffith signa¬ 
lisierte seinem Gegner und seiner Ecke 
durch eine Winkgeste, dass es sich um 
einen harmlosen, ihn nicht erschüttern¬ 
den Schlag gehandelt hatte. Aber nur 
Sekunden später war der Weltmeister 
wieder am Boden, McTiernan brach 
den Kampf ab und erklärte Carter zum 
Sieger durch „Abbruch“. Diese Ent¬ 
scheidung bewahrte den Weltmeister 
vor dem Makel einer k.o.-Niederlage, 
denn „Abbruch“ ließ offen, ob Griffith 
durch eine Verletzung verloren hatte. 

Eine amerikanische Zeitung 
schrieb, dass Carter damit für Titelsei- 
ten-Schlagzeilen von den Niagarafällen 
bis zum Golf von Mexiko gesorgt hatte. 
Diese Behauptung war kaum übertrie¬ 
ben, denn Griffiths Manager hatte den 
Kampf nur vereinbart, um den Welt¬ 
meister durch einen „Aufbau“-Kampf 
wieder ins Gespräch zu bringen. 

Über Nacht war Carter nun ein Star, 
konnte sich seine Gegner aussuchen, 
kassierte fette Börsen und war wer. 
Reporter standen vor seinen Kabinen¬ 
türen Schlange und der Manager müh¬ 
te sich verzweifelt, dass er nicht zuviel 
über seine Vergangenheit erzählte. Die 
eignete sich nämlich kaum, gedruckt zu 
werden. Das erste Mal hatte man den in 
einem Armenviertel aufgewachsenen 
Afroamerikaner mit acht Jahren ver¬ 
urteilt. Schon in diesem Alter musste 
er helfen, seine Familie zu ernähren. 
Früh um fünf schleppte er Eisstangen 
für Kühlschränke treppauf und als man 
ihn eines Tages sogar den Lieferwagen 
steuern ließ, musste man ihm Kissen 
unterlegen, damit er die Straße über¬ 
sehen konnte. Nachmittags tobte er mit 
der Straßengang „Apachen“ durch die 
Straßen und beteiligte sich an einem 
in dem Viertel üblichen „Wettkampf“: 
Die Teilnehmer rannten an einem La¬ 
den vorüber und wer das wertvollste 
Kleidungsstück stahl, hatte gewonnen. 
Der Vater zwang ihn, die geklauten Pul¬ 
lis und T-Shirts zurückzubringen. Poli¬ 
zei wurde geholt und er verurteilt. 


Später meldete er sich freiwil¬ 
lig zur Armee, weil ihn dort niemand 
nach Vorstrafen fragte und als er den 
Heeresmeister ausknockte, nominier¬ 
te man ihn für die Olympiamannschaft 
1956, aber er wollte lieber wieder nach 
Hause. Er engagierte sich als inzwi- 



Unter dem Titel „The Hurricane“ 
wurde das Leben von Rubin Carter 
1999 verfilmt. 


sehen namhafter Boxer für die Rech¬ 
te der Afroamerikaner in den USA 
und das mochte man nicht. Als er mit 
Martin Luther King demonstrierte, 
lastete man ihm einen Mord an, den 
er nie begangen haben konnte. Be¬ 
rühmte Schriftsteller engagierten sich 


für ihn, Muhammad Ali boxte in New 
Yorks größter Halle und spendete die 
Einnahmen für seine Anwälte. Am 
16. Juni 1966 war er verhaftet worden. 
Zeugen, die später einräumten, von 
der Polizei gezwungen worden zu sein, 
ihn zu belasten, besannen sich und wi¬ 
derriefen ihre Aussagen, aber auch 
alle Revisionsprozesse endeten mit 
Schuldsprüchen. Die Richter blieben 
bei ihrem Urteil, bis sich eines Tages 
der Bundesrichter H. Lee Sarokin die 
Akten noch einmal kommen ließ, sie 
durchsah und danach mitteilte: „Das 
am 26. Mai 1967 gefällte Urteil gegen 
Rubin Carter beruhte auf Rassismus 
und nicht auf Vernunft, auf Verschlei¬ 
erung und nicht auf Aufdeckung.“ Nach 
19-jähriger Haft wurde er 1985 aus dem 
Zuchthaus Trenton entlassen. Er reiste 
am nächsten Tag nach Toronto in Ka¬ 
nada und gründete dort einen Verein 
zur Unterstützung zu Unrecht Verur¬ 
teilter, der großen Zulauf fand. 

Schließlich wurde er doch noch 
Weltmeister: 1993 entschied das World 
Boxing Council, der Welt höchste Box- 
Instanz, ihm als einzigen Boxer der 
Geschichte einen Weltmeistergürtel 
zu verleihen, der nicht im Ring errun¬ 
gen worden war. Unlängst starb Carter 
77-jährig. 

Was das alles mit dem Thema „Un¬ 
rechtsstaat“ zu tun hat? Im Grunde gar 
nichts, aber das Spektakel der letzten 
Wochen kam mir irgendwie in den Sinn, 
als ich von den Schlagzeilen am Zei¬ 
tungsstand belehrt wurde, dass ich in 
einem Unrechtsstaat gelebt haben soll. 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Unter aller Augen: Der NSU 
auf der Bühne, D 2014 

Zwischen 2000 und 2007 haben sie 
zehn Menschen ermordet: Uwe Böhn- 
hardt, Uwe Mundlos und ihre mut¬ 
maßliche Komplizin Beate Zschäpe - 
die Köpfe des Nationalsozialistischen 
Untergrunds, kurz NSU. Die rassisti¬ 
schen Morde des Terror-Trios und der 
laufende Gerichtsprozess beschäfti¬ 
gen zahlreiche Theatermacher in ganz 
Deutschland. 2014 ist der NSU ein 
dominierendes Thema auf deutschen 
Bühnen. Anhand von drei Inszenie¬ 
rungen zeigt die Dokumentation, wie 
Theatermacher versuchen, das Unfass¬ 
bare fassbar zu machen. Wie konnte 
es soweit kommen? Warum mussten 
zehn Menschen sterben? 

Sa., 22.11., 22.50-23.35 Uhr, 3sat 

Sechse kommen durch 
die Welt, DDR 1972 

Ein Krieg ist zu Ende gegangen. Wäh¬ 
rend der König sich selbst den „Orden 
der eigenen Unsterblichkeit“ verleiht 
und auch seine Marschälle - hölzerne 
Puppen - mit Orden bedenkt, erhal¬ 
ten die Soldaten nur je drei Heller für 
ihre Dienste. Als ein Soldat dagegen 


aufbegehrt, wird er vom König gefan¬ 
gen genommen. Er schwört dem Mo¬ 
narchen, einst dessen gesamte Reich- 
tümer zu besitzen. Frei nach den Brü¬ 
dern Grimm. 

So., 23.11., 12.00-13.30 Uhr, kika 

Vertrauter Feind: Nazis im 
Dienst der CIA, D 2014 

Sie waren Verbrecher, Folterer und 
Massenmörder: 1945 fliehen Dutzen¬ 
de hochrangige Nationalsozialisten 
vor der Justiz der Alliierten ins siche¬ 
re Exil. Dort weiss man ihre Erfahrung 
durchaus zu nutzen. Rekrutiert von 
der CIA, werden die alten Feinde zu 
Verbündeten im Kalten Krieg. 

So., 23.11., 23.45-0.30 Uhr, zdf 

Hälfte des Lebens, DDR 1985 

Der Film schildert zehn entscheiden¬ 
de Lebensjahre Friederich Hölderlins, 
die mit seiner Liebe zu der verheirate¬ 
ten Susette Gontard beginnen und mit 
der am 11. September 1806 erfolgten 
Einweisung des 36-Jährigen in eine Tü¬ 
binger Nervenklinik enden wird, von 
wo er am 3. Mai 1807 als „unheilbar“ 
entlassen wurde. 

Mo., 24.11., 23.40-1.20 Uhr, mdr 















